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IV 

(Informationen) 

INFORMATIONEN DER ORGANE UND EINRICHTUNGEN DER 
EUROPÄISCHEN UNION 

KOMMISSION 

Euro-Wechselkurs ( 1 ) 

12. Juni 2009 

(2009/C 134/01) 

1 Euro = 

Währung Kurs 

USD US-Dollar 1,4004 

JPY Japanischer Yen 137,55 

DKK Dänische Krone 7,4457 

GBP Pfund Sterling 0,85380 

SEK Schwedische Krone 10,7555 

CHF Schweizer Franken 1,5099 

ISK Isländische Krone 

NOK Norwegische Krone 8,8845 

BGN Bulgarischer Lew 1,9558 

CZK Tschechische Krone 26,655 

EEK Estnische Krone 15,6466 

HUF Ungarischer Forint 277,81 

LTL Litauischer Litas 3,4528 

LVL Lettischer Lat 0,6966 

PLN Polnischer Zloty 4,4791 

RON Rumänischer Leu 4,2001 

TRY Türkische Lira 2,1532 

Währung Kurs 

AUD Australischer Dollar 1,7255 

CAD Kanadischer Dollar 1,5708 

HKD Hongkong-Dollar 10,8543 

NZD Neuseeländischer Dollar 2,1893 

SGD Singapur-Dollar 2,0338 

KRW Südkoreanischer Won 1 750,32 

ZAR Südafrikanischer Rand 11,2452 

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 9,5701 

HRK Kroatische Kuna 7,2582 

IDR Indonesische Rupiah 14 138,50 

MYR Malaysischer Ringgit 4,9091 

PHP Philippinischer Peso 66,418 

RUB Russischer Rubel 43,3717 

THB Thailändischer Baht 47,768 

BRL Brasilianischer Real 2,7099 

MXN Mexikanischer Peso 18,7584 

INR Indische Rupie 66,6640
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( 1 ) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.



Stellungnahme des Beratenden Ausschusses für Unternehmenszusammenschlüsse abgegeben auf der 
142. Sitzung vom 5. September 2007 zum Entwurf einer Entscheidung in der Sache COMP/M.4525 

— Kronospan/Constantia 

Berichterstatter: Spanien 

(2009/C 134/02) 

1. Der Beratende Ausschuss teilt die Auffassung der Kommission, dass es sich bei dem angemeldeten 
Vorhaben um einen Zusammenschluss im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusions­
kontrollverordnung handelt. 

2. Der Beratende Ausschuss teilt die Auffassung der Kommission, dass es sich bei dem angemeldeten 
Vorhaben zwar nicht um einen Zusammenschluss von gemeinschaftsweiter Bedeutung im Sinne von 
Artikel 1 handelt, es sich aber nach einzelstaatlichem Recht in Deutschland, Lettland, Österreich, Polen, 
der Slowakei und Ungarn prüften ließe. Das Vorhaben kann daher nach Artikel 4 Absatz 5 der 
Fusionskontrollverordnung von der Kommission geprüft werden. 

3.1. Der Beratende Ausschuss schließt sich der von der Kommission vorgenommenen Definition der sach­
lich relevanten Märkte für a) Rohspanplatten und b) beschichtete Spanplatten an. 

3.2. Der Beratende Ausschuss teilt die Auffassung der Kommission, dass auf eine genaue Abgrenzung des 
sachlich relevanten Marktes für c) Dekorlaminate und d) Postformingelemente in diesen beiden Fällen 
verzichtet werden kann. 

4.1. Der Beratende Ausschuss schließt sich der Definition der Kommission an, nach der der räumlich 
relevante Markt für Rohspanplatten sich auf ein Gebiet von rund 500 km Durchmesser um die 
Produktionsanlagen des ursprünglichen Zielunternehmens erstreckt. 

4.2. Der Beratende Ausschuss teilt die Auffassung der Kommission, dass die Definition des räumlich 
relevanten Marktes für beschichtete Spanplatten mindestens Mitteleuropa und möglicherweise den 
EWR umfasst. 

4.3. Der Beratende Ausschuss teilt die Auffassung der Kommission, dass der räumlich relevante Markt für 
Dekorlaminate und Postformingelemente mindestens den EWR umfasst. 

5. Der Beratende Ausschuss teilt die Auffassung der Kommission, dass das ursprünglich geplante Rechts­
geschäft den wirksamen Wettbewerb auf dem Gemeinsamen Markt erheblich beeinträchtigt hätte, weil 
es in bestimmten Gebieten in einem Umkreis von 500 km um die Produktionsanlagen des ursprün­
glichen Zielunternehmens zu nicht koordinierten Effekten auf dem Markt der Rohspanplattenproduk­
tion gekommen wäre. 

6. Der Beratende Ausschuss teilt die Auffassung der Kommission, dass das ursprünglich geplante Rechts­
geschäft den wirksamen Wettbewerb auf dem Markt für beschichtete Spanplatten nicht erheblich be­
einträchtigt hätte. 

7. Der Beratende Ausschuss teilt die Auffassung der Kommission, dass alle Bedenken hinsichtlich des 
Auftretens etwaiger koordinierter Effekte aufgrund des ursprünglich geplanten Rechtsgeschäfts durch 
die Änderung des Vorhabens und die von der Anmelderin eingegangenen Verpflichtungen ausgeräumt 
worden sind. 

8. Der Beratende Ausschuss teilt die Auffassung der Kommission, dass es sehr unwahrscheinlich ist, dass 
Anreize für das neue Unternehmen bestehen, seine Wettbewerber durch die Fusion von vertikal inte­
grierten Unternehmen zu verdrängen, selbst wenn es dazu in der Lage sein dürfte. 

9. Der Beratende Ausschuss teilt die Auffassung der Kommission, dass der geplante Zusammenschluss bei 
vollständiger Einhaltung der von den Parteien angebotenen Zusagen nicht zu einer wesentlichen Be­
einträchtigung des wirksamen Wettbewerbs auf dem Gemeinsamen Markt oder einem Teil desselben 
insbesondere durch Schaffung oder Stärkung einer beherrschenden Stellung im Sinne des Artikels 2 
Absatz 2 der Fusionskontrollverordnung führen wird und dass der geplante Zusammenschluss infol­
gedessen als mit Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 8 Absatz 2 der Fusionskontrollverordnung sowie mit 
Artikel 57 EWR-Abkommen vereinbar eingestuft werden kann. 

10. Der Beratende Ausschuss ersucht die Kommission, alle weiteren in der Diskussion vorgebrachten 
Punkte zu berücksichtigen.
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Abschlussbericht des Anhörungsbeauftragten in der Sache COMP/M.4525 — Kronospan/Constantia 

(nach den Artikeln 15 und 16 des Beschlusses 2001/462/EG, EGKS der Kommission vom 23. Mai 2001 über das 
Mandat von Anhörungsbeauftragten n bestimmten Wettbewerbsverfahren — ABl. L 162 vom 19.6.2001, S. 21) 

(2009/C 134/03) 

Am 4. Mai 2007 meldete die Kronospan Holding GmbH („Kronospan“, Deutschland) die geplante Über­
nahme der Sprela GmbH („Sprela“, Deutschland), des Unternehmens Falco CC („Falco“, Ungarn) und der 
Sparte Rohe und Beschichtete Spanplatten der FunderMax GmbH („FunderMax“, Österreich) von der Con­
stantia Industries AG bei der Kommission an. 

Nach Prüfung der Anmeldung kam die Kommission zu dem Schluss, dass das angemeldete Rechtsgeschäft 
ernsthafte Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit der Übernahme mit dem Gemeinsamen Markt aufwarf, 
und zwar in Bezug auf zwei Produktmärkte: i) den Markt für rohe Spanplatten und ii) den Markt für 
beschichtete Spanplatten. Die Kommission beschloss daraufhin am 14. Juni 2007, das Prüfverfahren nach 
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 einzuleiten. 

Am 20. Juni 2007 wurde der Anmelderin gemäß Randnummer 45 des Leitfadens Best Practices on the conduct 
of EC merger control proceedings Einsicht in die wichtigsten Unterlagen gewährt. 

Am 12. Juli 2007 schlugen die beteiligten Unternehmen eine Änderung an dem angemeldeten Rechtsge­
schäft vor, um die ernsthaften Bedenken der Kommission auszuräumen. Die Änderung sah vor, dass Kron­
ospan lediglich die Kontrolle an Sprela und Falco erwarb, während FunderMax bei Constantia verblieb. Das 
Käuferunternehmen verpflichtete sich außerdem, über einen gewissen Zeitraum vom Erwerb von FunderMax 
Abstand zu nehmen. Am 31. Juli 2007 legten die beteiligten Unternehmen ein überarbeitetes Verpflich­
tungsangebot vor. 

Der von der Kommission von Mai bis Juli 2007 durchgeführte Markttest bestätigte, dass die ernsthaften 
Bedenken der Kommission, dass es durch die Transaktion zu Beeinträchtigungen des Wettbewerbs kommen 
könnte, durch die vorgeschlagenen Änderungen ausgeräumt werden. 

Die Kommission entschied deshalb, der Anmelderin keine Mitteilung der Beschwerdepunkte in dieser Sache 
zu übermitteln. 

Es gab keine Beanstandungen der beteiligten Unternehmen hinsichtlich der Ordnungsmäßigkeit des Ver­
fahrens. 

Das Recht auf Anhörung aller an diesem Verfahren Beteiligten ist somit nach meinem Dafürhalten gewahrt 
worden. 

Brüssel, den 10. September 2007 

Serge DURANDE
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ZUSAMMENFASSUNG EINER ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

vom 19. September 2007 

zur Feststellung der Vereinbarkeit eines Zusammenschlusses mit dem Gemeinsamen Markt und dem 
EWR-Abkommen 

(Sache COMP/M.4525 — Kronospan/Constantia) 

(Nur der englische Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2009/C 134/04) 

Am 19. September 2007 nahm die Kommission nach der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates vom 20. Ja­
nuar 2004 über die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen und insbesondere Artikel 8 Absatz 2 eine 
Entscheidung über einen Unternehmenszusammenschluss an. Eine nichtvertrauliche Fassung des vollständigen Wortlauts 
der Entscheidung kann in der verbindlichen Sprachfassung der Wettbewerbssache und in den Arbeitssprachen der 
Kommission auf der Website der Generaldirektion Wettbewerb unter folgender Adresse eingesehen werden: 

http://ec.europa.eu/comm/competition/index_en.html 

I. ZUSAMMENFASSUNG 

1. Am 4. Mai 2007 ist infolge einer Verweisung nach Arti­
kel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des 
Rates (nachstehend „Fusionskontrollverordnung“ ge­
nannt) die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Ar­
tikel 4 der Fusionskontrollverordnung bei der Kommission 
eingegangen. Danach war Folgendes beabsichtigt: Die zur 
Kronospan–Gruppe gehörende Kronospan Holding GmbH, 
Deutschland (nachstehend „Kronospan“ oder „Anmelde­
rin“ genannt) erwirbt im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 
Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung die alleinige 
Kontrolle über die Geschäftssparten Spanplatten (Rohspan­
platten und beschichtete Spanplatten) sowie Dekorlaminate 
und Komponenten der Unternehmen Fundermax GmbH 
(„Fundermax“, Österreich), Falco CC („Falco“ Ungarn) 
und Sprela GmbH („Sprela“, Deutschland) (nachstehend 
zusammen „ursprüngliches Zielunternehmen“ genannt) 
von der Constantia Industries AG („Constantia“, Öster­
reich, nachstehend gemeinsam mit dem Käufer „beteiligte 
Unternehmen“ genannt). 

2. Kronospan ist weltweit in der Produktion und im Vertrieb 
von Holzwerkstoffplatten und verwandten Produkten tätig, 
insbesondere in der Produktion von Rohspanplatten, be­
schichteten Spanplatten, Dekorlaminaten, Postformingele­
menten (Komponenten) sowie verwandten Produkten wie 
kunstharzbeschichtetem und spezialbeschichtetem Papier. 

3. Das ursprüngliche Zielunternehmen gehört derzeit zur ös­
terreichischen Constantia-Gruppe. Es ist in der Produktion 
von Rohspanplatten und beschichteten Spanplatten, Dekor­
laminaten, Holzwerkstoffplatten auf Zementbasis und 
Halbfertigerzeugnissen (sogenannten „Halbteilen“) und als 
Postformingelemente (Komponenten) bezeichneten HPL- 
und CPL-beschichteten Rohspanplatten tätig, die als Fertig­
elemente für Arbeitsplatten und Fensterbänke oder als Roh­
material für Verbundplatten vertrieben werden. Rohspan­
platten und beschichtete Spanplatten werden von Constan­
tia in zwei relativ nah beieinander liegenden Betriebsstätten 
hergestellt: Fundermax in Neudörfl/St. Veit (Österreich) und 
Falco in Szombately (Ungarn). 

4. Nach Prüfung der Anmeldung kam die Kommission zu 
dem Schluss, dass das angemeldete Vorhaben unter die 
Fusionskontrollverordnung fällt und dass ernste Zweifel 
an seiner Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt 
und dem EWR-Abkommen bestehen. Daher beschloss sie 
am 14. Juni 2007, das Verfahren nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Fusionskontrollverordnung einzuleiten. 

5. Am 12. Juli 2007 legten die beteiligten Unternehmen einen 
Vorschlag zur Änderung des Zusammenschlusses sowie 
Verpflichtungen vor, um das Vorhaben mit dem gemein­
samen Markt in Einklang zu bringen. Gemäß diesem Vor­
schlag würde Kronospan nur zwei der drei zum ursprün­
glichen Zielunternehmen gehörenden Gesellschaften, und 
zwar Falco und Sprela, erwerben (nachstehend „neues 
Zielunternehmen“ genannt), wohingegen Fundermax bei 
Constantia verbliebe. Außerdem verpflichtet sich Kron­
ospan, [während eines bestimmten Zeitraums] (*) Funder­
max weder direkt noch über ein von ihm kontrolliertes 
Unternehmen oder mit ihm verbundenes Unternehmen 
ganz oder teilweise zu erwerben. 

6. Aufgrund einer Marktuntersuchung gelangte die Kommis­
sion zu dem Schluss, dass die von Kronospan vorgeschla­
gene Änderung des Zusammenschlusses und die eingegan­
genen Verpflichtungen ausreichen, um die ernsten Zweifel 
an der Vereinbarkeit des angemeldeten Zusammenschlusses 
mit dem Gemeinsamen Markt und dem EWR-Abkommen 
auszuräumen. 

7. Die beteiligten Unternehmen wurden von den Ergebnissen 
dieser Marktuntersuchung unterrichtet. Nach der Unter­
zeichnung der Änderungsvereinbarung zu der Rahmenver­
einbarung (Anhang 1 der Verpflichtungen, nachstehend 
„Änderungsvereinbarung“ genannt) am 31. Juli 2007 
legte Kronospan die endgültigen Verpflichtungen vor,
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(*) Teile dieser Entscheidung wurden so abgefasst, dass vertrauliche An­
gaben nicht offengelegt werden; diese Teile stehen in eckigen Klam­
mern und sind durch ein gekennzeichnet.
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denen zufolge das Unternehmen während eines bestimm­
ten Zeitraums (die genauen Zeitangaben sind vertraulich) 
auf den Erwerb der alleinigen oder gemeinsamen Kontrolle 
über Fundermax verzichtet. 

8. Daher wurde das angemeldete Vorhaben in der geänderten 
Form vorbehaltlich der Einhaltung der Verpflichtungen 
nach Artikel 2 Absatz 2 der Fusionskontrollverordnung 
für mit dem Gemeinsamen Markt und dem EWR-Abkom­
men vereinbar erklärt. 

II. BEGRÜNDUNG 

1. Sachlich relevante Märkte 

9. Beide beteiligten Unternehmen sind in der Herstellung und 
im Vertrieb von Erzeugnissen auf Holzbasis tätig. Ihre Ge­
schäftsfelder überschneiden sich in der Produktion und im 
Vertrieb von Rohspanplatten, beschichteten Spanplatten, 
Komponenten und Dekorlaminaten. 

10. Die beteiligten Unternehmen geben an, dass der Markt für 
Rohspanplatten einen eigenständigen sachlichen Markt dar­
stellt. Dies wurde in der Marktuntersuchung bestätigt und 
entspricht auch der Einschätzung in einem neueren Fu­
sionskontrollfall ( 1 ), bei dem es um die gleichen Produkte 
ging wie im vorliegenden Fall. Dies lässt den Schluss zu, 
dass Rohspanplatten einen eigenständigen sachlich relevan­
ten Markt bilden. 

11. Bei beschichteten Spanplatten handelt es sich um durch 
Beschichtung veredelte Rohspanplatten. Die beteiligten Un­
ternehmen geben an, dass dieser Markt ebenfalls als eigen­
ständiger sachlich relevanter Markt zu betrachten ist. Dies 
wurde in der Marktuntersuchung bestätigt und entspricht 
auch den Feststellungen in dem oben genannten neueren 
Fall. Beschichtete Spanplatten bilden somit einen eigenstän­
digen sachlich relevanten Markt. 

12. Dekorlaminate bestehen aus mehreren miteinander ver­
leimten Lagen von mit Harz oder Melamin imprägniertem 
Kraftpackpapier (für den Kern) und Dekorpapier (für die 
Oberfläche). Sie werden z. B. für Duschkabinen, Fassaden 
und Balkone verwendet. Unterschieden werden kann zwi­
schen Hochdrucklaminat (HPL), Continuous pressure Lami­
nat (CPL) und kompaktem Laminat. 

13. Bei keiner der möglichen Abgrenzungen des sachlich rele­
vanten Marktes für Dekorlaminate bestehen Anzeichen für 
wettbewerbsrechtliche Bedenken. Die Frage einer weitergeh­
enden Unterteilung des Marktes, z. B. nach verschiedenen 
Typen von Dekorlaminaten oder verschiedenen Dekorpa­
pieren, kann daher im Rahmen dieser Entscheidung offen 
bleiben. 

14. Komponenten oder Postforming-Elemente sind mit Lami­
nat (HPL oder CPL) beklebte Spanplatten, aus denen ein 
bestimmtes Profil geformt wurde. Da auch hier keinerlei 

Anzeichen für wettbewerbsrechtliche Probleme vorliegen, 
kann eine genaue Marktabgrenzung dahingestellt bleiben. 

2. Räumlich relevante Märkte 

Rohspanplatten 

15. Die Informationen, die die Kommission während ihrer Un­
tersuchung einholte, bestätigten, dass die überwiegende 
Mehrzahl (81 % im Jahr 2006) der Lieferungen in einem 
Radius von 500 km um die jeweiligen Produktionsanlagen 
erfolgt. 

16. Insbesondere in den Mitgliedstaaten in der Nähe der beiden 
Constantia-Werke an der österreichisch-ungarischen Grenze 
(Slowakei, Ungarn, Tschechische Republik, Slowenien und 
Österreich) ist nach den Ermittlungen der Kommission der 
Anteil der Lieferungen an Kunden innerhalb eines Radius 
von 500 km erheblich. Aus den Lieferdaten der wichtigsten 
Rohspanplattenhersteller in diesem Gebiet ist ersichtlich, 
dass die slowakischen Kunden [90-100 %] (*) aller Roh­
spanplatten von Produktionsanlagen in einem Umkreis 
von 500 km beziehen. Für die anderen Mitgliedstaaten 
wurden folgende Prozentzahlen ermittelt: Ungarn [90- 
100 %] (*), Tschechische Republik [90-100 %] (*), Slowe­
nien [80-90 %] (*) und Österreich [80-90 %] (*). Die Mehr­
zahl der Kunden in diesen Mitgliedstaaten beziehen ihre 
Rohspanplatten also von Werken in einer Entfernung von 
unter 500 km von ihren eigenen Betriebsstätten. 

17. Nationale Marktanteile sind jedoch keine zuverlässigen In­
dikatoren für die Beurteilung der Marktmacht nach dem 
Zusammenschluss, da die nationalen Grenzen nicht not­
wendigerweise für die Wettbewerbsbeziehung zwischen 
Produktionsanlagen ausschlaggebend sind (so können z. 
B. zwei Betriebsstätten zu beiden Seiten einer Grenze 
eher untereinander substituierbar sein, als zwei weiter aus­
einander liegende Betriebsstätten in demselben Land). Aus­
schlaggebend für die wettbewerbsrechtliche Würdigung ist 
letztendlich, welche wirtschaftlich realistischen Bezugsalter­
nativen den Kunden nach dem Zusammenschluss zur Ver­
fügung stehen. 

18. Die Kommission geht folglich davon aus, dass das ur­
sprüngliche Vorhaben den Wettbewerb in einem Gebiet 
mit einem Radius von etwa 500 km um die Produktions­
anlagen des ursprünglichen Zielunternehmens hätte ein­
schränken können (nachstehend „betroffenes Gebiet“ ge­
nannt). ( 2 ) Nach Ansicht der Kommission gehören diejeni­
gen Kunden innerhalb dieses Gebiets, die die gleichen rea­
listische Bezugsalternativen haben, mit hoher Wahrschein­
lichkeit zu demselben räumlich relevanten Markt, da sie 
homogenen Wettbewerbsbedingungen ausgesetzt sein dürf­
ten. Aus diesem Ansatz folgt, dass die Transportentfernung 
für Rohspanplatten als wichtiger Anhaltspunkt dafür die­
nen kann, ob eine bestimmte Produktionsanlage noch eine 
realistische Bezugsalternative für einen bestimmten Kunden 
darstellt.
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( 1 ) Entscheidung der Kommission vom 28. Juni 2006, Sache 
COMP/M.4165 Sonae Indústria/Hornitex. 

( 2 ) Die beiden Betriebsstätten für Rohspanplatten sind 70 km voneinan­
der entfernt.



Beschichtete Spanplatten 

19. Die Untersuchung in Phase I bestätigte die Auffassung der 
beteiligten Unternehmen, dass Transportkosten für be­
schichtete Spanplatten eine geringere Rolle spielen als für 
Rohspanplatten. Einige Kunden gaben allerdings an, dass 
der räumlich relevante Markt kleiner sein könnte als der 
von den beteiligten Unternehmen angenommene Markt 
und dass die Produkte nicht gemeinschaftsweit, sondern 
nur über eine Entfernung von bis zu rund 1 000 km ge­
liefert würden. Da sich die Marktanteile der beteiligten Un­
ternehmen auf diesem sachlich relevanten Markt von Land 
zu Land zudem deutlich unterscheiden, zweifelte die Kom­
mission daran, dass die Marktanteile (die die beteiligten 
Unternehmen auf einer gemeinschaftsweiten Basis berech­
net und angegeben hatten) die Wettbewerbsbeziehungen 
auf diesem Markt angemessen widerspiegeln. 

20. Aufgrund der erheblichen Menge an beschichteten Span­
platten, die mehr als 1 000 km transportiert wird, muss 
von einem räumlich relevanten Markt ausgegangen werden, 
der mindestens Mitteleuropa umfasst, aber möglicherweise 
noch weiter sein könnte. Für die Zwecke dieser Entschei­
dung kann jedoch offen bleiben, ob von einem EWR-wei­
ten räumlich relevanten Markt auszugehen ist, da ausge­
schlossen werden kann, dass sich die Lieferbedingungen 
für Kunden in den betroffenen Gebieten, in denen sich 
die Tätigkeiten der beteiligten Unternehmen überschneiden, 
infolge des Zusammenschlusses maßgeblich ändern. 

Dekorlaminate und Komponenten 

21. Die Parteien gaben an, dass bei Dekorlaminaten und Kom­
ponenten mindestens von einem EWR-weiten räumlich re­
levanten Markt auszugehen ist. Sie führen an, dass die 
Transportkosten bei Komponenten und Dekorlaminaten 
im Verhältnis zum Preis keine entscheidende Rolle spielen, 
da es sich anders als bei Rohspanplatten um höherwertige 
Produkte handelt. Kunden haben im Rahmen der Unter­
suchung der Kommission bestätigt, dass der räumliche 
Markt für Dekorlaminate und Komponenten EWR-weit ab­
gegrenzt werden kann. Einige Kunden gaben sogar an, dass 
von einem weltweiten Markt für Dekorlaminate ausgegan­
gen werden könnte. 

22. Diese Ergebnisse stimmen mit früheren Marktuntersuchun­
gen überein. ( 1 ) Nach Ansicht der Kommission umfasst da­
her der räumlich relevante Markt sowohl für Dekorlami­
nate als auch für Komponenten jeweils das Gebiet des 
EWR. ( 2 ) 

3. Wettbewerbsrechtliche Würdigung 

Rohspanplatten 

23. Die folgende Tabelle zeigt, dass das ursprüngliche Vorha­
ben zu hohen Marktanteilen auf dem Markt für Rohspan­

platten in denjenigen Ländern geführt hätte, die in etwa 
dem betroffenen Gebiet um die beiden Produktionsstätten 
des ursprünglichen Zielunternehmens entsprechen. Das neu 
entstandene Unternehmen hätte mit einem Marktanteil von 
[60-80 %] (*) eine marktbeherrschende Stellung eingenom­
men. Das Vorhaben hätte zwei Marktteilnehmer mit erheb­
licher Marktmacht zusammen gebracht, und deren Anteil 
an der Gesamtproduktion um [30-40 %] (*) erhöht. ( 3 ) 

Tabelle 1: Marktanteile in der Region Österreich, Ungarn, Slowakei, 
Slowenien und Tschechische Republik – Quelle: Marktuntersuchung 

Marktanteil in % Betroffenes Gebiet 

Kronospan [30 – 40] % 

Constantia [30 – 40] % 

zusammen [60 – 80] % 

Egger [10 – 20] % 

Sonae/Glunz [0 – 10] % 

Kronoswiss [0 – 10] % 

Pfleiderer [0 – 10] % 

Fantoni [0 – 10] % 

Lesna [0 – 10] % 

DDL [0 – 10] % 

24. In dem betroffenen Gebiet gibt es für Kunden für Rohspan­
platten nur begrenzte Möglichkeiten, die Lieferanten zu 
wechseln. Die Marktuntersuchung zeigte, dass von der An­
gebotsseite aus betrachtet der räumlich relevante Markt an­
hand einer Entfernung zwischen Kunde und Anbieter (Pro­
duktionsanlage) von ungefähr 500 km abzugrenzen ist. 
Aus der Sicht der Kunden ist in diesem Markt die Nähe 
oder relative Entfernung zu Bezugsalternativen der ent­
scheidende Faktor. Die oben aufgeführten Marktanteile er­
lauben zwar erste Rückschlüsse auf die möglichen Auswir­
kungen dieses Zusammenschlusses, lassen diese aber nicht 
in vollem Umfang erkennen. 

25. Bisher hat eine große Zahl von Kunden in dem betroffenen 
Gebiet sowohl von den Werken der Erwerberin als auch 
des ursprünglichen Zielunternehmens Produkte bezogen. 
Beide beteiligten Unternehmen machen einen großen Teil 
ihrer Umsätze mit gemeinsamen Kunden im betroffenen
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( 1 ) Vgl. Entscheidung vom 12. Juni 2006, Sache COMP/M.4048, Sonae 
Indústria/Tarkett/JV, und Entscheidung vom 28. Juni 2006, Sache 
COMP/M.4165, Sonae Indústria/Hornitex. In diesen Entscheidungen 
wurde die Abgrenzung des räumlichen Marktes allerdings offen ge­
lassen. 

( 2 ) Diese EWR-weiten Märkte sind nicht betroffen, da der gemeinsame 
Marktanteil der beteiligten Unternehmen (wobei von dem ursprün­
glichen Zielunternehmen ausgegangen wird) auf beiden Märkten je­
weils 10 % nicht überschreiten würde. 

( 3 ) Zu beachten ist, dass die Kommission die Marktanteile mit Hilfe der 
Transportdaten der Hauptlieferanten, die in das betroffene Gebiet 
liefern, geschätzt hat: Kronospan, Constantia, Kronoswiss, Pfleiderer, 
Sonae, Egger, Fantoni, DDl und Lesna. Diese Marktanteile können 
leicht überbewertet sein, da die Kommission Daten kleinerer Wett­
bewerber nicht berücksichtigt hat; ihr Marktanteil dürfte aber sehr 
gering sein.



Gebiet. Das ursprünglich angemeldete Vorhaben hätte zum 
Verlust einer wesentlichen unabhängigen Bezugsquelle der 
Kunden geführt und dem neu entstandenen Unternehmen 
die Möglichkeit zu Preiserhöhungen gegeben. Diese Mö- 
glichkeit des neuen Unternehmens (in der ursprünglich ge­
planten Form), die Preise zu erhöhen, hätte auch nicht 
durch größere Lieferungen aus anderen Quellen begrenzt 
werden können; dem stehen Kapazitätsgrenzen und eine 
steigende Nachfrage entgegen 

26. Nach den obigen Ausführungen würde sich die Zahl der 
echten Bezugsalternativen in Slowenien, der Slowakei, im 
Südosten von Österreich und im größten Teil Ungarns 
durch das ursprüngliche Zusammenschlussvorhaben von 
4 auf 3 Hauptlieferanten reduzieren. ( 1 ) Während Kunden 
in diesem Gebiet ihre Ware vor dem Zusammenschluss 
auch von Pfleiderer, Constantia, Kronoswiss und Kro- 
nospan beziehen konnten, würden sich ihre Liefermöglich­
keiten nach dem Zusammenschluss auf Pfleiderer, Kronos­
wiss und das neue Unternehmen beschränken. 

27. Durch die geringen Möglichkeiten, den Lieferanten zu 
wechseln, wirken sich Preiserhöhungen auf Kunden in 
den betroffenen Gebieten besonders gravierend aus. Hätte 
eines der am Zusammenschluss beteiligten Unternehmen 
vor der Fusion seine Preise erhöht, so hätte es einen Teil 
seines Absatzes an das andere beteiligte Unternehmen ver­
loren. Durch die Fusion würde dieser Wettbewerbsdruck 
entfallen. Außerdem würden auch nicht an dem Zusam­
menschluss beteiligte Unternehmen von diesem geringeren 
Wettbewerbsdruck profitieren, weil die Preiserhöhung der 
fusionierenden Unternehmen einen Teil der Nachfrage zu 
ihnen umleiten würde, wodurch auch sie ihre Preise erhö­
hen könnten. Die Abnahme dieses Wettbewerbsdrucks, die 
sich anhand der Marktanteile ermitteln lässt, könnte eine 
erhebliche Preiserhöhung im betroffenen Gebiet zur Folge 
haben. 

28. Die Marktuntersuchung der Kommission bestätigte, dass 
die Hauptlieferanten nicht über genügend freie Kapazitäten 
verfügen, um größere Mengen in das betroffene Gebiet zu 
liefern. Für eine Erweiterung der Kapazität wären umfang­
reiche Investitionen und eine beträchtliche Vorlaufzeit nö­
tig. Zwar wird erwartet, dass in den nächsten zwei Jahren 
im EWR eine gewisse Kapazität hinzukommen wird (vor 
allem in den neuen Egger-Werken in Rumänien und im 
Vereinigten Königreich sowie in einem neuen Werk von 
Kronospan in der Slowakei ( 2 ), diese zusätzlichen Kapazitä­
ten würden aber kaum ausreichen, um die steigende Nach­
frage nach Rohspanplatten von rund [400 000- 
500 000] m 3 zu decken. 

29. Nach Auffassung der Kommission ist die Rohspanplatten­
sparte von Constantia, insbesondere Fundermax, ein bedeu­
tender, starker Wettbewerber im betroffenen Gebiet, der 
durch das ursprüngliche Vorhaben als unabhängiger Wett­
bewerber ausgeschaltet worden wäre. 

Beschichtete Spanplatten 

30. Da die Transportkosten bei beschichteten Spanplatten auf­
grund des höheren Mehrwerts des Produktes von geringerer 
Bedeutung sind, kann eine Lieferung des Produkts über 
größere Entfernungen trotzdem rentabel sein. Wie oben 
dargelegt, kam die Kommission zu dem Schluss, dass große 
Mengen an beschichteten Spanplatten über mehr als 
1 000 km geliefert werden, was bedeutet, dass der betrof­
fene Markt mindestens Mitteleuropa und möglicherweise 
sogar ein größeres Gebiet umfasst. Auf der Grundlage die­
ser räumlichen Abgrenzung kam die Kommission zu dem 
Ergebnis, dass keine Bedenken hinsichtlich der Vereinbar­
keit des ursprünglichen Vorhabens mit dem Gemeinsamen 
Markt bestehen würden. 

31. Laut den Lieferdaten, die im Rahmen der Phase-II-Markt­
untersuchung zusammengetragen wurden, beziehen diese 
Abnehmer bereits beschichtete Spanplatten von Lieferanten 
in Belgien, Deutschland, Frankreich, Österreich usw. (wie z. 
B. von Egger, Pfleiderer, Sonae und Kronoswiss und ande­
ren) und würden dies auch nach dem Zusammenschluss 
weiterhin tun können. Somit hätte das ursprüngliche Vor­
haben den wirksamen Wettbewerb auf dem Markt für be­
schichtete Spanplatten nicht erheblich beeinträchtigt. 

Koordinierte Effekte 

32. Der Markt für Rohspanplatten hat verschiedene Merkmale, 
die eine Abstimmung zum Zwecke höherer Verkaufspreise 
begünstigen. Auch die Anbieter kennen die Preise ihrer 
Wettbewerber gut und es kommt vor, dass Anbieter sich 
gegenseitig beliefern. Abnehmer haben den Verdacht ge­
äußert, dass die führenden Anbieter ihre Preise gegenseitig 
kennen. Einige Wettbewerber gaben an, dass ihnen die 
Preise ihrer Wettbewerber vor allem wegen der Reaktionen 
ihrer Kunden auf ihre Angebote bekannt seien. 

33. Durch das ursprüngliche Vorhaben wäre es wahrscheinli­
cher geworden, dass Anbieter von Spanplatten ihr Verhal­
ten abstimmen können oder eine solche Abstimmung 
leichter, konstanter oder wirksamer würde, weil es durch 
den Zusammenschluss weniger Anbieter von Rohspanplat­
ten als vorher gegeben hätte. Solche Bedenken wurden in 
jedem Fall durch die Änderungen an dem Vorhaben und 
die von der Anmelderin eingegangenen Verpflichtungen 
ausgeräumt, weil dadurch eine ähnliche Marktstruktur wie 
vor dem Zusammenschluss erhalten bleibt. 

Vertikale Effekte 

34. Bei den führenden Anbietern von beschichteten Spanplat­
ten – Sonae, Pfleiderer, Egger und Kronospan – handelt es 
sich um vertikal integrierte Unternehmen. Einige Wettbe­
werber der führenden Anbieter beschichteter Spanplatten 
verfügen jedoch über keine Rohspanplattenproduktion für 
den Eigenbedarf; bei ihnen handelt es sich größtenteils um 
kleinere Anbieter beschichteter Spanplatten.
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( 1 ) Obwohl einige weniger bedeutende Marktteilnehmer in den genann­
ten Gebieten tätig sind, ist ihre Präsenz laut den Marktanteildaten der 
beteiligten Unternehmen gering. Außerdem gaben Kunden an, dass 
sie diese Marktteilnehmer nicht als echte Alternative ansähen, insbe­
sondere nicht bei größeren Bestellungen. 

( 2 ) Kronospan plant Investitionen und Kapazitätserweiterungen in der 
Slowakei (Zvolen).



35. Auf dem Markt für beschichtete Spanplatten sind die ver­
tikal nicht integrierten Wettbewerber beim Materialinput 
von den Rohspanplattenherstellern abhängig. Da die wich­
tigsten Anbieter von Rohspanplatten vertikal integriert sind 
und gleichzeitig auf dem Markt für beschichtete Spanplat­
ten konkurrieren, wiesen einige Wettbewerber und Abneh­
mer darauf hin, dass das neue Unternehmen in der Lage 
wäre und auch einen Anreiz hätte, seine Wettbewerber 
durch Einstellung der Lieferung von Rohspanplatten, An­
hebung der Preise für Rohspanplatten oder wettbewerbs­
widrige Lieferbedingungen vom Markt für beschichtete 
Spanplatte zu verdrängen. 

36. Da jedoch die Lieferung von beschichteten Spanplatten 
über Entfernungen von mehr als 1 000 km erfolgt, würde 
sich die Lage der Abnehmer von beschichteten Spanplatten 
nur ändern, wenn ihre Bezugsalternativen innerhalb dieses 
größeren räumlichen Maßstabs beeinträchtigt würden. So­
mit müssen mögliche vertikale Auswirkungen hinsichtlich 
des Angebots von Rohspanplatten als Ausgangsstoff für die 
Hersteller von beschichteten Spanplatten in dem geographi­
schen Rahmen für beschichtete Spanplatten betrachtet wer­
den, selbst wenn die Hersteller Rohspanplatten nur aus 
einem Umkreis von unter 500 km beziehen. Ausgehend 
hiervon sei darauf hingewiesen, dass das Vorhaben die 
Rohspanplattenproduktion der Anmelderin für den freien 
Markt um nur [400 000-500 000 m 3 ] (*) erhöht hätte (un­
ter Berücksichtigung des ursprünglichen Zielunterneh­
mens). Selbst wenn davon ausgegangen würde, dass diese 
gesamte Produktion für die Beschichtung verwendet würde, 
entspräche sie nur drei Prozent der gesamten Beschich­
tungsproduktion im EWR, so dass es nicht zu einer Ab­
schottung kommen dürfte. 

4. Verpflichtungen 

37. Um noch vor der Mitteilung der Beschwerdepunkte die 
Feststellung der Vereinbarkeit des Zusammenschlusses mit 
dem Gemeinsamen Markt und dem EWR-Abkommen ge­
mäß Artikel 10 Absatz 2 der Fusionskontrollverordnung 
durch die Europäische Kommission zu erwirken, boten 
die beteiligten Unternehmen eine Änderung des ursprüng­
lich angemeldeten Zusammenschlusses an. 

38. Die beteiligten Unternehmen schlugen vor, die Rahmenver­
einbarung vom 8. Dezember 2006 noch vor einer Kom­
missionsentscheidung gemäß Artikel 8 Absatz 2 Fusions­
kontrollverordnung dergestalt zu ändern, dass Kronospan 

lediglich die Kontrolle über Sprela und Falco erwirbt, Fund­
ermax hingegen bei Constantia verbleibt. Außerdem ver­
pflichtet sich Kronospan, [während eines gewissen Zeit­
raums] (*) Fundermax weder direkt noch über ein von 
ihm kontrolliertes oder mit ihm verbundenes Unternehmen 
ganz oder teilweise zu erwerben. 

39. Die vorgeschlagene Änderung hätte zum einen den Effekt, 
dass in dem betroffenen Gebiet ein nicht unerhebliches 
Produktionsvolumen von mindestens [400 000- 
500 000] m 3 an Rohspanplatten für den freien Markt ge­
sichert wird. Zum anderen bliebe die Zahl der wichtigen 
Anbieter auf demselben Niveau wie vor dem Zusammen­
schluss. Den Angaben der Anmelderin zufolge würden für 
den freien Markt weitere [30 000-40 000] m 3 verfügbar, 
weil die Verkäufe von Fundermax an Sprela nach dem ge­
änderten Zusammenschluss als Verkäufe auf dem freien 
Markt gelten müssten (und möglicherweise eingestellt wür­
den). ( 1 ) 

40. Falco und Fundermax gehörten bislang zwar zu demselben 
Konzern, hatten aber unterschiedliche Zielgebiete. Haupt­
absatzgebiet von Falco war der Osten (insbesondere Un­
garn), während Fundermax vor allem im Westen verkaufte. 
Nach dem geänderten Zusammenschlussvorhaben wird 
Fundermax weiterhin in den Gebieten konkurrieren, in de­
nen es bereits aktiv ist, und seine Marketing- und Verkaufs­
anstrengungen zusätzlich auf den Osten ausrichten. Falcos 
Abnehmer in den betroffenen Gebieten (insbesondere Un­
garn, Slowakei und Slowenien) können sich nach wie vor 
an Falco/Kronospan wenden, bekommen jedoch mit Fund­
ermax eine zusätzliche Bezugsalternative. 

41. Im Rahmen der Marktuntersuchung wiesen die Befragten 
darauf hin, dass Fundermax in der Nähe von Falco liegt 
(Entfernung etwa 70 km) und somit gut für einen wirk­
samen Wettbewerb mit diesem Unternehmen positioniert 
ist. 

III. SCHLUSSFOLGERUNG 

42. Aus den oben dargelegten Gründen wurde das angemeldete 
Vorhaben in der geänderten Form nach Artikel 2 Absatz 2 
der Fusionskontrollverordnung für mit dem Gemeinsamen 
Markt und dem EWR-Abkommen vereinbar erklärt, sofern 
die der Entscheidung als Anhang beigefügten Verpflichtun­
gen eingehalten werden.

DE C 134/8 Amtsblatt der Europäischen Union 13.6.2009 

( 1 ) Fundermax verfügt derzeit bei Rohspanplatten über eine Produk­
tionskapazität von rund 625 000 m 3 , wohingegen Falcos Produk­
tionskapazität bei rund 300 000 m 3 liegt. Rund 400 000 m 3 davon 
liefert Fundermax an Drittabnehmer, die nicht zur Constantia- 
Gruppe gehören. Falco hingegen produziert in erster Linie für höher­
wertige Erzeugnisse für den Eigenbedarf, wie beschichtete Spanplat­
ten, und kann nur etwa 40 000 m 3 auf dem freien Markt verkaufen.



INFORMATIONEN DER MITGLIEDSTAATEN 

Liste der Zollstellen, die für die Erfüllung der Ausfuhrzollformalitäten für Kulturgüter zuständig 
sind, veröffentlicht gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 116/09 des Rates ( 1 ) 

(2009/C 134/05) 

Mitgliedstaat Name der Zollstelle (gegebenenfalls) Region 

BELGIEN Alle Zollstellen 

BULGARIEN Териториално митническо управление Бургас 
Customs house Bourgas 
(BG001000) 

Митнически пункт Летище Бургас 
Border point Letishte Bourgas 
(BG001002) 

Митнически пункт Малко Търново 
Border point Malko Tarnovo 
(BG1003) 

Териториално митническо управление Варна 
Customs house Varna 
(BG002000) 

Митнически пункт Летище Варна 
Border point Letishte Varna 
(BG002003) 

Митнически пункт Пристанище Варна 
Border point Pristanishte Varna 
(BG002005) 

Териториално митническо управление Пловдив 
Customs house Plovdiv 
(BG003000) 

Митническо бюро Международен пловдивски панаир 
Customs office Mejdunaroden plovdivski panair 
(BG003003) 

Митнически пункт Капитан Андреево 
Border point Kapitan Andreevo 
(BG003103) 

Териториално митническо управление Русе 
Customs house Rousse 
(BG004000) 

Митническо бюро Русе 
Customs office Rousse 
(BG004003) 

Териториално митническо управление Видин 
Customs house Vidin 
(BG004100) 

Териториално митническо управление Свищов 
Customs house Svishtov 
(BG004300)
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( 1 ) ABl. L 39 vom 10.2.2009, S. 1.



Mitgliedstaat Name der Zollstelle (gegebenenfalls) Region 

Митническо бюро Горна Оряховица 
Customs office Gorna Oryahovitza 
(BG4302) 

Териториално митническо управление Силистра 
Customs house Silistra 
(BG004400) 

Териториално митническо управление София 
Customs house Sofia 
(BG005000) 

Териториално митническо управление Аерогара София 
Customs house Aerogara Sofia 
(BG005100) 

Митнически пункт Летище София 
Border point Letishte Sofia 
(BG005106) 

Териториално митническо управление Благоевград 
Customs house Blagoevgrad 
(BG005200) 

Митнически пункт Калотина 
Border point Kalotina 
(BG005304) 

Териториално митническо управление Кулата 
Customs house Kulata 
(BG005400) 

Териториално митническо управление Кюстендил 
Customs house 
(BG005500) 

Митнически пункт 
Гюешево 
Border point Gjueshevo 
(BG005501) 

Териториално митническо управление Перник 
Customs house Pernik 
(BG5600) 

TSCHECHISCHE 
REPUBLIK 

Alle Zollstellen 

DÄNEMARK Alle Zollstellen 

DEUTSCHLAND Alle Zollstellen 

ESTLAND Alle Zollstellen 

GRIECHENLAND Customs Offices of Athens 
4th Customs Office of Thessalonica 

SPANIEN Aduana provincial de Cádiz 

Aduana de Algeciras 

Aduana provincial de Málaga 

Aduana del aeropuerto de Málaga 

Aduana provincial de Sevilla 

Aduana provincial de Zaragoza 

Aduana del aeropuerto de Zaragoza 

Aduana provincial de Baleares 

Aduana del aeropuerto de Palma de Mallorca
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Mitgliedstaat Name der Zollstelle (gegebenenfalls) Region 

Aduana provincial de Las Palmas 

Aduana del aeropuerto de Las Palmas 

Aduana provincial de Santa Cruz de Tenerife 

Aduana del aeropuerto de Santa Cruz de Tenerife-Reina 
Sofía 

Aduana del aeropuerto de Santa Cruz de Tenerife-Los Ro­
deos 

Aduana provincial de Barcelona 

Aduana de Barcelona-marítima 

Aduana de Barcelona-carretera 

Aduana del aeropuerto de Barcelona-El Prat 

Aduana provincial de A Coruña 

Aduana del aeropuerto de Santiago de Compostela 

Aduana Provincial de Madrid 

Aduana de Madrid-carretera 

Aduana del aeropuerto de Madrid-Barajas 

Aduana de Madrid-ferrocarril 

Recinto habilitado CTM (Centro de Transportes de Madrid) 

Aduana provincial de Vizcaya 

Aduana de Bilbao-marítima 

Aduana del aeropuerto de Bilbao 

Aduana de Bilbao-carretera-Apárcabisa 

Aduana provincial de Alicante 

Aduana del aeropuerto de Alicante 

Aduana provincial de Valencia 

Aduana de Valencia-marítima 

Aduana del aeropuerto de Valencia-Manises 

FRANKREICH Alle Zollstellen 

IRLAND Alle Zollstellen 

ITALIEN Alle Zollstellen 

ZYPERN District Customs House of Nicosia Nicosia 

District Customs House of Larnaca Larnaca 

District Customs House of Limassol Limassol 

LETTLAND Alle Zollstellen 

LITAUEN Alle Zollstellen 

LUXEMBURG Bureau des douanes et accises 

Luxembourg airport 

Boîte postale 61 

L-6905 Niederanven 

Centre douanier 

Croix de Gasperich 

Boîte postale 1122 

L-1352 Luxembourg 

UNGARN South-Pest Regional Main Customs Office Budapest
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Mitgliedstaat Name der Zollstelle (gegebenenfalls) Region 

Buda-Regional Main Customs Office County Pest 

Main Customs Office Nr 17 Non-commercial traffic 

Customs Office Letenye Croatian border section 

Customs Office Gyékényes Croatian border section 

Customs Office Röszke Serbian border section 

Customs Office Tompa Serbian border section 

Customs Office Záhony Ukrainian border section 

Airport Customs Office Nr 1 Ferihegy Airport (Budapest) Air traffic 

Main Customs Office Győr Győr-Moson-Sopron County 

Main Customs Office Szombathely Vas County 

Main Customs Office Zalaegerszeg Zala County 

Main Customs Office Veszprém Veszprém 

Main Customs Office Tatabánya Komárom-Esztergom County 

Main Customs Office Székesfehérvár Fejér County 

Main Customs Office Szekszárd Tolna County 

Main Customs Office Kaposvár Somogy County 

Main Customs Office Pécs Baranya County 

Main Customs Office Salgótarján Nógrád County 

Main Customs Office Eger Heves County 

Main Customs Office Miskolc Borsod-Abaúj-Zempéln County 

Main Customs Office Nyíregyháza Szabolcs-Szatmár-Bereg County 

Main Customs Office Debrecen Hajdú-Bihar County 

Main Customs Office Szolnok Jász-Nagykun-Szolnok County 

Main Customs Office Békéscsaba Békés County 

Main Customs Office Szeged Csongrád County 

Main Customs Office Kecskemét Bács-Kiskun County 

MALTA Customs Economic Procedures Unit 

Lascaris Wharf, Valletta 

VLT 1920 

NIEDERLANDE Alle Zollstellen 

ÖSTERREICH Alle Zollstellen 

POLEN Alle Zollstellen 

PORTUGAL Alfândega Marítima de Lisboa 

Alfândega do Aeroporto de Lisboa 

Alfândega de Alverca
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Mitgliedstaat Name der Zollstelle (gegebenenfalls) Region 

Alfândega de Leixões 

Alfândega do Aeroporto de Sá Carneiro (Porto) 

Alfândega do Funchal 

Alfândega de Ponta Delgada 

RUMÄNIEN Alle Zollstellen 

SLOWENIEN Alle Zollstellen 

SLOWAKEI Alle Zollstellen 

FINNLAND Alle Zollstellen 

SCHWEDEN Alle Zollstellen 

VEREINIGTES 
KÖNIGREICH 

Alle großen Zollstellen im Vereinigten Königreich
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Liste der Häfen für die Ànlandung oder die Umladung von Fisch, der von Drittlandsschiffen im 
Regelungsbereich des Übereinkommens über die Fischerei im Nordostatlantik gefangen und 

anschliessend gefroren wurde 

(2009/C 134/06) 

Die Veröffentlichung der Liste ( 1 ) erfolgt gemäß Artikel 35 der Verordnung (EG) Nr. 43/2009 des Rates vom 
16. Januar 2009 zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten und begleitenden Fangbedingungen für bestimmte 
Fischbestände und Bestandsgruppen in den Gemeinschaftsgewässern sowie für Gemeinschaftsschiffe in Ge­
wässern mit Fangbeschränkungen (2009) ( 2 ). 

Mitgliedstaat Bezeichnete Häfen 

Dänemark Esbjerg 
Fredericia 
Hanstholm 
Hirtshals 
København 
Skagen 
Ålborg 
Århus 

Deutschland Hamburg 
Cuxhaven 
Bremerhaven 
Sassnitz 
Rostock 

Spanien Hafengebiet von Vigo 
Marin 
Vilagarcia de Arousa 

Frankreich Boulogne sur Mer 
Brest 
Douarnenez 
Concarneau 
Nantes-St Nazaire 

Irland Killybegs (*) 

Lettland Riga 
Liepaja 
Ventspils 

Litauen Klaipeda 

Niederlande Eemshaven 
Ijmuiden 
Harlingen 
Velsen-Noord 
Vlissingen 
Scheveningen (*) 

Polen Gdynia 
Swinoujscie 
Szczecin 

Portugal Hafen von Lissabon 
Leixões 
Aveiro 
Setúbal 
Madeira: 
Funchal 
Azoren: 
Ponta Delgada, Ilha de S. Miguel 
Horta, Ilha do Faial 
Praia da Vitoria, Ilha Terceira (*) 

Schweden Gothenburg
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( 1 ) Diese Liste sowie ausführlichere Angaben finden sich auf den Websites der Kommission sowie der NEAFC. 
( 2 ) ABl. L 22 vom 26.1.2009, S. 1.



Mitgliedstaat Bezeichnete Häfen 

Vereinigtes Königreich Grimsby 
Hull 
Immingham 
Peterhead 
Aberdeen (*) 
Fraserburgh (*) 
Lerwick (*) 
Scrabster (*) 
Kinlochbervie (*) 
Lochinver (*) 
Ullapool (*) 

(*) Keine Grenzkontrollstelle der Gemeinschaft.
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V 

(Bekanntmachungen) 

VERFAHREN ZUR DURCHFÜHRUNG DER WETTBEWERBSPOLITIK 

KOMMISSION 

STAATLICHE BEIHILFEN — FINNLAND 

Staatliche Beihilfe Nr. C 12/2009 (ex N 19/2009) — Potenzielle Beihilfe für Järvi-Suomen Portti 
Osuuskunta 

Aufforderung zur Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2009/C 134/07) 

Mit Schreiben vom 8. April 2009, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist, hat 
die Kommission Finnland von ihrer Entscheidung in Kenntnis gesetzt, wegen der genannten Maßnahme das 
Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten. 

Alle Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Veröffentlichung dieser Zusammenfassung und des 
Schreibens zu der Beihilfemaßnahme, die Gegenstand des von der Kommission eingeleiteten Verfahrens ist, 
Stellung nehmen. Die Stellungnahmen sind an folgende Anschrift zu richten: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Staatliche Beihilfen 
Buro: SPA-36/5 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Fax +32 22961242 

Alle Stellungnahmen werden Finnland übermittelt. Beteiligte, die eine Stellungnahme abgeben, können unter 
Angabe von Gründen schriftlich beantragen, dass ihre Identität nicht bekanntgegeben wird. 

ZUSAMMENFASSUNG 

I. VERFAHREN 

Nach Anmeldung einer Rettungsbeihilfe am 15. Januar 2009 
übermittelte Finnland mit Schreiben vom 5. Februar 2009 zu­
sätzliche Informationen. Die Kommission erbat mit Schreiben 
vom 10. Februar 2009 weitere Auskünfte, die Finnland mit 
Schreiben vom 11. Februar 2009 übermittelte. Am selben Tag 
wurden weitere Informationen über in der Vergangenheit ge­
währte Garantien übermittelt und registriert. Mit Schreiben 
vom 16. Februar 2009 übermittelte Finnland eine Zusammen­
fassung bestimmter Sachverhalte. Am 16. Februar 2009 erbat 
die Kommission weitere Informationen, die Finnland mit Schrei­
ben vom 20. Februar 2009 übermittelte. 

II. BESCHREIBUNG 

Järvi-Suomen Portti Osuuskunta (nachstehend „Järvi-Suomen 
Portti“ genannt), der Begünstigte der fraglichen Beihilfemaßnah­

men, ist eine Lebensmittelproduktionsgenossenschaft. Das Un­
ternehmen ist in einem Regionalfördergebiet nach Artikel 87 
Absatz 3 Buchstabe c EG-Vertrag angesiedelt. 

Die angemeldeten Beihilfemaßnahmen umfassen eine Garantie 
der Stadt Mikkeli in Höhe von 2,75 Mio. EUR und eine Stun­
dung der Rückzahlung öffentlicher Mittel. Vor den angemelde­
ten Maßnahmen war Järvi-Suomen Portti von der Stadt Mikkeli 
bereits eine Garantie in Höhe von rund 4 Mio. EUR gewährt 
worden. Infolge der Inanspruchnahme dieser Garantie im Jahr 
2004 hatte Järvi-Suomen Portti mehr als 5 Mio. EUR Schulden 
bei der Stadt Mikkeli. Im Jahr 2006 nahm Järvi-Suomen Portti 
bei der Stadt Mikkeli weitere Darlehen von rund 700 000 EUR 
auf. Für die Darlehen wurden niedrige Zinssätze vereinbart. Die 
Rückzahlung der Schulden wurde mehrmals gestundet, und die 
nicht gezahlten Zinsen wurden in Darlehen der Stadt Mikkeli 
umgewandelt.
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Seit Dezember 2004 befindet sich Järvi-Suomen Portti in einem 
anhaltenden Umstrukturierungsprozess, in dessen Rahmen das 
Unternehmen Mitarbeiter entlassen und einige Tätigkeiten aus­
gelagert hat. Die Umstrukturierung war aber offenbar nicht er­
folgreich, denn im Dezember 2008 leiteten die Steuerbehörden 
für Järvi-Suomen Portti ein Insolvenzverfahren ein. 

III. BEIHILFERECHTLICHE WÜRDIGUNG 

Die Kommission hat Zweifel daran, ob die vor der Anmeldung 
erfolgten Maßnahmen als beihilfefrei angesehen werden können. 
Sie entsprachen offenbar allesamt nicht dem Prinzip des markt­
wirtschaftlich handelnden Kapitalgebers. Außerdem sind die 
Maßnahmen möglicherweise nicht mit dem Gemeinsamen 
Markt vereinbar. 

Nach Auffassung der Kommission handelt es sich bei den an­
gemeldeten Maßnahmen (eine Garantie und Schuldenstundun­
gen) um staatliche Beihilfen im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 
EG-Vertrag. Die Kommission hat diese Beihilfen anhand der 
Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung 
und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten aus 
dem Jahr 2004 geprüft. Da die vorherigen Maßnahmen nach 
vorläufiger Auffassung der Kommission als staatliche Beihilfen 
anzusehen sind, dürften die angemeldeten Maßnahmen nicht 
mit dem Grundsatz der einmaligen Beihilfe vereinbar sein. 

IV. SCHLUSSFOLGERUNG 

Angesichts der vorstehenden Erwägungen hat die Kommission 
entschieden, in Bezug auf die genannten Maßnahmen das Ver­
fahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten. 

WORTLAUT DES SCHREIBENS 

„Komissio ilmoittaa Suomelle, että tutkittuaan Suomen viran­
omaisten toimittamat asiakohdassa mainittua tukea koskevat 
tiedot komissio on päättänyt aloittaa EY:n perustamissopimuk­
sen 88 artiklan 2 kohdassa tarkoitetun menettelyn. 

1. MENETTELY 

(1) Suomen viranomaiset ilmoittivat 15. tammikuuta 2009 
Järvi-Suomen Portti Osuuskunnalle, jäljempänä ’Järvi-Suo­
men Portti’, tarkoitetusta pelastamistuesta, jonka myöntää 
Mikkelin kaupunki. 

(2) Suomen viranomaiset toimittivat lisätietoja 5. helmikuuta 
2009 päivätyllä ja samana päivänä vastaanotetuksi kirja­
tulla kirjeellä. Komissio pyysi 10. helmikuuta 2009 päivä­
tyllä kirjeellä lisätietoja, jotka toimitettiin 11. helmikuuta 
2009 päivätyllä ja samana päivänä vastaanotetuksi kirja­
tulla kirjeellä. Aikaisemmin myönnetyistä takauksista an­
nettiin lisätietoja samana päivänä, jolloin ne myös kirjattiin 
vastaanotetuksi. Suomen viranomaiset toimittivat 16. hel­
mikuuta 2009 päivätyllä kirjeellä tiivistelmän eräistä Järvi- 
Suomen Porttia koskevista seikoista. Komissio pyysi 
16. helmikuuta 2009 lisätietoja, jotka Suomen viranomai­
set toimittivat 20. helmikuuta 2009 päivätyllä kirjeellä. 

(3) Mikkelin kaupunki aikoi panna ilmoitetun pelastamistuen 
täytäntöön kaupunginvaltuuston 8. joulukuuta 2008 teke­
mällä päätöksellä. Kuopion hallinto-oikeus kielsi 4. helmi­
kuuta 2009 panemasta päätöstä täytäntöön sen jälkeen 
kun eräs Järvi-Suomen Portin kilpailija oli nostanut kan­

teen Mikkelin kaupunginvaltuuston päätöksen johdosta. 
Hallinto-oikeus määräsi Mikkelin kaupungin keskeyttä­
mään täytäntöönpanon ja hakemaan Euroopan komission 
hyväksynnän tuelle. 

1.1 Tuensaaja 

(4) Järvi-Suomen Portin päätoimipaikka on Mikkelissä, ja sen 
Itä-Suomessa sijaitsevat tuotantotilat ovat Mikkelissä ja 
Kouvolassa. Itä-Suomi on EY:n perustamissopimuksen 
87 artiklan 3 kohdan c alakohdan mukainen aluetukikel­
poinen alue. Yritys perustettiin vuonna 1914, ja se on 
toiminut siitä lähtien. Järvi-Suomen Portilla on 300 työn­
tekijää sekä 100–120 kausityöntekijää keväällä ja kesällä. 

(5) Järvi-Suomen Portti on osuuskuntalain 1488/2001 mukai­
nen osuuskunta. Järvi-Suomen Portin jäsenet eivät ole hen­
kilökohtaisesti vastuussa osuuskunnan veloista. Joulukuun 
31 päivänä 2008 osuuskunnalla oli 2 213 jäsentä eli omis­
tajaa, joista useimmat olivat lihantuottajia. Yhdelläkään 
omistajalla ei ole määräysvaltaa Järvi-Suomen Portissa. Jou­
lukuun 31 päivänä 2008 suurin yksittäisen omistajan 
osuus oli 0,4 prosenttia. 

(6) Järvi-Suomen Portti toimii elintarviketeollisuudessa. Osuus­
kunta ostaa alueen tiloilta lihaa ja jalostaa sen lihatuot­
teiksi, kuten lihapulliksi ja makkaroiksi. Tämän lisäksi 
osuuskunta myy pakattua lihaa, lihapaloja ja ruhoja. 
Järvi-Suomen Portilla on erittäin vähän vientiä muihin jä­
senvaltioihin. Muihin jäsenvaltioihin suuntautuneen vien­
nin arvo oli 0,5 miljoonaa EUR vuonna 2008. 

(7) Vuoden 2000 alussa Suomessa oli merkittävästi liikakapa­
siteettia lihantuotannossa, mikä johti kannattavuusongel­
miin ja tarpeeseen saneerata Järvi-Suomen Portin liiketoi­
minta. Rakenneuudistus alkoi 1. joulukuuta 2004, ja Mik­
kelin käräjäoikeus hyväksyi sen 30. tammikuuta 2006 yri­
tyksen saneerauksesta annetun lain (47/1993) perusteella. 
Rakenneuudistuksen tarkoituksena on järjestellä uudelleen 
yksityisten ja julkisten velkojien myöntämät velat. Raken­
neuudistusohjelman kesto on kymmenen vuotta, mikä tar­
koittaa, että uudelleen järjesteltävien velkojen viimeinen erä 
suoritetaan 1. päivään heinäkuuta 2015 mennessä. Vuo­
sina 2004–2008 Järvi-Suomen Portti vähensi henkilökun­
taansa 372:lla ja ulkoisti joitain toimintoja, kuten teuras­
tamo- ja leikkaamotoiminnot. 

(8) Joulukuun 1 päivänä 2008 veroviranomaiset jättivät Järvi- 
Suomen Porttia koskevan konkurssihakemuksen, sillä yri­
tys ei ollut pystynyt maksamaan arvonlisäveroja ja sosiaa­
liturvamaksuja. Lehtitietojen mukaan verovelkojen suuruus 
on yhteensä noin 900 000 EUR. 

1.2 Taloudelliset toimenpiteet 

1.2.1 Ennen ilmoituksen tekemistä myönnetyt toimenpiteet 

(9) Syyskuussa 2000 Mikkelin kaupunki myönsi 100 prosen­
tin takauksen lainalle, jonka Tapiola-Yhtiöt oli myöntänyt 
Järvi-Suomen Portille. Laina myönnettiin 25. syyskuuta 
2000 ja sen määrä oli 4 204 698,16 EUR. Korkoprosentti 
oli 5,35 ja laina-aika marraskuuhun 2010. Mikkelin kau­
punki ei veloittanut takauksesta palkkiota. Takaus oli suo­
raan täytäntöönpanokelpoinen (toimenpide 1).

DE 13.6.2009 Amtsblatt der Europäischen Union C 134/17



(10) Takausvelvoitteiden täyttämistä vaadittiin 16. joulukuuta 
2004, kun Järvi-Suomen Portti ei pystynyt maksamaan 
takaisin Tapiola-Yhtiöiden myöntämää lainaa. Mikkelin 
kaupunki ryhtyi Järvi-Suomen Portin velkojaksi Tapiola- 
Yhtiöiden sijaan. Yrityksen velat Mikkelin kaupungille oli­
vat 4 000 000 EUR ja 1 356 895 EUR (toimenpide 2). 

a) 4 000 000 EUR velan osalta Järvi-Suomen Portti ja 
Mikkelin kaupunki sopivat vuotuisesta korosta, joka 
on 12 kuukauden euribor vähennettynä 1,5 prosenttiyk­
siköllä. Korko on 1. tammikuuta 2011 lähtien 12 kuu­
kauden euribor. Laina-aika päättyy 31. joulukuuta 
2015. Vakuudeksi annettiin kiinnitys Tikkalan (Mikke­
lin) tuotantotiloihin ja yrityksen irtaimeen omaisuuteen. 

b) 1 356 895 EUR velan osalta Järvi-Suomen Portti ja 
Mikkelin kaupunki sopivat vuotuisesta korosta, joka 
on 12 kuukauden euribor. Laina-aika päättyy 31. joulu­
kuuta 2015. Vakuudeksi annettiin kiinnitys Tikkalan 
(Mikkelin) tuotantotiloihin ja yrityksen irtaimeen omai­
suuteen. 

(11) Joulukuun 16 päivänä 2004 ja 19. päivänä joulukuuta 
2005 välisenä aikana Järvi-Suomen Portti ei maksanut vel­
kojensa korkoja Mikkelin kaupungille (toimenpide 2). Mak­
samattomat korot muunnettiin Mikkelin kaupunginval­
tuuston 19. joulukuuta 2005 tekemällä päätöksellä lai­
naksi, jonka määrä on 281 982,06 EUR ja laina-aika päät­
tyy vuoden 2010 lopussa. Lainan korko on kolmen kuu­
kauden euribor lisättynä 0,3 prosenttiyksiköllä. Lainan ta­
kaisinmaksun piti alkaa maaliskuussa 2009 ja laina oli 
tarkoitus maksaa neljänä yhtä suurena eränä kahdesti vuo­
dessa, ts. 144 991 EUR vuonna 2009 ja 144 991 EUR 
vuonna 2010 (toimenpide 3). 

(12) Järvi-Suomen Portti ei ole vuodesta 2000 alkaen pystynyt 
maksamaan ainakaan osittain sähkö- ja vesilaskuja Etelä- 
Savon Energialle ja Etelä-Savon Vesilaitokselle. Kaksi viime­
mainittua yritystä ovat Mikkelin kaupungin omistamia osa­
keyhtiöitä. Velkojen vakuudeksi on annettu Mikkelin kau­
pungin takaus. 

(13) Takausvelvoitteiden täyttämistä vaadittiin 31. joulukuuta 
2006 ja Mikkelin kaupunki myönsi Järvi-Suomen Portille 
682 087,10 EUR lainan. Kyseessä on maksamattomien las­
kujen ja viivästyskorkojen yhteissumma. Mikkelin kaupun­
gin ja Järvi-Suomen Portin sopimuksen mukaan korko on 
12 kuukauden euribor ja laina-aika 31. päivään joulukuuta 
2015. Vakuudeksi annettiin kiinnitys Tikkalan (Mikkelin) 
tuotantotiloihin ja yrityksen irtaimeen omaisuuteen (toi­
menpide 4). 

(14) Järvi-Suomen Portti ei maksanut takaisin edellä mainittuja 
velkoja Mikkelin kaupungille. Maaliskuun 2006 jälkeen 
osuuskunta on maksanut Mikkelin kaupungille ainoastaan 
seuraavat korot: 

Velan alkuperäinen 
määrä 

1. maaliskuuta 2006 ja 
2. tammikuuta 2009 välisenä 

aikana maksetut korot 

Toimenpide 2a 4 000 000,00 115 333,39 

Toimenpide 2b 1 356 895,00 166 893,14 

Toimenpide 3 281 982,06 36 974,60 

Toimenpide 4 682 087,10 83 894,23 

1.2.2 Vakuudet 

(15) Toimenpiteiden 2 ja 4 vakuutena on kiinnitys Mikkelin 
Tikkalassa sijaitsevaan tuotantolaitokseen ja yrityskiinnitys 
eli kiinnitys yrityksen irtaimeen omaisuuteen. Suomen vi­
ranomaisten 20. helmikuuta 2009 toimittamien tietojen 
mukaan Mikkelin Tikkalassa sijaitsevan tuotantolaitoksen 
arvo on noin 10 miljoonaa EUR. Mikkelin kaupungilla 
on kiinteistövakuudelliset velkakirjat etuoikeusluokissa 2, 
17, 22, 23 ja 32–43. Yrityskiinnityksen osalta Mikkelin 
kaupunki on etuoikeusluokissa 31–35. 

1.2.3 Ilmoitetut toimenpiteet 

(16) Mikkelin kaupunginvaltuusto aikoi 8. joulukuuta 2008 te­
kemällään päätöksellä panna täytäntöön seuraavat toimen­
piteet: 

(17) Takaus, jonka määrä on 2,75 miljoonaa EUR, Keskinäisen 
Eläkevakuutusyhtiö Tapiolan (jäljempänä Eläkevakuutusyh­
tiö Tapiola, joka kuuluu Tapiola-Yhtiöihin) Järvi-Suomen 
Portille antamalle 5 819 807 EUR lainalle. Lainakorko on 
3,65 prosenttia. Ilmoitetun toimenpiteen mukaan takauk­
sesta maksetaan 4 prosentin kertakorvaus ja takaus on 
voimassa 10 vuotta (toimenpide 5). 

(18) Suomen viranomaiset ilmoittivat lisäksi velkojen uudelleen­
järjestelystä (toimenpide 6) 

a) Vakuudellisten velkojen takaisinmaksun lykkääminen 
(toimenpiteet 2 ja 4): Järvi-Suomen Portin olisi makset­
tava takaisin 122 848 EUR vuonna 2009 ja 
245 695 EUR vuonna 2010. Ilmoituksen mukaan näi­
den määrien takaisinmaksua lykätään, enintään 1. päi­
vänä heinäkuuta 2015. 

b) Vuonna 2005 myönnetyn lainan takaisinmaksun lyk­
kääminen (toimenpide 3): Järvi-Suomen Portin olisi 
maksettava takaisin 140 991 EUR vuonna 2009 ja 
sama määrä vuonna 2010. Ilmoituksen mukaan näiden 
määrien takaisinmaksua lykätään vuosiin 2011–2013.
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2. SUOMEN KANTA 

2.1 Ennen ilmoituksen tekemistä myönnetyt toimen­
piteet 

Syyskuussa 2000 myönnetty takaus (toimenpide 1) 

(19) Suomen viranomaisten 16. päivänä helmikuuta 2009 päi­
vätyn kirjeen mukaan Mikkelin kaupungin vuonna 2000 
myöntämä takaus lainalle, jonka Tapiola-Yhtiöt oli antanut 
Järvi-Suomen Portille, oli markkinataloussijoittajaperiaat­
teen mukainen, sillä osuuskunta ei ollut vaikeuksissa ta­
kauksen myöntämisajankohtana. 

Rakenneuudistustoimenpiteet 

(20) Suomen viranomaisten 16. helmikuuta 2009 päivätyn kir­
jeen mukaan takausvelvoitteiden täyttämisestä johtuvat lai­
nat (toimenpiteet 2 ja 4) myönnettiin markkinataloussijoit­
tajaperiaatteen mukaisesti, koska lainojen vakuudeksi an­
nettiin kiinnitykset. Lisäksi yksityisistä velkojista, […] (*), ja 
[…], tuli vakuusvelkojia yhdessä Mikkelin kaupungin 
kanssa. Tämän perusteella Mikkelin kaupunki olisi viran­
omaisten mukaan toiminut markkinataloussijoittajaperiaat­
teen mukaisesti. 

(21) Suomen viranomaiset toteavat lopuksi, että maksamatto­
mien korkojen muuntaminen lainaksi (toimenpide 3) suo­
ritettiin markkinataloussijoittajaperiaatteen mukaisesti, sillä 
yksityiset velkojat muunsivat maksamattomat korkosaami­
set lainoiksi yhdessä Mikkelin kaupungin kanssa. Suomen 
viranomaisten 11. helmikuuta 2009 toimittamien tietojen 
mukaan yksityiset yritykset antoivat lainat seuraavin eh­
doin: 

a) Joulukuun 28 päivänä 2005 […] muunsi korot lainaksi, 
jonka määrä on noin 1 623 000 EUR ja laina-aika vuo­
den 2010 loppuun. Korko on kolmen kuukauden eu­
ribor lisättynä 1,5 prosenttiyksiköllä. Takaisinmaksun 
on määrä alkaa vuonna 2009. 

b) Joulukuun 29 päivänä 2005 […] muunsi korot lainaksi, 
jonka määrä on noin 1 532 500 EUR ja laina-aika vuo­
den 2010 loppuun. Korko on kolmen kuukauden eu­
ribor lisättynä 2 prosenttiyksiköllä. Takaisinmaksun on 
määrä alkaa vuonna 2009. 

2.2 Ilmoitetut toimenpiteet 

Takaus 

(22) Suomen viranomaisten 20. helmikuuta 2009 toimittamien 
tietojen mukaan Tapiola-Yhtiöiden antamalle lainalle 
myönnetään takaus (toimenpide 5) yhdessä yksityisten yri­
tysten kanssa: 

a) […] takaama määrä on 785 052 EUR; 

b) […] takaama määrä on 434 755 EUR; 

c) […] takaama määrä on 1,85 miljoonaa EUR. 

V e l k o j e n u u d e l l e e n j ä r j e s t e l y 

(23) Ilmoituksen mukaan Mikkelin kaupunki järjestelee uudel­
leen velkojen takaisinmaksun yhdessä […], […] ja […] 
kanssa yhtäläisin ehdoin. Myöhemmin saatujen tietojen 

mukaan yksityisille yrityksille olevia velkoja ei järjestellä 
uudelleen vaan ne korvataan Eläkevakuutusyhtiö Tapiolan 
myöntämällä lainalla (vrt. 11. helmikuuta 2009 päivätty 
kirje). Helmikuun 11 päivänä 2009 päivätyn kirjeen ja 
20. helmikuuta 2009 toimitettujen tietojen mukaan seu­
raavat lainat korvataan uusilla lainoilla: 

a) […] Järvi-Suomen Portille 10. heinäkuuta 2007 myön­
tämä laina, jonka määrä on 250 000 EUR ja korko 
kuuden kuukauden euribor lisättynä 2 prosenttiyksi­
köllä. Laina oli määrä maksaa takaisin 1. joulukuuta 
2008 mennessä. Maksamatta oleva määrä oli 20. helmi­
kuuta 2009 noin 152 000 EUR. 

b) […] Järvi-Suomen Portille 9. heinäkuuta 2007 myön­
tämä laina, jonka määrä on 850 000 EUR ja korko 
yhden kuukauden euribor lisättynä 2 prosenttiyksiköllä. 
Laina oli määrä maksaa takaisin 1. joulukuuta 2008. 
Maksamatta oleva määrä oli 20. helmikuuta 2009 noin 
487 570,76 EUR. 

c) […] Järvi-Suomen Portille 9. heinäkuuta 2007 myön­
tämä laina, jonka määrä on 600 000 EUR ja korko 
yhden kuukauden euribor lisättynä 2 prosenttiyksiköllä. 
Laina oli määrä maksaa takaisin 1. joulukuuta 2008. 
Maksamatta oleva määrä oli 20. helmikuuta 2009 
396 172,02 EUR. 

(24) Lisäksi Suomen viranomaisten 20. helmikuuta 2009 toi­
mittamien tietojen mukaan […] ja […] vuonna 2005 
myöntämien lainojen takaisinmaksu järjestellään uudelleen 
tai lainat korvataan uusilla lainoilla. 

(25) Suomen viranomaisten ilmoituksen mukaan yksityiset yri­
tykset ovat sopineet seuraavien summien takaisinmaksun 
lykkäämisestä: 

a) […]: Järvi-Suomen Portin on määrä maksaa takaisin 
811 500 EUR ja 160 809 EUR vuonna 2009 ja 
811 500 EUR ja 321 618 EUR vuonna 2010. Ilmoituk­
sen mukaan näiden määrien takaisinmaksua lykätään 
vuosiin 2011–2015. 

b) […]: Järvi-Suomen Portin on määrä maksaa takaisin 
766 250 EUR ja 132 548 EUR vuonna 2009 ja 
766 250 EUR ja 265 097 EUR vuonna 2010. Ilmoituk­
sen mukaan näiden määrien takaisinmaksua lykätään 
vuosiin 2011–2015. 

c) […]: Järvi-Suomen Portin on määrä maksaa takaisin 
89 871 EUR ja 59 675 EUR vuonna 2009 ja 
89 871 EUR ja 119 350 EUR vuonna 2010. Ilmoituk­
sen mukaan näiden määrien takaisinmaksua lykätään 
vuosiin 2011–2015. 

3. ARVIOINTI 

(26) Takaus ja velkojen uudelleenjärjestely (toimenpiteet 5 ja 6) 
ilmoitettiin alun perin pelastamistukena. Koska on käynyt 
ilmi, että valtio on auttanut Järvi-Suomen Porttia useita 
kertoja (toimenpiteet 1–4), on tarpeen arvioida, ovatko
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aikaisemmat toimenpiteet olleet valtiontukea ja jos ne 
ovat, soveltuuko kyseinen tuki yhteismarkkinoille. Arvioin­
nin tuloksella on huomattava vaikutus myös ilmoitettujen 
toimenpiteiden analyysiin, erityisesti tuen ainutkertaisuu­
den periaatteen vuoksi. 

(27) Ensiksi on arvioitava, milloin yritys oli vaikeuksissa, koska 
tällä näyttää olevan merkitystä sovellettaessa markkinata­
loussijoittajaperiaatetta ja analysoitaessa yrityksen tukikel­
poisuutta pelastamis- ja rakenneuudistustukea koskevien 
suuntaviivojen mukaisesti (ks. jäljempänä 3.1 kohta). Tä­
män jälkeen on arvioitava tuen olemassaolo (ks. jäljem­
pänä 3.2 kohta) ja tuen soveltuvuus yhteismarkkinoille 
(ks. jäljempänä 3.3 kohta). 

3.1 Vaikeuksissa oleva yritys 

(28) Pelastamis- ja rakenneuudistustukea koskevien suuntaviivo­
jen ( 1 ) mukaan yrityksen voidaan katsoa olevan vaikeuk­
sissa, jos se ei pysty pysäyttämään tappiollista kehitystä, 
joka johtaa lähes varmasti yrityksen toiminnan loppumi­
seen lyhyellä tai keskipitkällä aikavälillä, jos viranomaiset 
eivät puutu tilanteeseen. Pelastamis- ja rakenneuudistustu­
kea koskevissa suuntaviivoissa vahvistetaan tietyt olosuh­
teet, joiden vallitessa yrityksen voidaan katsoa olevan vai­
keuksissa. 

(29) Järvi-Suomen Portin voidaan katsoa olevan kyseisten suun­
taviivojen 10.c kohdan mukainen vaikeuksissa oleva yritys 
ainakin 1. joulukuuta 2008 alkaen, jolloin veroviranomai­
set jättivät osuuskunnan osalta maksukyvyttömyysmenette­
lyä koskevan hakemuksen. Kyseistä pelastamistukea koske­
vassa ilmoituksessaan Suomen viranomaiset totesivat, että 
yritys oli pelastamis- ja rakenneuudistustukea koskevien 
suuntaviivojen 10.b kohdan mukainen vaikeuksissa oleva 
yritys, sillä puolet yrityksen pääomasta oli hävinnyt ja yli 
neljännes tästä pääomasta oli menetetty 12 edellisen kuu­
kauden aikana. 

(30) Lisäksi näyttää siltä, että osuuskunta on ollut vaikeuksissa 
aikaisemmin, ainakin vuodesta 2004, ts. rakenneuudistuk­
sen alkamisesta lähtien. Joulukuussa 2004 Järvi-Suomen 
Portti ei pystynyt maksamaan takaisin Tapiola-Yhtiöiden 
vuonna 2000 myöntämää lainaa. Sen vuoksi Mikkelin kau­
pungin oli täytettävä takausvelvoitteensa. Joulukuussa 
2005 Järvi-Suomen Portin velkojat muunsivat maksamat­
tomat korot uusiksi lainoiksi. Vuotta myöhemmin eli jou­
lukuussa 2006 osuuskunta ei pystynyt maksamaan velko­
jaan Etelä-Savon Energialle ja Etelä-Savon Vesilaitokselle, 
minkä johdosta Mikkelin kaupungilta vaadittiin jälleen ta­
kausvelvoitteiden täyttämistä, ja heinäkuussa 2007 yksi­
tyisten yritysten oli myönnettävä uudet lyhytaikaiset lainat. 
Tilinpäätöksen mukaan voitto ennen korkoja ja veroja su­
pistui -3,5 miljoonasta EUR vuonna 2006 -8,9 miljoonaan 
EUR vuonna 2007. 

(31) Edellä esitettyjen seikkojen perusteella komissio olettaa 
alustavasti, että Järvi-Suomen Portti on ollut vaikeuksissa 
ainakin joulukuusta 2004 alkaen. 

3.2 Valtiontuen olemassaolo 

(32) EY:n perustamissopimuksen 87 artiklan 1 kohdassa mää­
rätään, että jäsenvaltion myöntämä taikka valtion varoista 

muodossa tai toisessa myönnetty tuki, joka vääristää tai 
uhkaa vääristää kilpailua suosimalla jotakin yritystä tai tuo­
tannonalaa, ei sovellu yhteismarkkinoille, siltä osin kuin se 
vaikuttaa jäsenvaltioiden väliseen kauppaan. 

(33) Ensiksi on arvioitava, ovatko lainoina, takuina ja velkojen 
lykkäyksinä toteutetut toimenpiteet antaneet etua tuensaa­
jalle. On selvää, että toimenpiteet antavat taloudellista etua 
tuensaajalle. Suomen viranomaiset ovat kuitenkin väittä­
neet, että toimenpiteet eivät ole antaneet sellaista etua, 
joka ei olisi tavallisesti tuensaajan saatavissa, sillä viran­
omaiset eivät ole toimineet toisin kuin yksityinen toimija 
olisi toiminut samoissa olosuhteissa. Komission on tämän 
vuoksi analysoitava näitä toimenpiteitä markkinataloussi­
joittajaperiaatteen mukaisesti. ( 2 ) 

(34) Seuraavassa arvioinnissa erotetaan kolmenlaisia toimenpi­
teitä. Ensiksi analysoidaan syyskuussa 2000 myönnettyä 
takausta, sillä Järvi-Suomen Portti ei oletettavasti ollut vai­
keuksissa kyseisenä ajankohtana. Toiseksi arvioidaan Mik­
kelin kaupungin rakenneuudistuksen aikana toteuttamia 
toimenpiteitä. Kyseiset toimenpiteet ovat relevantteja ana­
lysoitaessa ilmoitettua pelastamistukea tuen ainutkertai­
suutta koskevan periaatteen soveltamisen osalta. Lopuksi 
tarkastellaan pelastamistukena ilmoitettuja toimenpiteitä. 

Syyskuussa 2000 myönnetty takaus (toimenpide 1) 

(35) Ajankohtana, josta on kyse tässä tapauksessa, toimenpide 
voi voimassa olleen takauksia koskevan tiedonannon ( 3 ) 
mukaan olla valtiontukea, koska takaus kattoi lainan täy­
simääräisesti. Tämä päätelmä ei muuttuisi, jos sovellettai­
siin nyt voimassa olevaa takaustiedonantoa ( 4 ). Lisäksi ta­
kauksen myöntämistä ilman palkkiota, ts. taloudellisen ris­
kin ottamista ilman vastiketta, ei voida pitää markkinatoi­
mijan käytöksenä. Komissio epäilee tämän vuoksi, onko 
kyseinen toimenpide markkinataloussijoittajaperiaatteen 
mukainen. 

Rakenneuudistustoimenpiteet 

(36) Niiden velkojen, joita Järvi-Suomen Portilla on Mikkelin 
kaupungille tämän takausvelvoitteiden täyttämisestä joh­
tuen (toimenpiteet 2 ja 4), sekä rakenneuudistuksen aikana 
myönnetyn lainan (toimenpide 3) osalta komissio epäilee, 
onko Mikkelin kaupunki toiminut yksityisen markkinasi­
joittajan tapaan. 

(37) Järvi-Suomen Portti näyttää olleen vaikeuksissa ainakin 
joulukuusta 2004 eli rakenneuudistuksen alusta. On epä­
todennäköistä, että markkinatoimija olisi samanlaisissa olo­
suhteissa myöntänyt varoja heikosti menestyvälle yrityk­
selle.
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( 1 ) Yhteisön suuntaviivat valtiontuesta vaikeuksissa olevien yritysten pe­
lastamiseksi ja rakenneuudistukseksi (EUVL C 244, 1.10.2004, s. 2). 

( 2 ) Kun valtio on osallisena liiketoimissa, markkinataloussijoittajaperiaa­
tetta sovelletaan arvioitaessa edun mahdollista olemassaoloa. Tavoit­
teena on määritellä, toimiiko valtio tavanomaisissa markkinatalouden 
olosuhteissa (valtio kaupallisena toimijana) vai toimiiko se julkisena 
viranomaisena. 

( 3 ) Komission tiedonanto EY:n perustamissopimuksen 87 ja 88 artiklan 
soveltamisesta valtiontukiin takauksina (EYVL C 71, 11.3.2000, 
s. 14, 4.2. kohta). 

( 4 ) Komission tiedonanto EY:n perustamissopimuksen 87 ja 88 artiklan 
soveltamisesta valtiontukiin takauksina (EUVL C 155, 20.6.2008, 
s. 10).



a) Toimenpide 2 myönnettiin joulukuussa 2004; korko oli 
12 kuukauden euribor vähennettynä 1,5 prosenttiyksi­
köllä ja 12 kuukauden euribor. Joulukuun 16 päivänä 
2004 12 kuukauden euribor oli 2,266 prosenttia ( 1 ), 
mikä oli komission terveille yrityksille myönnettävien 
lainojen korkojen laskennassa soveltaman menetel­
män ( 2 ) mukaista viitekorkoa alhaisempi. Joulukuussa 
2004 Suomen viitekorko olisi ollut 4,43 prosenttia. 

b) Toimenpide 4 myönnettiin joulukuussa 2006. Sen 
korko oli 12 kuukauden euribor, joka myös on Suo­
men viitekorkoa ( 3 ) alhaisempi. 

Koska markkinakorko katsotaan terveiden yritysten viite­
koroksi ja koska Järvi-Suomen Portti oli ilmeisesti vaikeuk­
sissa kyseisenä aikana, komissio katsoo, että on erittäin 
epätodennäköistä, että yksityinen velkoja olisi myöntänyt 
lainat niin alhaisella korolla. 

(38) Maksamattomia korkoja muunnettiin lainoiksi vuonna 
2005 (toimenpide 3). Tämän osalta on otettava myös huo­
mioon, että Järvi-Suomen Portissa toteutettiin rakenneuu­
distustoimenpiteitä ja se näyttää olleen vaikeuksissa. Lisäksi 
lainan korko oli kolmen kuukauden euribor lisättynä 0,3 
prosenttiyksiköllä, mikä oli komission terveille yrityksille 
myönnettävien lainojen korkojen laskennassa soveltaman 
menetelmän mukaista viitekorkoa alhaisempi. Suomen vi­
ranomaiset katsovat, että Mikkelin kaupunki on toiminut 
yksityisiin yrityksiin verrattavalla tavalla. Komissio epäilee 
tätä, koska yksityisten yritysten antamiin lainoihin sovel­
lettavat korot ovat korkeampia kuin Mikkelin kaupungin 
myöntämän lainan korko. Mikkelin kaupungin myöntä­
män lainan korko oli kolmen kuukauden euribor lisättynä 
0,3 prosenttiyksiköllä, kun taas […] myöntämän lainan 
korko oli kolmen kuukauden euribor lisättynä 1,5 prosent­
tiyksiköllä ja […] myöntämän lainan korko kolmen kuu­
kauden euribor lisättynä 2,0 prosenttiyksiköllä. 

(39) Lisäksi komissio epäilee, olisiko yksityinen markkinavel­
koja suostunut Mikkelin kaupungin tapaan velkojen uudel­
leenjärjestelyyn. Mikkelin kaupunki suostui lykkäämään 
toimenpiteiden 2 ja 4 takaisinmaksua rakenneuudistuksen 
alussa ja myöhemmin ainakin kerran vuonna 2005, jolloin 
maksamattomat korot muunnettiin lainaksi (toimenpide 
3). Näyttää siltä, että Järvi-Suomen Portti ei maksanut kor­
koja ennen vuotta 2006 ja tämänkin jälkeen se maksoi 
vain vähän korkoja, kuten edellä olevasta taulukosta ilme­
nee. 

(40) Edellä olevan perusteella komissio epäilee, ovatko toimen­
piteet 2, 3 ja 4 markkinataloussijoittajaperiaatteen tai yksi­
tyistä markkinavelkojaa koskevan periaatteen mukaisia. 

Ilmoitetut toimenpiteet 

(41) Ilmoitetun takauksen (toimenpide 5) osalta komissio epäi­
lee, onko Mikkelin kaupunki toiminut yksityisen markki­
nasijoittajan tavoin. 

(42) Suomen viranomaisten mukaan Mikkelin kaupunki aikoo 
myöntää takauksen yhdessä […] ja […] kanssa. Mikkelin 
kaupungin takaus olisi 2,75 miljoonaa EUR, kun taas […] 
takaus olisi 434 755 EUR ja […] 785 052 EUR. 

(43) Komissiolla ei ole varmuutta siitä, aikovatko […] ja […] 
myöntää takaukset samoin ehdoin kuin Mikkelin kau­
punki. Suomen viranomaisten toimittamien tietojen mu­
kaan takauksen kohteena olevalla Eläkevakuutusyhtiö Ta­
piolan antamalla uudella lainalla korvattaisiin eräät yksi­
tyisten yritysten aikaisemmin myöntämät lainat, mutta sillä 
ei korvattaisi mainittuja Mikkelin kaupungin myöntämiä 
lainoja. Lisäksi Mikkelin kaupunki takaa suurimman osan 
lainasta. Näin ollen yksityisillä yrityksillä on kannustin 
myöntää takaus, sillä myös Mikkelin kaupunki takaa lai­
nan. Tämän vuoksi näyttää alustavasti siltä, että ehdot, 
joilla takaukset myönnetään, eivät vastaa toisiaan. Näin 
ollen Mikkelin kaupungin myöntämä takaus ei näytä ole­
van markkinataloussijoittajaperiaatteen mukainen. 

(44) Ilmoitettua velkojen uudelleenjärjestelyä (toimenpide 6) on 
arvioitava yksityistä markkinavelkojaa koskevan periaatteen 
mukaisesti. Yksityisten velkojien kanssa tehtyjen takaisin­
maksusopimusten katsotaan kuuluvan perustamissopimuk­
sen 87 artiklan 1 kohdan soveltamisalan ulkopuolelle, jos 
yksityiset velkojat olisivat tehneet saman päätöksen peri­
äkseen mahdollisimman paljon saamisistaan. ( 4 ) Suomen 
viranomaisten mukaan Mikkelin kaupunki aikoo järjestellä 
lainamaksut uudelleen yksityisten velkojien ([…], […] ja 
[…]) kanssa (ks. edellä 22 kohta). Komissio ei ole varma, 
lykkäävätkö yksityiset velkojat takaisinmaksua yhtäläisin 
ehdoin. Eräät yksityisten osapuolten myöntämät lainat on 
määrä korvata Eläkevakuutusyhtiö Tapiolan antamalla 
uudella lainalla. Tämän johdosta Järvi-Suomen Portti ei 
suorita takaisinmaksuja yksityisille yrityksille vuosina 
2009 ja 2010 vaan Eläkevakuutusyhtiö Tapiolalle vuosina 
2011–2015. Lisäksi Mikkelin kaupungin myöntämiä lai­
noja ei korvata Eläkevakuutusyhtiö Tapiolan uudella lai­
nalla. Tätä ei voida katsoa velkojen lykkäämiseksi yhtäläi­
sin ehdoin. Lisäksi näyttää kyseenalaiselta, olisiko yksityi­
nen markkinavelkoja hyväksynyt velkojen jatkuvan uudel­
leenjärjestelyn Mikkelin kaupungin tapaan, sillä tämä näyt­
tää suostuneen useisiin velkojen lykkäyksiin ainakin vuo­
desta 2004 alkaen. Lisäksi on todettava, että vaikka tuen­
saaja ei ole pannut uudelleenjärjestelysopimuksia täytän­
töön, Mikkelin kaupunki myönsi lisää varoja tuensaa­
jalle. ( 5 ) 

(45) Edellä olevan perusteella komissio epäilee, ovatko toimen­
piteet 5 ja 6 markkinataloussijoittajaperiaatteen mukaisia 
tai yksityistä markkinavelkojaa koskevan periaatteen mu­
kaisia. 

Valtiontuen olemassaoloa koskevat päätelmät 

(46) Edellä esitettyjen seikkojen perusteella komissio katsoo, 
että takuiden, lainojen ja velkojen uudelleenjärjestelyn 
muodossa toteutetut toimenpiteet ovat antaneet etua 
Järvi-Suomen Portille, koska tuensaaja ei voinut saada ra­
hoitusta markkinoilta näissä olosuhteissa.
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( 1 ) http://www.euribor.org/html/download/euribor_2004.txt 
( 2 ) Komission tiedonanto viite- ja diskonttokorkojen määrittämisessä 

sovellettavan menetelmän tarkistamisesta (EUVL C 14, 19.1.2008, 
s. 6). 

( 3 ) Esimerkiksi 29. joulukuuta 2006 12 kuukauden euribor oli 4,028 
prosenttia, ks. http://www.euribor.org/html/download/euribor_2006. 
txt Suomen viitekorko oli 4,36 prosenttia, ks. http://ec.europa.eu/ 
comm/competition/state_aid/legislation/reference_rates.html 

( 4 ) Asia C-342/96, Espanja v. komissio (Kok. 1999, s. I-2459). 
( 5 ) Asia T-36/99, Lenzing v. komissio (Kok. 2004, s. II-3597).
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(47) Komissio katsoo myös, että kaikki toimenpiteet täyttävät 
muut perustamissopimuksen 87 artiklan 1 kohdan mukai­
set kriteerit. Toimenpiteet on rahoitettu valtion varoilla, 
koska aluehallinto on myöntänyt ne suoraan omista va­
roistaan. Lisäksi ne ovat valikoivia, koska ne rajoittuvat 
Järvi-Suomen Porttiin. Nämä valikoivat avustukset ovat 
omiaan vääristämään kilpailua ja vaikuttamaan jäsenvalti­
oiden väliseen kauppaan, sillä ne antavat yritykselle edun 
niihin kilpailijoihin nähden, jotka eivät saa tukea. Jäsenval­
tioiden välillä käydään lihatuotteisiin liittyvää kauppaa, 
millä alalla tuensaaja toimii. 

3.3 Tuen soveltuvuus yhteismarkkinoille 

(48) Komissio katsoo alustavasti, että Järvi-Suomen Portille en­
nen ilmoituksen tekemistä myönnetyt toimenpiteet ja nyt 
ilmoitetut toimenpiteet ovat valtiontukea. Perustamissopi­
muksen 87 artiklan 2 kohdan mukaisia poikkeuksia ei 
voida soveltaa Järvi-Suomen Portin hyväksi toteutettuihin 
toimenpiteisiin. Tältä osin niiden soveltuvuutta on arvioi­
tava 87 artiklan 3 kohdan mukaisten poikkeusten perus­
teella. 

3.3.1 Syyskuussa 2000 myönnetty takaus (toimenpide 1) 

(49) Suomen viranomaiset eivät ole ilmoittaneet perusteita, joi­
den mukaan toimenpide soveltuisi yhteismarkkinoille. 
Näyttää siltä, että takaukseen ei voida soveltaa 87 artiklan 
3 kohdan mukaista poikkeusta eikä se täytä pelastamis- ja 
rakenneuudistustukea koskevissa vuoden 1999 suuntavii­
voissa ( 1 ) vahvistettuja edellytyksiä, joita sovellettiin kysei­
senä aikana. Toimenpide voidaan siis alustavasti katsoa 
toimintatueksi, joka ei sovellu yhteismarkkinoille. 

3.3.2 Rakenneuudistuksen aikana myönnetyt toimenpiteet (toi­
menpiteet 2–4) 

(50) Rakenneuudistuksen aikana myönnetyn tuen ensisijaisena 
tavoitteena näyttää olevan yrityksen pitkän aikavälin elin­
kelpoisuuden palautuminen. Tässä vaiheessa ei voida sanoa 
varmasti, milloin Järvi-Suomen Portin väitetyt vaikeudet 
alkoivat. Vaikuttaa kuitenkin siltä, että Järvi-Suomen Portti 
on ollut vaikeuksissa koko rakenneuudistuksen ajan. Tä­
män vuoksi toimenpiteisiin 2–4 voidaan soveltaa ainoas­
taan 87 artiklan 3 kohdan c alakohdan mukaista poik­
keusta, jonka mukaan valtiontukea voidaan myöntää tietyn 
taloudellisen toiminnan kehityksen tukemiseen, jos tuki ei 
muuta kaupankäynnin edellytyksiä yhteisen edun kanssa 
ristiriitaisella tavalla. Näin ollen tuen voidaan katsoa sovel­
tuvan yhteismarkkinoille 87 artiklan 3 kohdan c alakoh­
dan mukaisesti vain, jos pelastamis- ja jälleenrakennustu­
kea koskevissa vuoden 2004 suuntaviivoissa ( 2 ), jäljempänä 
’vuoden 2004 suuntaviivat’, vahvistetut edellytykset täytty­
vät. 

(51) Tässä vaiheessa yhteismarkkinoille soveltuvan pelastamis- 
tai rakenneuudistustuen kriteerit eivät näytä täyttyvän. 
Vuoden 2004 suuntaviivojen 34 kohdassa ja sitä seuraa­
vissa kohdissa todetaan, että rakenneuudistukseen myön­
netyn tuen tavoitteena on oltava yrityksen pitkän aikavälin 
elinkelpoisuuden palautuminen. Tässä vaiheessa komis­

siolla on vain vähän tietoja rakenneuudistustoimenpiteistä, 
joita Järvi-Suomen Portti on toteuttanut vuodesta 2004. 
Jatkuva rakenneuudistus ei näytä onnistuneen, sillä vero­
viranomaiset jättivät Järvi-Suomen Porttia koskevan kon­
kurssihakemuksen joulukuussa 2008. Komissio epäilee, 
voitaisiinko yrityksen pitkän aikavälin elinkelpoisuus saa­
vuttaa toteutetuilla rakenneuudistustoimenpiteillä. 

(52) Vuoden 2004 suuntaviivojen mukaisten rakenneuudistusta 
koskevien muiden kriteerien osalta komissio ei voi ilman 
ilmoitusta ja rakenneuudistussuunnitelmaa arvioida, oliko 
tuki rajattu ehdottoman välttämättömään määrään (vuoden 
2004 suuntaviivojen 43 kohta ja sitä seuraavat kohdat) ja 
onko kohtuuttomat kilpailua vääristävät vaikutukset väl­
tetty (vuoden 2004 suuntaviivojen 38 kohta ja sitä seuraa­
vat kohdat). 

(53) Rakenneuudistuksen aikana myönnetyistä toimenpiteistä 
(toimenpiteet 2, 3 ja 4) ei ilmoitettu. Edellä olevan perus­
teella näyttää alustavasti siltä, että toimenpiteet ovat sään­
töjenvastaista ja yhteismarkkinoille soveltumatonta tukea. 

3.3.3 Ilmoitetut toimenpiteet 

(54) Suomi ilmoitti alustavasti takauksen (toimenpide 5) ja vel­
kojen lykkäämisen (toimenpide 6) vuoden 2004 suuntavii­
vojen mukaisena pelastamistukena. Komissio katsoo, että 
pelastamistuki soveltuu yhteismarkkinoille perustamissopi­
muksen 87 artiklan 3 kohdan c alakohdan mukaisesti, jos 
se täyttää vuoden 2004 suuntaviivoissa vahvistetut kritee­
rit. 

(55) Vuoden 2004 suuntaviivojen perusteella Järvi-Suomen 
Portti voidaan katsoa tukikelpoiseksi, koska se täyttää 
suuntaviivojen 10.c kohdan mukaiset vaikeuksissa olevan 
yrityksen kriteerit. 

(56) Komissiolla on kuitenkin vahvoja epäilyjä siitä, täyttääkö 
pelastamistuki vuoden 2004 suuntaviivojen 25 kohdan 
mukaiset edellytykset. 

(57) Ensinnäkin pelastamistuen on oltava vuoden 2004 suun­
taviivojen 72 kohdassa ja 25.e kohdassa vahvistetun tuen 
ainutkertaisuutta koskevan periaatteen mukaista, ts. uutta 
pelastamistukea ei voida hyväksyä, jos pelastamis- tai ra­
kenneuudistustukea on myönnetty aikaisemmin. Komissio 
ei ole varma, noudattavatko ilmoitetut toimenpiteet tätä 
periaatetta, sillä näyttää siltä, että Mikkelin kaupunki on 
myöntänyt aikaisemmin useaan otteeseen sääntöjenvas­
taista ja yhteismarkkinoille soveltumatonta rakenneuudis­
tustukea. 

(58) Toiseksi komissio epäilee, ovatko ilmoitetut toimenpiteet 
vuoden 2004 suuntaviivojen 25.a kohdan mukaisia. Ta­
kauspalkkio on vain 4 prosenttia kymmenen vuoden ai­
kana eli ainoastaan 0,4 prosenttia vuodessa. Taatun lainan 
korko on 3,75 prosenttia, mikä on komission terveille 
yrityksille myönnettävien lainojen koron laskennassa sovel­
taman menetelmän ( 3 ) mukaista viitekorkoa alhaisempi, li­
sättynä 100 peruspisteellä (maaliskuussa 2009 korko olisi 
3,47 prosenttia lisättynä 100 peruspisteellä).
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( 1 ) Yhteisön suuntaviivat valtiontuesta vaikeuksissa olevien yritysten pe­
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(59) Lisäksi on todettava, että tuki ei olisi vuoden 2004 suun­
taviivojen 25.c kohdan mukaista, koska se ei rajoitu kuu­
teen kuukauteen. Takaus myönnetään kymmeneksi vuo­
deksi ja velkojen uudelleenjärjestely kestää kuutta kuu­
kautta kauemmin. Huolimatta Suomen viranomaisten si­
toumuksesta, että takaus loppuu kuuden kuukauden kulut­
tua tai että komissiolle toimitetaan rakenneuudistus- tai 
selvitystilasuunnitelma kyseisen ajan kuluessa, komissio ei 
ole varma, ilmeneekö takauksen päättyminen kuuden kuu­
kauden kuluttua Mikkelin kaupunginvaltuuston takauspää­
töksestä. 

(60) Edellä olevan perusteella komissio epäilee, voidaanko il­
moitettujen toimenpiteiden 5 ja 6 katsoa soveltuvan yh­
teismarkkinoille. 

3.3.4 Yhteismarkkinoille soveltuvuutta koskevat päätelmät 

(61) Edellä olevan sekä tässä vaiheessa saatavilla olevien tietojen 
perusteella komissio epäilee, soveltuuko vuonna 2000 
myönnetty takaus yhteismarkkinoille, sillä näyttää siltä, 
että siihen ei voi soveltaa yhtäkään EY:n perustamissopi­
muksen mukaista poikkeusta. Rakenneuudistuksen aikana 
myönnetyn tuen ja nyt ilmoitetun tuen osalta komissio 
epäilee, soveltuvatko ne yhteismarkkinoille pelastamis- tai 
rakenneuudistustukena. Kun otetaan huomioon, että tuen­
saaja on tällä hetkellä vaikeuksissa oleva yritys ja että se on 
ollut vaikeuksissa myös aikaisemmin, vaikuttaa siltä, että 
siihen ei voi soveltaa muita perustamissopimuksen mukai­
sia poikkeuksia. 

(62) Tämän vuoksi komissio katsoo alustavasti, että tarkastelta­
vat toimenpiteet eivät näytä soveltuvan yhteismarkkinoille. 

4. PÄÄTELMÄT 

(63) On vahvoja viitteitä siitä, kyseiset toimenpiteet ovat val­
tiontukea, ja jäsenvaltion toimittamien tietojen perusteella 
komissiolla on vakavia epäilyjä niiden soveltuvuudesta yh­
teismarkkinoille. 

Päätös 

1. Edellä olevien seikkojen perusteella komissio on päättä­
nyt aloittaa EY:n perustamissopimuksen 88 artiklan 2 
kohdan mukaisen menettelyn ja pyytää Suomen viran­
omaisia toimittamaan kuukauden kuluessa tämän kir­
jeen vastaanottamisesta kaikki asiakirjat ja tiedot, jotka 
tarvitaan toimenpiteiden arviointia varten. Tietoihin 
olisi sisällyttävä erityisesti: 

— Järvi-Suomen Portin tarkastettu tilinpäätös vuosilta 
2000–2008; 

— julkisille yhteisöille, kuten vero- tai sosiaaliturvavi­
ranomaisille, olevia maksamattomia/perimättömiä 
velkoja koskevat yksityiskohtaiset tiedot, erityisesti 
tiedot maksamattomista määristä; 

— jäljennös Mikkelin kaupunginvaltuuston 19. joulu­
kuuta 2005 ja 8. joulukuuta 2008 tekemistä pää­
töksistä ja muut Mikkelin kaupunginvaltuuston pää­

tökset Järvi-Suomen Portin hyväksi mahdollisesti to­
teutetuista taloudellisista toimenpiteistä; 

— Mikkelin käräjäoikeuden 30. tammikuuta 2006 hy­
väksymän rakenneuudistussuunnitelman mukaista 
velkojen uudelleenjärjestelyä koskevat tiedot; 

— tiedot Järvi-Suomen Porttia vastaan aloitetusta kon­
kurssimenettelystä; 

— yksityiskohtaiset tiedot takauksesta, joka kattaa 
Etelä-Savon Energialle ja Etelä-Savon Vesilaitokselle 
maksamatta olevat sähkö- ja vesilaskut; 

— katsaus yrityksen velkarakenteeseen vuosina 
2000–2008; 

— tiedot niiden takausten ehdoista, jotka […] ja […] 
ovat myöntäneet Eläkevakuutusyhtiö Tapiolan anta­
malle lainalle, erityisesti tiedot takauksen kestosta ja 
takauspalkkiosta. 

2. Komissio pyytää Suomen viranomaisia toimittamaan 
välittömästi jäljennöksen tästä kirjeestä mahdolliselle 
tuensaajalle. 

3. Komissio huomauttaa, että neuvoston asetuksen (EY) 
N:o 659/1999 14 artiklan mukaan jäsenvaltio voi periä 
takaisin kaiken sääntöjenvastaisen tuen tuensaajalta. 

4. Komissio ilmoittaa Suomelle tiedottavansa asiasta asian­
omaisille julkistamalla tämän kirjeen ja julkaisemalla 
tiivistelmän siitä Euroopan unionin virallisessa lehdessä. 
Se tiedottaa asiasta myös EFTA:n valvontaviranomaiselle 
lähettämällä sille jäljennöksen tästä kirjeestä. Kaikkia 
asianomaisia kehotetaan esittämään huomautuksensa 
kuukauden kuluessa julkaisupäivästä.“ 

WORTLAUT DES SCHREIBENS 

„Kommissionen vill underrätta Finland om att den, efter att ha 
granskat uppgifter som tillhandahållits av era myndigheter om 
det ovannämnda stödet, har beslutat att inleda det förfarande 
som anges i artikel 88.2 i EG-fördraget. 

1. FÖRFARANDE 

(1) Den 15 januari 2009 anmälde de finska myndigheterna ett 
undsättningsstöd som S:t Michel stad skulle bevilja före­
taget Järvi-Suomen Portti Osuuskunta (nedan kallat Järvi- 
Suomen Portti). 

(2) De finska myndigheterna lämnade ytterligare upplysningar 
i en skrivelse av den 5 februari 2009, registrerad samma 
dag. Kommissionen begärde ytterligare upplysningar i en 
skrivelse av den 10 februari 2009. Upplysningarna lämna­
des i en skrivelse av den 11 februari 2009, registrerad 
samma dag. Ytterligare upplysningar om garantier som 
tidigare beviljats lämnades och registrerades samma dag. 
I en skrivelse av den 16 februari 2009 lämnade de finska 
myndigheterna vissa sammanfattande uppgifter om Järvi- 
Suomen Portti. Den 16 februari 2009 begärde kommissio­
nen ytterligare upplysningar, som de finska myndigheterna 
lämnade i en skrivelse av den 20 februari 2009.
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(3) S:t Michel stad hade för avsikt att genomföra det anmälda 
undsättningsstödet genom ett beslut i stadsfullmäktige den 
8 december 2008. Genomförandet blockerades av ett be­
slut av förvaltningsdomstolen i Kuopio (Kuopion Hallinto- 
oikeus) den 4 februari 2009, sedan en konkurrent till 
Järvi-Suomen Portti väckt talan mot beslutet i S:t Michels 
stadsfullmäktige. Domstolen beslutade att S:t Michel stad 
skulle avbryta genomförandet och ansöka om godkän­
nande av stödet hos Europeiska kommissionen. 

1.1 Stödmottagare 

(4) Järvi-Suomen Portti ligger i S:t Michel och har produk­
tionsanläggningar i S:t Michel och Kouvola, som båda 
ligger i östra Finland. Östra Finland är en region berättigad 
till regionalstöd enligt artikel 87.3 c i EG-fördraget. Före­
taget grundades 1914 och har varit verksamt sedan dess. I 
dag har Järvi-Suomen Portti 300 anställda och dessutom 
100–120 säsongsanställda under våren och sommaren. 

(5) Järvi-Suomen Portti är ett andelslag enligt den finska lagen 
om andelslag 2001/1488. Medlemmarna i Järvi-Suomen 
Portti ansvarar inte personligen för andelslagets skulder. 
Den 31 december 2008 hade andelslaget 2 213 medlem­
mar, dvs. ägare, av vilka de flesta är köttproducenter. Ingen 
av ägarna har ensam kontroll över Järvi-Suomen Portti. 
Den 31 december 2008 hade den största ägaren en andel 
på 0,4 %. 

(6) Järvi-Suomen Portti är verksamt inom livsmedelstillverk­
ning. Andelslaget köper kött från uppfödare i regionen. 
Detta bearbetas sedan i första hand till köttprodukter 
som köttbullar och korv. Dessutom säljer andelslaget för­
packat kött, köttbitar och slaktkroppar. Järvi-Suomen 
Portti exporterar mycket lite till andra medlemsstater. Un­
der 2008 uppgick värdet av exporten till andra medlems­
stater till 0,5 miljoner EUR. 

(7) I början av 2000 fanns det en betydande överkapacitet 
inom den finska köttproduktionen, vilket ledde till lön­
samhetsproblem och ett behov av att omstrukturera 
Järvi-Suomen Porttis affärsverksamhet. Omstruktureringen 
inleddes den 1 december 2004 och godkändes av tings­
rätten i St. Michel enligt den finska lagen om företagssa­
nering (1993/47). Omstruktureringen innebar att de pri­
vata och offentliga lånen kunde läggas om. Omstruktu­
reringsprogrammet löper i tio år, vilket betyder att den 
sista avbetalningen på omstruktureringsskulderna kommer 
att göras den 1 juli 2015. Mellan 2004 och 2008 har 
Järvi-Suomen Portti sagt upp 372 anställda och lagt ut 
en del av sin verksamhet på underleverantörer, till exempel 
slakteri- och styckningsverksamheten. 

(8) Den 1 december 2008 inledde skattemyndigheterna ett 
konkursförfarande mot Järvi-Suomen Portti, eftersom före­
taget varken hade betalat moms eller sociala avgifter. Enligt 
tidningsuppgifter uppgår skatteskulden till omkring 
900 000 EUR. 

1.2 Finansiella åtgärder 

1.2.1 Åtgärder som beviljats före anmälan 

(9) I september 2000 beviljade St. Michel stad en hundrapro­
centig garanti för ett lån som bank- och försäkringsbolaget 

Tapiola Yhtiöt gav till Järvi-Suomen Portti. Lånet beviljades 
den 25 september 2000 och uppgick till 
4 204 698,16 EUR med en ränta på 5,35 % och en löptid 
till november 2010. St. Michel stad tog inte ut någon 
avgift för garantin. Garantin började gälla direkt (åtgärd 1). 

(10) Den 16 december 2004 utlöstes garantin när Järvi-Suo­
men Portti inte kunde betala tillbaka det lån man fått 
från Tapiola Yhtiöt. St. Michel stad trädde in som for­
dringsägare i Järvi-Suomen Portti i stället för Tapiola Yh­
tiöt. Företagets skulder till St. Michel stad uppgick till 4 
miljoner respektive 1 356 895 EUR (åtgärd 2). 

a) För fordringen på 4 miljoner EUR kom Järvi-Suomen 
Portti och St. Michel stad överens om en årsränta ba­
serad på Euribor 1 år – 1,5 % och från och med den 
1 januari 2011 Euribor 1 år. Man enades om att lånet 
skulle löpa ut den 31 december 2015. Säkerhet ställdes 
genom inteckningar i tillverkningsanläggningen i Tik­
kala (St. Michel) och i företagets lösa egendom. 

b) För fordringen på 1 356 895 EUR enades Järvi-Suomen 
Portti och St. Michel stad om en årsränta på Euribor 1 
år. Man enades om att låneperioden skulle löpa ut den 
31 december 2015. Säkerhet ställdes genom inteck­
ningar i tillverkningsanläggningen i Tikkala (St. Michel) 
och på företagets lösa egendom. 

(11) Järvi-Suomen Portti betalade inte någon ränta på 
sina skulder till St. Michel stad under tiden 
16.12.2004–19.12.2005 (åtgärd 2). Genom ett beslut i 
St. Michel stadsfullmäktige omvandlades de obetalda rän­
torna till ett lån på 281 982,06 EUR för en låneperiod 
som löpte till slutet av 2010. Räntan på lånet är Euribor 
3 månader + 0,3 %. Järvi-Suomen Portti förväntas börja 
betala tillbaka lånet i mars 2009 i fyra lika stora delbetal­
ningar som ska betalas två gånger om året. Det betyder att 
företaget under 2009 ska betala 144 991 EUR och under 
2010 ska man betala 144 991 EUR (åtgärd 3). 

(12) Sedan 2000 har Järvi-Suomen Portti åtminstone delvis inte 
kunnat betala obetalda el- och vattenräkningar från Etelä- 
Savon Energia och Etelä-Savon Vesilaitos. Dessa två är 
aktiebolag som ägs av St. Michel stad. St. Michel stad 
ställde en garanti som säkerhet för dessa fordringar. 

(13) Den 31 december 2006 utlöstes garantin och St. Michel 
stad utfärdade ett lån på 682 087,10 EUR till Järvi-Suo­
men Portti. Detta belopp är en klumpsumma för obetalda 
fakturor och ackumulerad dröjsmålsränta. St. Michel stad 
och Järvi-Suomen Portti enades om en räntesats på Euribor 
1 år och en låneperiod som löper till och med den 31 de­
cember 2015. Säkerhet ställdes genom inteckningar i till­
verkningsanläggningen i Tikkala (St. Michel) och i företa­
gets lösa egendom (åtgärd 4) 

(14) Järvi-Suomen Portti återbetalade inte fordringarna till St. 
Michel stad. Sedan mars 2006 har andelslaget endast åter­
betalat följande belopp i ränta till St. Michel stad:
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Ursprunglig fordran 
Räntebetalningar mellan 

1 mars 2006 och 2 januari 
2009 

Åtgärd 2a 4 000 000,00 115 333,39 

Åtgärd 2b 1 356 895,00 166 893,14 

Åtgärd 3 281 982,06 36 974,60 

Åtgärd 4 682 087,10 83 894,23 

1.2.2 Ställd säkerhet 

(15) För åtgärd 2 och 4 ställdes säkerhet genom inteckningar i 
tillverkningsanläggningen i Tikkala (St. Michel) och genom 
inteckningar i företagets lösa egendom. Enligt de upplys­
ningar som de finska myndigheterna lämnade den 20 feb­
ruari 2009 är tillverkningsanläggningen i Tikkala (St. Mi­
chel) värd omkring 10 miljoner EUR. St. Michel stad har 
hypoteksobligationer i prioritetsordning 2, 17, 22, 23, 
32–43. När det gäller inteckningarna i företagets lösa 
egendom har St. Michel stad prioritetsordning 31–55. 

1.2.3 Anmälda åtgärder 

(16) Den 8 december beslutade stadsfullmäktige att genomföra 
följande åtgärder: 

(17) En garanti på 2,75 miljoner EUR som täckning för ett lån 
från Tapiola Mutual Pension Insurance Company (nedan 
kallat Tapiola Pension), som ingår i koncernen Tapiola Yh­
tiöt) till Järvi-Suomen Portti på 5 819 807 EUR till en 
ränta på 3,65 %. Som ersättning för garantin anges i den 
anmälda åtgärden en engångsavgift på 4 %. Garantin be­
viljas för tio år (åtgärd 5). 

(18) Dessutom anmälde de finska myndigheterna omläggningen 
av lånen (åtgärd 6). 

a) Uppskov med återbetalning av fordringar för vilka sä­
kerhet ställts (åtgärd 2 och 4): Järvi-Suomen Portti för­
väntas återbetala 122 848 EUR under 2009 och 
245 695 EUR under 2010. Enligt anmälan ska företa­
get få uppskov med återbetalningen av dessa belopp, 
som längst till och med den 1 juli 2015. 

b) Uppskov med betalningen på lånet från 2005 (åtgärd 
3): Järvi-Suomen Portti förväntas återbetala 
140 991 EUR under 2009 och samma belopp under 
2010. Enligt anmälan ska företaget få uppskov med 
återbetalningen av dessa belopp till 2011–2013. 

2. FINLANDS STÅNDPUNKT 

2.1 Åtgärder som beviljats före anmälan 

Garanti beviljad i september 2000 (åtgärd 1) 

(19) Enligt de finska myndigheternas skrivelse av den 16 febru­
ari 2009 beviljade St. Michel stad garantin under 2000 för 
ett lån från Tapiola Yhtiöt till Järvi-Suomen Portti i enlig­

het med principen om en privat investerare i en marknads­
ekonomi, eftersom andelslaget vid den tidpunkten inte 
hade några svårigheter. 

Åtgärder under omstruktureringen 

(20) Enligt de finska myndigheternas skrivelse av den 16 febru­
ari 2009 beviljades de lån som blev följden av att garantin 
löstes ut (åtgärd 2 och 4) i enlighet med principen om en 
privat investerare i en marknadsekonomi, eftersom man 
ställde säkerhet i form av inteckningar. Dessutom blev 
de privata fordringsägarna […] ( 1 ) och […] fordringsägare 
med säkerhetsrätt tillsammans med St. Michel stad. Där­
med skulle St. Michel stad ha agerat i enlighet med prin­
cipen om en privat investerare i en marknadsekonomi. 

(21) Slutligen uppger de finska myndigheterna att omvand­
lingen av de obetalda räntorna till ett lån (åtgärd 3) gjordes 
i enlighet med principen om en privat investerare i en 
marknadsekonomi, eftersom privata fordringsägare tillsam­
mans med St. Michel stad omvandlade obetalda fordringar 
i form av räntor till lån. Enligt de uppgifter som de finska 
myndigheterna lämnade den 11 februari 2009 gav privata 
företag lån på följande villkor: 

a) Den 28 december 2005 omvandlade […] räntor till ett 
lån på omkring 1 623 000 EUR med en låneperiod 
som löper till utgången av 2010. Räntan är Euribor 3 
månader + 1,5 %. Järvi-Suomen Portti förväntas börja 
återbetala lånet under 2009. 

b) Den 29 december 2005 omvandlade […] räntor till ett 
lån på omkring 1 532 500 EUR med en låneperiod 
som löper till utgången av 2010. Räntan är Euribor 3 
månader + 2 %. Järvi-Suomen Portti förväntas börja 
återbetala lånet under 2009. 

2.2 Anmälda åtgärder 

Garanti 

(22) Enligt de finska myndigheternas uppgifter den 20 februari 
2009 kommer garantin för lånet från Tapiola Yhtiöt (åt­
gärd 5) att beviljas i samarbete med privata företag: 

a) […] kommer att ställa garanti för ett belopp på 
785 052 EUR. 

b) […] kommer att ställa garanti för ett belopp på 
434 755 EUR. 

c) […] kommer att ställa garanti för ett belopp på 1,85 
miljoner EUR. 

Omläggning av lån 

(23) Enligt anmälan kommer St. Michel stad att lägga om åter­
betalningen av lånen tillsammans och på lika villkor med 
de privata företagen [...], [...] och [...]. Enligt senare upp­
gifter kommer lånen från de privata företagen inte att 
läggas om utan omplaceras genom det lån som Tapiola 
Pension ska bevilja (se skrivelse av den 11 februari 2009). 
Enligt skrivelsen av den 11 februari 2009 och uppgifterna 
från den 20 februari 2009 ska följande lån omplaceras:
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a) Lån på 250 000 EUR beviljat av [...] till Järvi-Suomen 
Portti den 10 juli 2007 till en ränta på Euribor 6 
månader + 2 %. Lånet skulle ha varit återbetalat den 
1 december 2008. Det utestående beloppet uppgick 
den 20 februari 2009 till ca 152 000 EUR. 

b) Ett lån på 850 000 EUR beviljat av [...] till Järvi-Suo­
men Portti den 9 juli 2007 till en ränta på Euribor 1 
månad + 2 %. Lånet skulle ha varit återbetalat den 1 de­
cember 2008. Det utestående beloppet uppgick den 
20 februari 2009 till ca 487 570,76 EUR. 

c) Ett lån på 600 000 EUR beviljat av [...] till Järvi-Suo­
men Portti den 9 juli 2007 till en ränta på Euribor 1 
månad + 2 %. Lånet skulle ha varit återbetalat den 1 de­
cember 2008. Den 20 februari 2009 var det utestående 
beloppet 392 172,02 EUR. 

(24) Enligt uppgifter från de finska myndigheterna den 20 feb­
ruari 2009 kommer återbetalningen av lånen från [...] och 
[...] under 2005 att läggas om eller omplaceras. 

(25) Enligt de finska myndigheternas anmälan har de privata 
företagen gått med på uppskov med återbetalningen av 
följande belopp: 

a) [...]: Järvi-Suomen Portti förväntas återbetala 
811 500 EUR respektive 160 809 EUR under 2009 
och 811 500 EUR respektive 321 618 EUR under 
2010. Enligt anmälan ska företaget få uppskov med 
återbetalningen av dessa belopp till 2011–2015. 

b) [...]: Järvi-Suomen Portti förväntas återbetala 
766 250 EUR respektive 132 548 EUR under 2009 
och 766 250 EUR respektive 265 097 EUR under 
2010. Enligt anmälan ska företaget få uppskov med 
återbetalningen av dessa belopp till 2011–2015. 

c) [...]: Järvi-Suomen Portti förväntas återbetala 
89 871 EUR respektive 59 675 EUR under 2009 och 
89 871 EUR respektive 119 350 EUR under 2010. En­
ligt anmälan ska företaget få uppskov med återbetal­
ningen av dessa belopp till 2011–2015. 

3. BEDÖMNING 

(26) Först anmäldes en garanti och en omläggning av lån (åt­
gärd 5 och 6) som undsättningsstöd. Eftersom det visade 
sig att Järvi-Suomen Portti hade fått hjälp av staten vid 
flera tidigare tillfällen (åtgärd 1–4), är det nödvändigt att 
bedöma om den hjälpen kan utgöra statligt stöd och om 
detta stöd i så fall är förenligt med den gemensamma 
marknaden. Resultatet av bedömningen har också stora 
konsekvenser för analysen av de anmälda åtgärderna, sär­
skilt på grund av engångsvillkoret. 

(27) Kommissionen kommer först att bedöma om företaget var 
i svårigheter, eftersom detta är relevant både för tillämp­
ningen av testet om en privat investerare i en marknads­
ekonomi och för om företaget varit berättigat till stöd 
enligt riktlinjerna för statligt stöd till undsättning och om­
strukturering av företag i svårigheter (se nedan 3.1). Sedan 
kommer kommissionen att granska om det är fråga om 
stöd (se nedan 3.2) och om stödet i så fall är förenligt med 
den gemensamma marknaden (se nedan 3.3). 

3.1 Företag i svårigheter 

(28) Enligt riktlinjerna för undsättnings- och omstrukturerings­
stöd ( 1 ) är ett företag i svårigheter ett företag som inte kan 
hejda förluster som utan offentliga myndigheters ingri­
pande innebär att företaget nästan säkert är dömt att för­
svinna från marknaden på kort eller medellång sikt. I rikt­
linjerna för undsättnings- och omstruktureringsstöd fast­
ställs vissa förhållanden då ett företag kan antas vara i 
svårigheter. 

(29) Järvi-Suomen Portti kan anses ha varit i svårigheter enligt 
punkt 10 c i riktlinjerna för undsättnings- och omstruktu­
reringsstöd åtminstone från och med den 1 december 
2008, när de finska skattemyndigheterna inledde ett kon­
kursförfarande mot andelslaget. Dessutom uppgav de 
finska myndigheterna i anmälan av undsättningsstödet 
att företaget var i svårigheter enligt punkt 10 b i riktlin­
jerna, eftersom företaget hade förlorat hälften av sitt kapi­
tal och mer än en fjärdedel av det kapitalet hade förlorats 
under de föregående tolv månaderna. 

(30) Dessutom förefaller andelslaget ha varit i svårigheter tidi­
gare, åtminstone sedan 2004, dvs. sedan omstrukturer­
ingen inleddes. I december 2004 kunde Järvi-Suomen 
Portti inte betala tillbaka de lån som Tapiola Yhtiöt beviljat 
år 2000, vilket gjorde att den garanti som ställts av St. 
Michel stad löstes ut. I december 2005 omvandlade Järvi- 
Suomen Porttis fordringsägare obetalda räntor till nya lån. 
Ett år senare, i december 2006, kunde andelslaget inte 
betala sina skulder till Etelä-Savon Energia och Etelä-Savon 
Vesilaitos, vilket gjorde att en annan garanti som St. Mi­
chel stad ställt löstes ut och i juli 2007 tvingades privata 
företag att bevilja nya lån. När det gäller finansräkenska­
perna minskade EBIT från -3,5 miljoner EUR år 2006 till 
-8,9 miljoner EUR år 2007. 

(31) Mot bakgrund av ovanstående redogörelse utgår kommis­
sionen inledningsvis ifrån att Järvi-Suomen Portti har varit 
i svårigheter åtminstone sedan december 2004. 

3.2 Förekomst av statligt stöd 

(32) Enligt artikel 87.1 i EG-fördraget är stöd som ges av en 
medlemsstat eller med hjälp av statliga medel, av vilket 
slag det än är, som snedvrider eller hotar att snedvrida 
konkurrensen genom att gynna vissa företag eller viss 
produktion, oförenligt med den gemensamma marknaden 
i den utsträckning det påverkar handeln mellan medlems­
staterna.
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(33) För det första måste man bedöma om åtgärderna i form av 
lån, garantier och uppskov med betalningen utgör en för­
del för mottagaren. Det råder ingen tvekan om att dessa 
åtgärder utgör en ekonomisk fördel för mottagaren. Fin­
land hävdar dock att åtgärderna inte innebär en fördel som 
mottagaren normalt inte skulle få del av, eftersom myn­
digheterna inte har agerat annorlunda än vad en privat 
aktör skulle ha gjort under samma omständigheter. Kom­
missionen måste därför analysera åtgärderna mot bak­
grund av principen om en privat investerare i en mark­
nadsekonomi ( 1 ). 

(34) I följande bedömning kommer tre typer av åtgärder att 
behandlas. För det första kommer garantin från september 
2000 att bedömas, eftersom Järvi-Suomen Portti sannolikt 
inte var i svårigheter vid den tidpunkten. För det andra 
kommer åtgärder som St. Michel stad vidtagit under om­
struktureringen att utvärderas. De åtgärderna är relevanta 
för analysen av det anmälda undsättningsstödet och 
engångsvillkoret. Slutligen kommer de åtgärder som an­
mäldes som undsättningsstöd att granskas. 

Garanti beviljad i september 2000 (åtgärd 1) 

(35) Enligt det tillkännagivande om statliga garantier ( 2 ) som 
gällde vid den tidpunkten, kan åtgärden utgöra statligt 
stöd eftersom garantin täckte 100 % av lånet i fråga. 
Denna slutsats påverkas inte av det nya tillkännagivande 
om statliga garantier som nyligen trädde i kraft ( 3 ). Att 
bevilja garantin utan avgift, dvs. att i praktiken ta en fi­
nansiell risk utan att få något tillbaka, är inte något som 
en privat marknadsaktör skulle göra. Kommissionen tvivlar 
därför på att åtgärden i fråga är förenlig med principen om 
en privat investerare i en marknadsekonomi. 

Åtgärder under omstruktureringen 

(36) När det gäller Järvi-Suomen Porttis skulder till St. Michel 
stad, vilka uppkommit genom att garantierna lösts ut (åt­
gärd 2 och 4), och det lån som St. Michel stad beviljade 
under omstruktureringen (åtgärd 3), tvivlar kommissionen 
på att St. Michel stad har agerat som en privat investerare i 
en marknadsekonomi. 

(37) Järvi-Suomen Portti förefaller ha varit i svårigheter åt­
minstone sedan december 2004, dvs. sedan omstrukturer­
ingen inleddes. Det är inte sannolikt att en marknadsaktör 
skulle ha beviljat medel på samma villkor till ett företag i 
svårigheter. 

a) Åtgärd 2 beviljades i december 2004 med en ränta på 
Euribor 1 år – 1,5 % respektive Euribor 1 år. Den 
16 december 2004 uppgick Euribor 1 år till 
2,266 % ( 4 ), vilket är lägre än den referensränta som 
fastställts med kommissionens metod för beräkning 
av räntor för lån till sunda företag ( 5 ). I december 
2004 skulle referensräntan för Finland ha varit 4,43 %. 

b) Åtgärd 4 beviljades i december 2006 till en ränta på 
Euribor 1 år, även det lägre än referensräntan för Fin­
land ( 6 ). 

Eftersom referensräntan anses vara marknadsräntan för 
sunda företag och eftersom Järvi-Suomen Portti uppenbar­
ligen var i svårigheter vid den tidpunkten, finner kommis­
sionen det högst osannolikt att en privat fordringsägare 
skulle ha beviljat lånen till en så låg ränta. 

(38) När det gäller omvandlingen av obetalda räntor till ett lån 
år 2005 (åtgärd 3) måste man också beakta att Järvi-Suo­
men Portti höll på att omstruktureras och förefaller ha 
varit i svårigheter. Dessutom var räntan för lånet Euribor 
3 månader + 0,3 %, vilket var lägre än räntorna för lån till 
sunda företag enligt kommissionens metod. De finska 
myndigheterna anser att St. Michel stad agerade på lika 
villkor med privata företag. Kommissionen tvivlar på detta 
eftersom räntorna på lånen från de privata företagen är 
högre än räntan på lånet från St. Michel stad. Räntan på 
lånet från St. Michel stad var Euribor 3 månader + 0,3 %, 
räntan på lånet från […] var Euribor 3 månader + 1,5 % 
och räntan på lånet från […] var Euribor 3 månader + 
2,0 %. 

(39) Kommissionen tvivlar också på att en privat fordringsägare 
i en marknadsekonomi skulle ha gått med på en omlägg­
ning av lånen på det sätt som St. Michel stad godtagit. St. 
Michel stad gav uppskov med återbetalningen av åtgär­
derna 2 och 4 i början av omstruktureringen och senare 
minst en gång under 2005, när obetalade räntor omvand­
lades till ett lån (åtgärd 3). Järvi-Suomen Portti förefaller 
inte ha återbetalat några räntor före 2006, och även senare 
endast låga räntor, som framgår av tabellen ovan. 

(40) Mot denna bakgrund tvivlar kommissionen på att åtgär­
derna 2, 3 och 4 är förenliga med principen om en privat 
investerare i en marknadsekonomi eller med principen om 
en privat fordringsägare i en marknadsekonomi. 

Anmälda åtgärder 

(41) När det gäller den anmälda åtgärden (åtgärd 5) tvivlar 
kommissionen på att St. Michel stad agerar som en privat 
investerare i en marknadsekonomi.
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(42) Enligt de finska myndigheterna har St. Michel stad för 
avsikt att bevilja garantin tillsammans med de privata före­
tagen […] och […]. Garantin från St. Michel stad skulle 
uppgå till 2,75 miljoner EUR och garantierna från […] och 
[…] till 434 755 EUR respektive 785 052 EUR. 

(43) Kommissionen tvivlar på att […] och […] har för avsikt 
att bevilja garantierna på lika villkor med St. Michel stad. 
De finska myndigheterna uppgav att det nya lånet från 
Tapiola Pension som garantin ska täcka kommer att ersätta 
vissa av de lån som tidigare beviljats av de privata före­
tagen, men att det inte kommer att ersätta några av de 
ovannämnda lånen från St. Michel stad. Dessutom kom­
mer St. Michel stad att ställa garanti för största delen av 
lånet. De privata företagen har därför haft ett incitament 
att bevilja garantier. Vid första påseendet förefaller garan­
tierna därför inte ha beviljats på lika villkor. Den garanti 
som St. Michel stad ställt förefaller därför inte vara förenlig 
med principen om en privat investerare i en marknads­
ekonomi. 

(44) Den anmälda omläggningen av lånen (åtgärd 6) måste 
bedömas med hjälp av testet om en privat fordringsägare 
i en marknadsekonomi. Återbetalningsavtal med offentliga 
fordringsägare omfattas inte av artikel 87.1 i EG-fördraget 
om privata fordringsägare skulle ha fattat samma beslut för 
att få tillbaka en så stor del som möjligt av sina ford­
ringar ( 1 ). Enligt de finska myndigheterna planerar St. Mi­
chel stad att lägga om lånen tillsammans med de privata 
fordringsägarna […], […] och […] (se punkt 22 ovan). 
Kommissionen tvivlar på att de privata fordringsägarna 
ger uppskov med återbetalningen på lika villkor. Vissa av 
de lån som beviljats av de privata fordringsägarna skulle 
faktiskt ha ersatts av det nya lån som Tapiola Pension ska 
bevilja. Järvi-Suomen Portti kommer därför inte att betala 
tillbaka till de privata företagen under 2009 och 2010, 
utan kommer i stället att betala till Tapiola Pension från 
2011 till 2015. Däremot kommer de lån som St. Michel 
stad har beviljat inte att ersättas av det nya lånet från 
Tapiola Pension. Detta kan inte betraktas som uppskov 
på lika villkor. Dessutom kan man ifrågasätta om en privat 
fordringsägare i en marknadsekonomi skulle acceptera en 
fortlöpande omläggning av lån på det sätt som St. Michel 
stad gjort, när man har gått med på flera uppskov med 
återbetalningen åtminstone sedan 2004. Man bör lägga 
märke till att St. Michel stad beviljade ytterligare finansiella 
medel till stödmottagaren, trots att denna inte hade ge­
nomfört omläggningsavtalen ( 2 ). 

(45) Mot denna bakgrund tvivlar kommissionen på att åtgär­
derna 5 och 6 är förenliga med principen om en privat 
investerare i en marknadsekonomi eller med principen om 
en privat fordringsägare i en marknadsekonomi. 

Slutsats om förekomst av statligt stöd 

(46) Med hänvisning till de förhållanden som beskrivits ovan 
anser kommissionen att åtgärderna i form av garantier, lån 

och omläggning av lån utgör en fördel för Järvi-Suomen 
Portti, eftersom mottagaren inte skulle ha kunnat få finan­
siering på marknaden på dessa villkor. 

(47) Dessutom anser kommissionen att alla åtgärder uppfyller 
kriterierna i artikel 87.1 i EG-fördraget. Åtgärderna är fi­
nansierade med statliga medel, eftersom de har beviljats 
direkt av det lokala styret och med dess medel. Dessutom 
är åtgärderna selektiva, eftersom de endast gäller Järvi-Suo­
men Portti. De selektiva bidragen kan antas snedvrida kon­
kurrensen och påverka handeln mellan medlemsstater ge­
nom att ett företag får en fördel jämfört med konkurren­
terna, som inte får något stöd. Det förekommer dessutom 
handel med köttprodukter mellan medlemsstater, och det 
är inom den sektorn som stödmottagaren är verksam. 

3.3 Stödets förenlighet med den gemensamma mark­
naden 

(48) Kommissionen anser vid första påseendet att de åtgärder 
som beviljats före anmälan och den nu anmälda åtgärden 
till förmån för Järvi-Suomen Portti utgör statligt stöd. Un­
dantagen i artikel 87.2 i EG-fördraget är inte tillämpliga på 
de åtgärder som vidtagits till förmån för Järvi-Suomen 
Portti. Därför måste åtgärdernas förenlighet granskas mot 
bakgrund av undantagen i artikel 87.3 i EG-fördraget. 

3.3.1 Garanti beviljad i september 2000 (åtgärd 1) 

(49) De finska myndigheterna hänvisade inte till någon grund 
för åtgärdens förenlighet. Garantin förefaller inte vara be­
rättigad till ett undantag enligt artikel 87.3 och inte heller 
uppfyller den villkoren i 1999 års riktlinjer om undsätt­
nings- och omstruktureringsstöd ( 3 ), som var i kraft vid 
den tidpunkten. Åtgärden kan därför vid första påseendet 
betraktas som driftsstöd oförenligt med den gemensamma 
marknaden. 

3.3.2 Åtgärder som beviljats under omstruktureringen (åtgär­
derna 2–4) 

(50) Det främsta syftet med det stöd som beviljades under 
omstruktureringen tycks ha varit att återställa företagets 
långsiktiga lönsamhet. Det är för närvarande inte möjligt 
att fastställa när Järvi-Suomen Porttis påstådda svårigheter 
började. Företaget förefaller dock ha varit ett företag i 
svårigheter under hela omstruktureringen. Endast undan­
taget i artikel 87.3 c i EG-fördraget, som tillåter statligt 
stöd som beviljas för att underlätta utveckling av vissa 
näringsverksamheter, när det inte påverkar handeln i ne­
gativ riktning i en omfattning som strider mot det gemen­
samma intresset, kan därför tillämpas på åtgärderna 2–4. 
Stödet kan därför anses förenligt endast på grundval av 
artikel 87.3 c i EG-fördraget om villkoren i 2004 års 
riktlinjer om undsättnings- och omstruktureringsstöd ( 4 ) 
iakttas.
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(51) I detta skede förefaller man inte ha följt kriterierna för 
förenligt undsättnings- eller omstruktureringsstöd. Enligt 
punkt 34 och följande i 2004 års riktlinjer om undsätt­
nings- och omstruktureringsstöd ska omstruktureringen 
syfta till att återställa företagets långsiktiga lönsamhet. I 
detta skede har kommissionen endast begränsad känne­
dom om de omstruktureringsåtgärder som Järvi-Suomen 
Portti vidtagit sedan 2004. Den ständigt pågående om­
struktureringen förefaller inte ha varit framgångsrik, efter­
som skattemyndigheterna väckte talan om inledning av ett 
konkursförfarande mot Järvi-Suomen Portti i december 
2008. Kommissionen tvivlar därför på att företagets lång­
siktiga lönsamhet kan uppnås genom de omstrukturering­
såtgärder som vidtagits. 

(52) När det gäller de övriga kriterierna för omstrukturerings­
stöd enligt riktlinjerna för undsättnings- och omstrukturer­
ingsstöd från 2004 kan kommissionen inte, i avsaknad av 
en anmälan och en omstruktureringsplan, avgöra om stö­
det begränsades till vad som är absolut nödvändigt (punkt 
43 och följande i riktlinjerna från 2004) och om otillbör­
lig snedvridning av konkurrensen har kunnat undvikas 
(punkt 38 och följande i riktlinjerna från 2004). 

(53) De åtgärder som beviljades under omstruktureringen (åt­
gärderna 2, 3 och 4) har inte anmälts. Mot denna bak­
grund förefaller de vid första påseendet vara olagligt och 
oförenligt omstruktureringsstöd. 

3.3.3 Anmälda åtgärder 

(54) Finland anmälde inledningsvis en garanti (åtgärd 5) och ett 
uppskov med återbetalning (åtgärd 6) som undsättnings­
stöd enligt riktlinjerna om undsättnings- och omstruktu­
reringsstöd från 2004. Kommissionen betraktar undsätt­
ningsstöd som förenligt med den gemensamma markna­
den enligt artikel 87.3 c i EG-fördraget, om det uppfyller 
kriterierna i riktlinjerna för undsättnings- och omstruktu­
reringsstöd från 2004. 

(55) Järvi-Suomen Portti kan betraktas som ett företag berätti­
gat till stöd enligt riktlinjerna för undsättnings- och om­
struktureringsstöd, eftersom det uppfyller kriterierna för ett 
företag i svårigheter i punkt 10 c i riktlinjerna från 2004. 

(56) Kommissionen tvivlar dock starkt på att undsättningsstö­
det uppfyller kriterierna för undsättningsstöd enligt punkt 
25 i riktlinjerna från 2004. 

(57) Först och främst måste ett omstruktureringsstöd uppfylla 
engångsvillkoret som fastställs i punkt 72 och följande och 
punkt 25 e i riktlinjerna från 2004, dvs. att inget nytt 
undsättningsstöd kan godkännas om undsättnings- eller 
omstruktureringsstöd har beviljats tidigare. Kommissionen 
tvivlar på att de anmälda åtgärderna är förenliga med detta 
villkor, eftersom St. Michel stad tidigare förefaller ha be­
viljat olika former av olagligt och oförenligt omstrukturer­
ingsstöd. 

(58) För det andra tvivlar kommissionen på att de anmälda 
åtgärderna är förenliga med punkt 25 a i riktlinjerna för 
undsättnings- och omsättningsstöd från 2004. Avgiften för 
garantin är endast 4 % för tio år, vilket betyder att årsav­
giften endast är 0,4 %. Räntan för det garanterade lånet är 
3,75 %, vilket är lägre än den referensränta som fastställts 
med kommissionens metod för att beräkna ränta för lån 
till sunda företag ( 1 ) plus 100 räntepunkter (för mars 2009 
skulle räntan vara 3,47 % plus 100 räntepunkter). 

(59) Slutligen är stödet inte förenligt med punkt 25 c i riktlin­
jerna för undsättnings- och omstruktureringsstöd från 
2004, eftersom det inte är begränsat till sex månader. 
Garantin kommer att beviljas för tio år och omläggningen 
av lånen kommer att vara längre än sex månader. Trots de 
finska myndigheternas åtagande att garantin ska upphöra 
efter sex månader eller att en omstrukturerings- eller lik­
vidationsplan ska lämnas till kommissionen inom denna 
tidsperiod, är kommissionen inte övertygad om att beslutet 
i St. Michels stadsfullmäktige att bevilja garantin återspeg­
lar det faktum att den ska upphöra efter sex månader. 

(60) Mot denna bakgrund tvivlar kommissionen på att åtgär­
derna 5 och 6 kan betraktas som förenliga med den ge­
mensamma marknaden. 

3.3.4 Slutsatser om stödets förenlighet 

(61) Mot denna bakgrund och mot bakgrund av de uppgifter 
kommissionen för närvarande har, tvivlar den på att den 
garanti som beviljades 2000 är förenlig med den gemen­
samma marknaden, eftersom inget av undantagen i EG- 
fördraget förefaller vara tillämpligt. När det gäller den ga­
ranti som beviljades under omstruktureringen och det nu 
anmälda stödet tvivlar kommissionen på att de är förenliga 
med den gemensamma marknaden som undsättnings- eller 
omstruktureringsstöd. Med tanke på att stödmottagaren 
för närvarande är ett företag i svårigheter, som förefaller 
ha varit i svårigheter även tidigare, förefaller inget annat 
undantag i EG-fördraget vara tillämpligt. 

(62) Därför finner kommissionen vid första påseendet att de 
granskade åtgärderna förefaller oförenliga med den gemen­
samma marknaden. 

4. SLUTSATS 

(63) Mycket tyder på att åtgärderna i fråga utgör statligt stöd 
och på grundval av de uppgifter som medlemsstaten läm­
nat in, tvivlar kommissionen starkt på att de är förenliga 
med den gemensamma marknaden. 

Beslut 

1. Mot denna bakgrund har kommissionen beslutat att 
inleda förfarandet i artikel 88.2 i EG-fördraget och upp­
manar Finland att inom en månad från 

— Järvi-Suomen Porttis reviderade årsredovisningar för 
perioden 2000–2008.
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— Detaljerade uppgifter om obetalda lån och skulder 
till offentliga organ, till exempel skattemyndighe­
terna eller socialförsäkringssystemet, särskilt obe­
talda belopp. 

— Kopior av beslut i St. Michels stadsfullmäktige den 
19 december 2005 och den 8 december 2008 och 
av alla andra eventuella beslut i stadsfullmäktige om 
finansiella åtgärder till förmån för Järvi-Suomen 
Portti. 

— Detaljerade uppgifter om den omläggning av lån 
som planeras i den omstruktureringsplan som tings­
rätten i St. Michels godkände den 30 januari 2006. 

— Uppgifter om konkursförfarandet mot Järvi-Suomen 
Portti. 

— Detaljerade uppgifter om garantin för obetalda el- 
och vattenfakturor från Etelä-Savon Energi och 
Etelä-Savon Vesilaitos. 

— Översikt över företagets skulder under åren 
2000–2008. 

— Uppgifter om villkoren för de garantier som ska 
beviljas av de privata företagen […] och […] för 
lånet från Tapiola Pension, särskilt om varaktighet 
och garantiavgift. 

2. Kommissionen uppmanar Finland att utan dröjsmål 
skicka en kopia av denna skrivelse till den potentiella 
stödmottagaren. 

3. Kommissionen vill uppmärksamma er på artikel 14 i 
rådets förordning (EG) nr 659/1999, där det anges att 
medlemsstaten får återkräva allt olagligt stöd från mot­
tagaren. 

4. Kommissionen förvarnar Finland om att den kommer 
att informera berörda parter genom att offentliggöra 
denna skrivelse och en lämplig sammanfattning av 
den i Europeiska unionens officiella tidning. Kommis­
sionen kommer också att informera Eftas övervaknings­
myndighet genom att skicka en kopia av denna skri­
velse. De berörda parterna kommer att uppmanas att 
inkomma med synpunkter inom en månad från dagen 
för offentliggörandet.“
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STAATLICHE BEIHILFE — DEUTSCHLAND UND ÖSTERREICH 

Staatliche Beihilfe C 16/09 (ex N 254/09) BayernLB — Deutschland und Hypo Group Alpe Adria — 
Österreich 

Aufforderung zur Stellungnahme Gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG — Vertrag 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2009/C 134/08) 

Mit Schreiben vom 12. Mai 2009, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist, hat 
die Kommission Deutschland von ihrer Entscheidung in Kenntnis gesetzt, wegen der genannten Maßnahme 
das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten. 

Alle Beteiligten können innerhalb von zwei Wochen nach Veröffentlichung dieser Zusammenfassung und 
des Schreibens zu der Maßnahme Stellung nehmen. Die Stellungnahmen sind an folgende Anschrift zu 
richten: 

European Commission 
Directorate-General for Competition 
State aid Greffe 
Office: SPA3, 6/5 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 
Fax: +32 22961242 

Alle Stellungnahmen werden Deutschland und Österreich übermittelt. Beteiligte, die eine Stellungnahme 
abgeben, können unter Angabe von Gründen schriftlich beantragen, dass ihre Identität nicht bekanntge­
geben wird. 

Verfahren 

Am 29. April 2009 legte Deutschland der Kommission einen 
Umstrukturierungsplan für die BayernLB vor. Am 29. April 
2009 übermittelte Österreich einen Rentabilitätsplan für die 
Hypo Group Alpe Adria (HGAA). 

Beschreibung 

Die BayernLB ist eine deutsche Landesbank mit Sitz in Mün­
chen. Sie ist als international tätige Bank auf das Großkunden­
geschäft ausgerichtet. Deutschland und einige andere ausge­
wählte europäische Länder bilden den regionalen Schwerpunkt 
der Geschäftstätigkeit der BayernLB. Im Dezember 2008 musste 
die BayernLB ihre Eigenkapitaldecke dringend stärken. 

Vor diesem Hintergrund ergriff der Freistaat Bayern zwei Maß­
nahmen zugunsten der BayernLB. Zum einen führte er der Bank 
Eigenkapital in Höhe von 10 Mrd. EUR zu, und zum anderen 
schirmte er das ABS-Portfolio der Bank bis zu einem Höchst­
betrag von 4,8 Mrd. EUR ab. Am 18. Dezember 2008 geneh­
migte die Europäische Kommission diese Maßnahmen nach Ar­
tikel 87 Absatz 3 Buchstabe b EG-Vertrag für einen Zeitraum 
von sechs Monaten bzw. bis zur Vorlage eines schlüssigen und 
fundierten Umstrukturierungsplans für die Bank. 

Die HGAA, eine Tochtergesellschaft der BayernLB, ist eine in­
ternationale Finanzgruppe. Die HGAA erbringt Bankdienstleis­
tungen in den Bereichen Kreditgeschäft, Zahlungsverkehr, Au­
ßenhandelsfinanzierung, Dokumenten- und Einlagengeschäft, 
verkauft aber auch Investmentprodukte und bietet Vermögens­
verwaltungsdienste an. Die HGAA ist im Alpe-Adria-Raum tätig. 
Im Dezember 2008 erhielt die HGAA 0,7 Mrd. EUR von der 
BayernLB und – auf der Grundlage des österreichischen Banke­
nrettungspakets – weitere 0,9 Mrd. EUR von der Republik Ös­
terreich. 

Die BayernLB hat in einem Umstrukturierungsplan dargelegt, 
wie sie bis 2013 ihre Rentabilität wiederherstellen will. Danach 
sind eine massive Verringerung der Geschäftstätigkeiten und 
eine Konzentration auf Zielkundensegmente und Zielregionen 
vorgesehen. Das neue Geschäftsmodell der Bank wird von vier 
Säulen getragen: Corporates & Markets; Immobilien, Öffentliche 
Hand und Sparkassen; Mittelstand; private Kunden/DKB. 

Die Umstrukturierung der HGAA zielt auf die Wiederherstellung 
der Rentabilität der Bank ab und sieht zu diesem Zweck die 
Unterscheidung von Kern- und Nichtkernaktivitäten vor, um die 
Bilanzsumme und die Betriebskosten der Bank bis 2013 zu 
verringern. Die Aktivitäten der HGAA in den Bereichen Global 
Markets, grenzüberschreitendes Investmentbanking und nichts­
trategische Beteiligungsportfolios sollen spürbar reduziert wer­
den. 

Beihilferechtliche Würdigung 

Die Kommission ist Auffassung, dass es sich bei den Maßnah­
men, die Deutschland und Österreich zugunsten der BayernLB 
und der HGAA ergriffen haben, um staatliche Beihilfen handelt. 
Sie vertritt den vorläufigen Standpunkt, dass diese Beihilfemaß­
nahmen auf der Grundlage von Artikel 87 Absatz 3 
Buchstabe b EG-Vertrag zu prüfen sind. 

Was den von der BayernLB vorgelegten Umstrukturierungsplan 
anbetrifft, ist die Kommission derzeit nicht in der Lage, abschlie­
ßend festzustellen, dass dieser Plan die Wiederherstellung der 
langfristigen Rentabilität der Bank gewährleistet, ohne unge­
bührliche Wettbewerbsverzerrungen hervorzurufen. Ferner ist 
es für die Kommission zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht er­
sichtlich, ob die Beihilfe auf das erforderliche Minimum be­
schränkt ist und ein angemessener Eigenbeitrag geleistet wird.
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Im Falle der HGAA hat die Kommission die im Rentabilitätsplan 
vorgeschlagenen Umstrukturierungsmaßnahmen geprüft. Dabei 
kam sie zu dem Schluss, dass es zum jetzigen Zeitpunkt zweifel­
haft ist, ob dieser Plan Folgendes gewährleistet: Wiederherstel­
lung der langfristigen Rentabilität, Vermeidung ungebührlicher 
Wettbewerbsverzerrungen, Beschränkung auf das erforderliche 
Minimum und Leistung eines angemessenen Eigenbeitrags. 

Die Kommission hat somit Zweifel daran, dass die Beihilfemaß­
nahmen nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b EG-Vertrag mit 
dem Gemeinsamen Markt vereinbar sind. 

SCHREIBEN 

„Die Kommission teilt Deutschland und Österreich mit, dass sie 
nach Prüfung der von Deutschland und Österreich übermittelten 
Informationen zu der im Betreff genannten Maßnahme entschie­
den hat, das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag 
einzuleiten. 

1. VERFAHREN 

(1) Am 18. Dezember 2008 genehmigte die Europäische 
Kommission in der Beihilfesache N 615/2008 auf der 
Grundlage von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b EG-Ver­
trag eine staatliche Rettungsbeihilfe für die BayernLB in 
Form einer Risikoabschirmung bis zu einem Höchstbe­
trag von 4,8 Mrd. EUR und einer Kapitalmaßnahme in 
Höhe von 10 Mrd. EUR. Diese Genehmigung wurde für 
einen Zeitraum von sechs Monaten bzw. bis zur Vorlage 
eines schlüssigen und fundierten Umstrukturierungsplans 
für die Bank erteilt. ( 1 ) 

(2) Die BayernLB erhielt auch eine Beihilfe auf der Grundlage 
des deutschen Finanzmarktstabilisierungsgesetzes, das die 
Kommission als deutsches Rettungspaket genehmigt 
hat ( 2 ). 

(3) Am 20. Februar 2009 und 19. März 2009 fanden Tref­
fen zwischen Vertretern der Kommission, Deutschlands 
und der BayernLB statt. Darüber hinaus wurden zwischen 
Februar und April 2009 mehrere Telefonkonferenzen ab­
gehalten. 

(4) Am 29. April 2009 übermittelte Deutschland der Kom­
mission einen Umstrukturierungsplan. 

(5) Im Dezember 2008 erhielt die Hypo Group Alpe Adria 
(HGAA), eine Tochtergesellschaft der BayernLB, 0,7 Mrd. 
EUR von der BayernLB und 0,9 Mrd. EUR von der Re­
publik Österreich auf der Grundlage des österreichischen 
Bankenrettungspakets ( 3 ). Am 29. April 2009 übermit­
telte Österreich einen Rentabilitätsplan für die HGAA. 

2. BESCHREIBUNG 

2.1. Die Begünstigten 

BayernLB 

(6) Die BayernLB ist eine deutsche Landesbank mit Sitz in 
München. Eigentümer der BayernLB sind — mittelbar 
über die BayernLB Holding AG (nachstehend ‚Holding‘ 
genannt) — der Freistaat Bayern (rund 94 %) und der 
Sparkassenverband Bayern (rund 6 %). 2008 wies die 
Gruppe eine konsolidierte Bilanzsumme von insgesamt 
422 Mrd. EUR aus. Sie verzeichnete 2008 Verluste in 
Höhe von 5 MRD. EUR, während sie 2007 noch einen 
Gewinn von 92 Mio. EUR erzielt hatte. Die BayernLB 
beschäftigt rund 19 000 Mitarbeiter. 

(7) BayernLB ist eine internationale Geschäftsbank. Deutsch­
land und einige andere ausgewählte europäische Länder 
bilden den regionalen Schwerpunkt der Geschäftstätigkeit 
der BayernLB. Die Bank ist zusätzlich an ausgewählten 
großen Finanzplätzen weltweit präsent. Die BayernLB be­
treut eine Vielzahl von Staats- und Kommunalkunden, 
Finanzinstitutionen, großen und mittleren Unternehmen 
sowie Immobilienkunden sowie Privatkunden. 

(8) Aufgrund ihrer Eigentümerstruktur ist die BayernLB au­
ßerdem eine Hausbank des Freistaats Bayern und Zentral­
institut der Bayerischen Sparkassen. Zur BayernLB gehö­
ren die BayernLabo (Organ der staatlichen Wohnungspo­
litik im Freistaat Bayern) und die Landesbausparkasse 
Bayern (‚LBS‘), die als Anstalten innerhalb der BayernLB 
geführt werden. 

Wichtigste Geschäftsbereiche der BayernLB 

(9) Die BayernLB erbringt Bankdienstleistungen in den Be­
reichen Privatkundengeschäft, Firmenkundengeschäft, 
Geldmarkt- und Wertpapiergeschäft sowie sonstige Fi­
nanzgeschäfte (z. B. Leasing). 

(10) Das Privatkundengeschäft der BayernLB, zum Großteil 
durch BayernLBs Tochtergesellschaft DKB (Deutsche Kre­
ditbank AG), umfasst vor allem Bankdienstleistungen für 
private Haushalte. Dazu zählen insbesondere das Einla­
gengeschäft, das Kreditgeschäft, die Zahlungsverkehrsab­
wicklung einschließlich der Ausgabe von Schecks und 
Zahlungskarten, das Wertpapierdepotgeschäft, die Vermö­
gensverwaltung und die Fondsverwaltung. Nach eigenen 
Angaben erbringt die Bank diese Dienstleistungen vor 
allem in Deutschland und insbesondere in Bayern. 

(11) Nach den Schätzungen der BayernLB liegt ihr Marktanteil 
auf dem deutschlandweiten Markt für das Privatkunden­
geschäft deutlich unter [3—5] ( 4 ) % (ohne Berücksichti­
gung der bayerischen Sparkassen). Im Privatkundenge­
schäft positioniert sich die BayernLB insbesondere im 
Online-Banking über ihre Tochtergesellschaft DKB. Wett­
bewerber im Privatkundengeschäft sind vor allem
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Sparkassen, Genossenschaftsbanken, die Deutsche Bank, 
die Deutsche Postbank und die Commerzbank sind im 
Privatkundengeschäft tätig. Auch Direktbanken wie ING 
DiBa, Santander und Comdirect sind auf diesem Markt 
tätig. 

(12) Im Bauspargeschäft ist die BayernLB über ihre ausschließ­
lich in Bayern tätige Landesbausparkasse (LBS Bayern) 
präsent. 

(13) Die BayernLB ist über die Beteiligung an der Banque 
LBLux S.A. auch im Private Banking auf den Märkten 
in Deutschland, Benelux und Südeuropa tätig. In Öster­
reich sowie Mittel- und Osteuropa ist die BayernLB über 
ihre Beteiligung an der Hypo Group Alpe Adria (HGAA, 
Einzelheiten siehe unten) vertreten. In Ungarn ist die 
BayernLB über ihre Beteiligung an der MKB Bank tätig, 
in Rumänien über ihre indirekte Beteiligung an der MKB 
Romexterra Bank und in Bulgarien über ihre indirekte 
Beteiligung an der CB MKB Unionsbank AD. 

(14) Die Bank erbringt auch Dienstleistungen für Firmenkun­
den. Dazu zählen das Kreditgeschäft, die Projektfinanzie­
rung, die gewerbliche Immobilienfinanzierung, die Zah­
lungsverkehrsabwicklung, das Dokumentengeschäft und 
die Außenhandelsfinanzierung. Die Bank versteht sich 
selbst als Hausbank, die insbesondere mit kleineren Un­
ternehmen enge Beziehungen unterhält. Nach den Schätz­
ungen der BayernLB liegt der deutschlandweite Marktan­
teil der Bank am Firmenkundengeschäft unter [3—5] %. 
Hauptwettbewerber sind in- und ausländische Großban­
ken sowie die übrigen Landesbanken. Der lokale Markt­
anteil der Auslandsniederlassungen der BayernLB in New 
York, London und Asien ist vernachlässigbar gering. Über 
die Beteiligungen an der Banque LBLux S.A. ist die 
BayernLB in den Benelux-Ländern und über die Beteili­
gung an der SaarLB im Saarland bzw. in den angrenz­
enden Regionen tätig. Ihre jeweiligen Marktanteile sind 
jedoch marginal. In Österreich ist die BayernLB über 
die HGAA vertreten. In den meisten anderen Ländern 
hat die BayernLB nur geringfügige Aktivitäten. 

(15) Zu den Geschäftsbereichen der Bank gehören auch der 
Handel mit Aktien und Anleihen (‚Secondary Market‘), 
Derivativgeschäfte (Swaps und Optionen), Devisen- und 
Valutageschäfte sowie sonstige Geldmarktinstrumente. 
Die Bank ist jedoch im sogenannten Investmentbanking 
fast nicht tätig, das die Produktsegmente M&A-Beratung, 
Börseneinführung von Unternehmen sowie Emission von 
Aktien und Anleihen (‚Primary Market‘) umfasst. Die Ge­
schäftstätigkeit der BayernLB ist in diesem Bereich sehr 
beschränkt und hat im Vergleich zu anderen international 
tätigen Banken nur einen marginalen Marktanteil. 

(16) Die Bank ist auch im Leasing-Geschäft aktiv, das nach 
ihrer Auffassung wegen seiner im Vergleich zu anderen 
Finanzierungsformen anderen Charakteristika einen von 
sonstigen Finanzierungsformen für Unternehmen zu 
trennenden eigenständigen Markt darstellt. Die BayernLB 
ist insbesondere als Refinanzierer von Leasinggesellschaf­
ten und als Finanzierer von Objektgesellschaften tätig. 
Darüber hinaus hält die Bank eine 30 %-Beteiligung an 
der KG Allgemeine Leasing GmbH & Co (‚KGAL‘), die im 
deutschen Leasing-Geschäft einen Marktanteil von schät­
zungsweise [10—14] % hat und nur für gewerbliche 
Kunden arbeitet. Die BayernLB ist über HGAA an der 
Hypo Alpe Adria Leasing beteiligt. 

Hypo Group Alpe Adria 

(17) Die Hypo Group Alpe Adria (HGAA) ist eine internatio­
nale Finanzgruppe mit einer Bilanzsumme von […] Mrd. 
EUR und einem Bestand von Risikoaktiva in Höhe von 
32,8 Mrd. EUR. Die HGAA beschäftigt derzeit 8 100 Mit­
arbeiter. Die HGAA erbringt Bankdienstleistungen in den 
Bereichen Kreditgeschäft, Zahlungsverkehr, Außenhan­
delsfinanzierung, Dokumentengeschäft und Einlagenge­
schäft, verkauft aber auch Investmentprodukte und bietet 
Vermögensverwaltungsdienste an. Im Leasinggeschäft 
konzentriert sich die Bank u. a. auf Kfz, Immobilien, 
Flugzeuge und Schiffe. 

(18) Die HGAA ist im Alpe-Adria-Raum in insgesamt zwölf 
Ländern tätig (Österreich, Italien, Slowenien, Kroatien, 
Bosnien und Herzegowina, Serbien, Montenegro, 
Deutschland, Ungarn, Bulgarien, ehemalige jugoslawische 
Republik Mazedonien und Ukraine). 

(19) Die Konzerndachgesellschaft der HGAA ist die Hypo 
Alpe-Adria-Bank International AG (HAABInt.) mit Sitz 
in Klagenfurt (Österreich). Die BayernLB hat eine Beteili­
gung von 67,08 % an der Gruppe. Die übrigen Eigen­
tümer sind zu 20,48 % die GRAWE-Gruppe (Grazer 
Wechselseitige Versicherung AG), zu 12,42 % die Kärnt­
ner Landesholding mit Sitz in Klagenfurt und zu 0,02 % 
Mitarbeiter (Mitarbeiter Privatstiftung, Klagenfurt). Am 
29. Dezember 2008 erhielt die HAABInt von der Repub­
lik Österreich Tier-1-Partizipationskapital im Umfang von 
900 Mio.EUR. 

(20) Die BayernLB geriet aufgrund ihres großen ABS-Portfolios 
(ABS = Asset Backed Securities) erstmals im Frühjahr 
2008 in Schwierigkeiten. Nach der Verschlechterung 
der finanziellen und wirtschaftlichen Rahmenbedingun­
gen im Anschluss an die Insolvenz von Lehman Brothers 
wurde das Rating des Asset-Portfolios der BayernLB deut­
lich heruntergestuft, was zusammen mit erheblichen 
Wertabschreibungen im ABS-Portfolio im Herbst 2008 
dazu führte, dass die Bank zusätzliches regulatorisches 
Eigenkapital benötigte. Deutschland zufolge hat die Mehr­
zahl der forderungsbesicherten Wertpapiere ein AAA-Ra­
ting. Das Portfolio umfasst unterschiedliche Arten forde­
rungsbesicherter Wertpapiere. Residential Mortgage 
Backed Securities (RMBS) sowohl des Prime- als auch 
des Subprime-Segments machen rund die Hälfte des ge­
samten Portfolios aus. Weitere wichtige Bestandteile sind 
u. a. Commercial Mortgage Backed Securities (CMBS), 
Collateralised Debt Obligations (CDOs) und andere 
ABS-Papiere, die sich auf geschäftliche Forderungen und 
Forderungen an Kunden beziehen. 

2.2. Ereignisse, die zu den Rettungsmaßnahmen 
führten 

(21) Diese Ereignisse sowie die Ankündigung der BayernLB, 
staatliche Hilfen nach dem Finanzmarktstabilisierungsge­
setz in Anspruch zu nehmen, führten zu einer Ver­
schlechterung der Finanzierungsmöglichkeiten der 
BayernLB. Dies zeigte sich in der Erhöhung der CDS 
(Credit Default Swap) Spreads. Am 8. Dezember 2008 
hatte die BayernLB einen CDS-Spread von 130 Basi­
spunkten verglichen mit einem CDS-Spread von 50 Basi­
spunkten zu Beginn des Jahres 2008.
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(22) Nach damaligen Schätzungen hätte die BayernLB ohne 
staatliche Hilfe in Form eines Kapitalstärkung und einer 
Risikoabschirmung zur Vermeidung von weiteren Ab­
schreibungen auf das ABS-Portfolio (siehe unten) 2008 
einen Verlust von [4—6] Mrd. EUR verzeichnet. Ohne die 
staatliche Hilfe wäre die aufsichtsrechtliche Kernkapital­
quote (Tier 1) unter [4—5] % gefallen. ( 5 ) 

2.3. Die finanziellen Maßnahmen zugunsten der 
BayernLB 

(23) Um die Fortführung der Geschäftstätigkeit der BayernLB 
zu gewährleisten und ihre Kernkapitalquote zu stärken, 
ergriff der Freistaat Bayern die folgenden Maßnahmen 
zugunsten der Bank: 

1. Abschirmung des ABS-Portfolios bis zu einem Höchst­
betrag von 4,8 Mrd. EUR, um weitere Abschreibungen 
zu verhindern; 

2. Kapitalmaßnahme in Höhe von 10 Mrd. EUR. 

(24) BayernLB geht davon aus, dass sich die Kernkapitalquote 
(Tier 1) nach der Umsetzung der Maßnahmen langfristig 
auf einem Niveau von [8—9] % stabilisieren wird. 

Die Risikoabschirmung bis zur Höhe von 4,8 Mrd. EUR 

(25) Der Freistaat Bayern sichert die BayernLB durch eine Ga­
rantie gegen Verluste aus deren ABS-Portfolio ab. Eine 
entsprechende Erklärung wurde am 19. Dezember 2008 
vom Freistaat Bayern abgegeben. Der Nominalwert des 
ABS-Portfolios belief sich zum damaligen Zeitpunkt auf 
21 Mrd. EUR. Der Freistaat Bayern sichert bis zu 4,8 Mrd. 
EUR ab, wobei diese Garantie erst dann und nur insoweit 
in Anspruch genommen werden kann, als ein Verlust 
von 1,2 Mrd. EUR überschritten wird (Selbstbehalt der 
BayernLB). 

(26) Ziel der Abschirmung des ABS-Portfolios ist es, weitere 
Abschreibungen auf das ABS-Portfolio zu verhindern und 
damit den Verlust der BayernLB für das Jahr 2008 zu 
verringern und eine Reduzierung des Eigenkapitals zu 
vermeiden. Bei Gewährung der Maßnahme belief sich 
der Marktwert des ABS-Portfolios auf schätzungsweise 
[50—70] % des Nominalwerts von 21 Mrd. EUR. Zum 
Zeitpunkt des Abschlusses des Garantievertrags beliefen 
sich im ‚Base Case‘ die erwarteten und unerwarteten Ver­
luste auf insgesamt 2,825 Mrd. EUR; im ‚Worst Case‘ 
beliefen sich erwartete und unerwartete Verluste auf 
[3,5—4,5] Mrd. EUR. 

(27) Die Laufzeit der Abschirmung richtet sich nach der End­
fälligkeit der in dem ABS-Portfolio enthaltenen Papiere. 
Nach Schätzungen Deutschlands wird das Portfolio in 
sechs Jahren auf [5—7] Mrd. EUR abgeschmolzen sein. 
Außerdem soll das verbleibende Portfolio später ver­
äußert werden, so dass ein Auslaufen der Abschirmung 
nach sechs Jahren wahrscheinlich ist. 

(28) Die BayernLB zahlt für die Garantiererklärung eine Ver­
gütung in Höhe von [0,4—0,7] % p.a. bezogen auf 
4,8 Mrd. EUR. Die Bemessungsgrundlage von 
4,8 Mrd. EUR, für die eine Vergütung von [0,4—0,7] % 
p.a. bezahlt wird, vermindert sich um in Anspruch ge­
nommene Beträge. Der Freistaat Bayern wird für in An­
spruch genommene Beträge an etwaigen künftigen Rück­
zahlungen beteiligt sein. 

(29) Deutschland ist der Auffassung, dass der Wert der Risi­
koabschirmung und damit das Beihilfeelement nicht ge­
mäß den Grundsätzen der Mitteilung der Kommission 
über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag 
auf staatliche Beihilfen in Form von Haftungsverpflich­
tungen und Bürgschaften ( 6 ) zu berechnen sei. 

(30) Nach Auffassung Deutschlands muss die Risikoabschir­
mung anhand des bilanziell abgebildeten Barwerts bewer­
tet werden ( 7 ). Zur Ermittlung des Wertes der Garantie­
maßnahme wandte die BayernLB ein Berechnungsmodell 
an, das sich auf den Wert der CDS (siehe Fußnote 6) und 
die Ausfallwahrscheinlichkeit bei den im ABS-Portfolio 
enthaltenen Papieren stützt. Darauf aufbauend wird unter 
Berücksichtigung des Selbstbehalts der Bank (1,2 Mrd. 
EUR) und der zu zahlenden Vergütung ein Barwert be­
rechnet. Dieser Wert betrug im Jahresabschluss 2008 
1,8 Mrd. EUR bzw. nach Abzug der darauf entfallenden 
latenten Steuern rund 1,6 Mrd. EUR. 

Kapitalstärkung in Höhe von 10 Mrd. EUR 

(31) Die Kapitalstärkung in einer Gesamthöhe von 
10 Mrd. EUR erfolgte in drei Tranchen, und zwar am 
18. Dezember 2008 und 29. Dezember 2008 (erste 
Tranche), 30. Januar 2009 (zweite Tranche) sowie am 
18. und 31. März 2009 (dritte Tranche). Aller drei Tran­
chen stellen Kernkapital dar und wurden bereits vollstän­
dig umgesetzt. 

(32) Die erste Teilzahlung über 3 Mrd. EUR erfolgte in zwei 
Schritten. In einem ersten Schritt beschloss die Hauptver­
sammlung der Holding eine Grundkapitalerhöhung in 
Höhe von rund [1 000—1 500] Mio. EUR durch Aus­
gabe von [1 000—1 500] Mio. neuen Aktien (mit einem 
rechnerischen Anteil am Grundkapital in Höhe von 
1 EUR je Aktie). Dabei wurde ein Ausgabepreis von 
[2—3] EUR festgelegt, so dass sich das Agio je Aktie 
auf [1—2] EUR belief. Daraus ergab sich insgesamt eine 
Einlage in die Holding in Höhe von 3 Mrd. EUR. Das 
Agio errechnete sich dabei aus dem derzeitigen vorläufi­
gen Unternehmenswert, den eine Wirtschaftsprüfungsge­
sellschaft bestimmt hatte. 

(33) Die Kapitalerhöhung wurde alleine vom Freistaat Bayern 
gezeichnet. Der Sparkassenverband Bayern nahm an der 
Kapitalerhöhung nicht teil. Dadurch hat sich sein Anteil 
an der BayernLB verringert.
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(34) Die neuen Aktien sind mit Stimmrechten und einem Ge­
winnvorzug ausgestattet. Der Gewinnvorzug gilt bis zum 
Ende des Umstrukturierungsprozesses der BayernLB. Die 
Dividendenausschüttungen sind nicht kumulativ. Die 
neuen Aktien erhalten aus dem jährlichen Bilanzgewinn 
vorab einen Gewinnanteil von 300 Mio. EUR. Dies ent­
spricht einem Gewinnvorzug von 10 % auf das einge­
zahlte Kapital. 

(35) In einem zweiten Schritt leitete die Holding die Mittel an 
die BayernLB weiter und zahlte dazu 3 Mrd. EUR in die 
Kapitalrücklagen der BayernLB ein. Auf der Ebene der 
Bank erfolgte somit keine Erhöhung des Grundkapitals. 
Eine förmliche Kapitalerhöhung war nicht notwendig, da 
die Holding bereits 100 % der Anteile an der BayernLB 
hält. 

(36) Die zweite Tranche erfolgte in Form einer stillen Einlage 
bei der BayernLB in Höhe von 3 Mrd. EUR. Als nicht­
kumulative Ausschüttung wurden 10 % auf den Nominal­
betrag der Einlage vereinbart. 

(37) Die dritte Tranche wurde in der gleichen Weise und mit 
identischen Konditionen zugewendet wie die erste 
Tranche im Dezember 2008. 

Deutsche Garantieregelung 

(38) Zusätzlich zu den Maßnahmen des Freistaats Bayern ge­
währte der deutsche Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(SoFFin) der BayernLB im Dezember 2008 auf der 
Grundlage des deutschen Bankenrettungspakets ( 8 ) eine 
Liquiditätsgarantie in Höhe von 15 Mrd. EUR. 

2.4. Finanzielle Unterstützung der BayernLB Tochter 
Hypo Group Alpe Adria 

(39) Nach umfangreichen Abschreibungen und Verlusten re­
kapitalisierte die BayernLB die HGAA am 10. Dezem­
ber 2008 durch eine Kapitalzuführung in Höhe von 
0,7 Mrd. EUR. Im Dezember 2008 erhielt die HGAA 
auf der Grundlage des österreichischen Bankenrettungs­
pakets ( 9 ) ferner eine staatliche Beihilfe in Form einer 
Rekapitalisierung in Höhe von 0,9 Mrd. EUR. 

2.5. Der Umstrukturierungsplan 

(40) Die BayernLB hat einen Umstrukturierungsplan bis 2013 
aufgestellt, in dem sie die Wiederherstellung ihrer Renta­
bilität bis 2013 darlegt. Danach sind eine massive Reduk­
tion der Geschäftsaktivitäten der BayernLB und eine Kon­
zentration auf Kernbereiche und Kernregionen vorgese­
hen. Die Bank will in der ersten Umstrukturierungsphase 
in den kommenden Jahren ihre Risikoaktiva um 
[40—50] Mrd. EUR ([20—25] %) und ihre Bilanzsumme 
um [90—120] Mrd. EUR ([25—30] %) verringern. In der 
zweiten Umstrukturierungsphase, in der die BayernLB be­
absichtigt, weitere Tochtergesellschaften zu verkaufen, 
sollen die Risikoaktiva nochmals um 
[40—50] Mrd. EUR abgebaut werden, so dass der Be­
stand an Risikoaktiva insgesamt um 
[80—100] Mrd. ([40—50] %) verkleinert wird. Auch die 

Bilanzsumme soll in der zweiten Umstrukturierungsphase 
nochmals um [90—120] Mrd. EUR verringert werden, so 
dass sich im Vergleich zu 2008 (d. h. vor der Umstruk­
turierung) eine Verringerung von insgesamt 
[180—240] Mrd. EUR ([50—60] %) ergibt. Parallel zu 
dieser Reduzierung der Risikoaktiva und der Bilanz­
summe sollen die Betriebskosten der Bank deutlich ge­
senkt werden, einschließlich eines Personalabbaus in 
Höhe von […] MAK in der ersten Umstrukturierungs­
phase und eines weitern Abbaus von […] MAK nach 
dem geplanten Verkauf von weiteren Tochtergesellschaf­
ten, […]. 

(41) Nach dem Verständnis der Kommission zielt die Um­
strukturierungsstrategie insgesamt darauf ab, den Freistaat 
Bayern in die Lage zu versetzen, seine Kontrollmehrheit 
zu verkaufen. 

(42) Das neue Geschäftsmodell der Bank wird von vier Säulen 
getragen: Corporates & Markets; Immobilien, Öffentliche 
Hand und Sparkassen; Mittelstand and Privatkunden/DKB. 
Ein wesentliches Merkmal der Umstrukturierungsstrategie 
ist die Unterscheidung zwischen Kern- und Nicht-Kern­
aktivitäten innerhalb dieser vier Säulen. Die BayernLB will 
sich bis zum Ende der Umstrukturierungsphase von allen 
Nicht-Kernaktivitäten trennen. 

(43) Zur Umsetzung der strategischen Unterscheidung zwi­
schen Kern- und Nicht-Kernaktivitäten wird eine interne 
Restrukturierungseinheit geschaffen, in der die meisten 
Nicht-Kernaktivitäten gebündelt werden. Die BayernLB 
kann sich auf diese Art in ihren Kernaktivitäten auf 
ihre zukünftigen Aufgaben konzentrieren und muss sich 
nicht mit der schrittweisen Ausgliederung der Nicht-Kern­
aktivitäten ausgenommen werden. 

Corporates & Markets 

(44) In der Säule Corporates & Markets sollen die verbleiben­
den Aktivitäten der BayernLB mit großen Unternehmens­
kunden und institutionellen Kunden sowie das Kapital­
marktgeschäft gebündelt werden. Sie erfasst auch die 
Auslandsaktivitäten in den Niederlassungen London, 
New York und Paris. 

(45) Im Corporate Banking wird sich die BayernLB künftig auf 
Unternehmen mit Sitz in Deutschland konzentrieren und 
ihr Produktangebot auf ausgewählte Kreditprodukte sowie 
Export- und Handelsfinanzierungen beschränken. Was 
große Unternehmen außerhalb Deutschlands anbetrifft, 
so wird sich die BayernLB auf Firmen in wenigen Ziel­
branchen […] in ausgewählten Ländern […] beschränken. 
Die BayernLB wird ihre Projektfinanzierung […] fortfüh­
ren. […] 

(46) Im Bereich der Kapitalmarktprodukte will die BayernLB 
ihr Angebot auf die Bedürfnisse aus dem Kundengeschäft 
begrenzen. Das Kreditgeschäft mit anderen Banken wird 
eingeschränkt. Der Eigenhandel wird eingestellt. Die 
BayernLB wird die Firmenkunden der bayerischen Spar­
kassen weiterhin mit ihren Produkten bedienen.
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(47) Derzeit unterhält die BayernLB über 11 internationale 
Niederlassungen und Vertretungen, […]. Aufgrund der 
regionalen Neuausrichtung ihrer Aktivitäten will die 
BayernLB ihre Tätigkeiten […] deutlich zurückfahren. 

Immobilien, öffentliche Hand und Sparkassen 

(48) Der regionale Fokus des Immobiliengeschäfts der 
BayernLB wird künftig auf Deutschland liegen. In das 
europäische Ausland wird die Bank vorwiegend ihre deut­
schen Kunden begleiten, sehr selektiv auch in Länder 
außerhalb Europas, oder sich auf deutsche Objekte kon­
zentrieren. Die Geschäftsaktivitäten mit der öffentlichen 
Hand werden sich ausschließlich auf Bayern und Deutsch­
land konzentrieren. 

(49) Das Sparkassengeschäft bildet einen integralen Bestandteil 
des neuen Geschäftsmodells der BayernLB. Die Sparkas­
sen sind traditionell wichtige Kunden der BayernLB, zu­
gleich aber auch bedeutende Vertriebspartner. Künftig 
will die BayernLB daher ihre Zusammenarbeit mit den 
Sparkassen optimieren und intensivieren und dazu gezielt 
Produkte für Privat- und Geschäftskunden anbieten. 

Mittelstand 

(50) In der Säule ‚Mittelstand‘ sollen die Aktivitäten der 
BayernLB mit mittelständischen Unternehmen in Bayern 
und Deutschland gebündelt werden. Durch Investitionen 
in den Vertriebsprozess will die BayernLB dieses Segment 
weiter als eines ihrer Kernsegmente ausbauen. Ziel der 
BayernLB sind sowohl ein Ausbau des Kundenstamms 
in diesem Bereich als auch ein Ausbau der Kundenaus­
schöpfung. 

(51) Im Mittelsstandssegment will BayernLB seine Kompetenz 
im Fördergeschäft nutzen und sich auf Kunden in Zu­
kunftsmärkten […] konzentrieren. 

(52) Die BayernLB will ihre Mittelstandskunden mit speziellen 
Exportfinanzierungsprodukten ins Ausland begleiten. Im 
Corporate Financing ist eine Konzentration auf die Pro­
duktfelder Übernahmefinanzierung, M&A-Beratung und 
Kreditstrukturierung vorgesehen. 

Privatkunden/DKB 

(53) Im Rahmen der neuen Organisationsstruktur der 
BayernLB bildet die DKB das Kernstück des Privatkunden­
geschäfts. […]. 

(54) Zur BayernLB gehören zwei unselbständige Anstalten, die 
BayernLabo und die LBS. Die BayernLabo ist das zentrale 
Förderinstitut der BayernLB und Organ der staatlichen 
Wohnungspolitik zur Schaffung und Modernisierung 
von Wohnraum. Die LBS stellt eine zentrale Komponente 
der Zusammenarbeit der BayernLB mit den bayerischen 
Sparkassen dar. Auch in Zukunft wird der Fokus der LBS 
auf dem Bausparbereich liegen. 

Anstalten 

(55) Im Zuge der geplanten Abgabe der Kontrollmehrheit des 
Freistaats Bayern an der BayernLB erfolgt nach Verständ­
nis der Anteilseigner […]. 

Nicht-Kernaktivitäten der BayernLB 

(56) Nach der neuen Strategie zählen die folgenden Beteiligun­
gen der BayernLB zu den Nicht-Kernaktivitäten und sol­
len daher bis […] veräußert werden: […]. 

Osteuropageschäft der BayernLB 

(57) Die BayernLB ist derzeit durch zwei Tochtergesellschaften 
in Osteuropa vertreten, und zwar zum einen durch die 
Hypo Group Alpe Adria (HGAA) mit Sitz in Österreich 
und zum anderen durch die MKB Bank mit Sitz in Un­
garn. […]. 

HGAA 

(58) Die Umstrukturierung der HGAA erfolgt mit dem aus­
drücklichen Ziel, die Bank […] kapitalmarktfähig zu ma­
chen. Der […] zielt daher auf die Wiederherstellung der 
Rentabilität der Bank ab und sieht zu diesem Zweck die 
Unterscheidung von Kern- und Nichtkernaktivitäten vor, 
um die Bilanzsumme und die Betriebskosten der Bank bis 
[…] zu verringern. Bis zum Abschluss der Umstrukturie­
rung im Jahr […] werden in der Bank brutto […] Mit­
arbeiter abgebaut. Der Bestand an Risikoaktiva wird um 
[…]Mrd. EUR und die Bilanzsumme um […]Mrd. EUR 
gesunken sein. 

(59) Dazu wird sich die HGAA aus […] zurückziehen, in der 
die Bank derzeit präsent ist. Die HGAA wird ihre Filialen 
in […] schließen und sich auf ihre traditionellen Märkte 
in […] konzentrieren. 

(60) Ferner will sich die HGAA künftig auf das kundenindu­
zierte Geschäft sowie das Leasinggeschäft beschränken. 
Die Aktivitäten der HGAA in den Bereichen […] sollen 
spürbar reduziert werden. Das Risikomanagement der 
HGAA wird gebündelt und an die Standards der 
BayernLB angepasst. 

(61) Ziel ist es, […]. 

(62) Wie im Falle der BayernLB und der HGAA werden auch 
die Aktivitäten der MKB in Kern- und Nichtkerngeschäft 
getrennt. Künftig wird sich die MKB nur noch auf den 
[…]Markt konzentrieren; […]. 

MKB 

(63) Das gesamte Firmenkundengeschäft außerhalb […] ein­
schließlich des grenzüberschreitenden […] und der Finan­
zierung von […] wird eingestellt. Die MKB soll inter alia 
als Hauptbank für den gehobenen Privatkundenbereich in 
Ungarn positioniert werden.
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(64) Ziel ist es, […]. 

Rentabilität 

(65) Für den Nachweis ihrer Rentabilität geht die Bank bei 
ihren makroökonomischen Prognosen für den Base 
Case von einem Rückgang des BIP im Jahr 2009 um 
4,3 % und einer Wachstumsrate von 1,6 % im 
Jahr 2010 aus. Für 2011 wird eine Wachstumsrate von 
2 % angenommen. Für den Euro-Raum geht die Bank 
von einem BIP-Rückgang um 3,6 % im Jahr 2009 und 
einer Wachstumsrate von 1,2 % in 2010 bzw. 2,3 % in 
2011 aus. Ferner nimmt die Bank an, dass sich die Infla­
tionsrate sowohl in Deutschland als auch im Euro-Raum 
2009 auf weniger als 1 % belaufen, sich aber bis 2011 
schrittweise auf 2 % erhöhen wird. Die Zinsertragskurve, 
gemessen am Abzug der erwarteten 3-Monatssätze von 
den erwarteten 5- und 10-Jahressätzen ermittelt wird, 
dürfte sich bis 2011 erheblich abflachen. 

(66) Die Bank weist darauf hin, dass sie in Ergänzung ihres 
Top-Down-Ansatzes bei der Risikoberechnung für jede 
ihrer Risikopositionen eine Bottom-up-Planung vorge­
nommen hat. Da sich die makroökonomische Lage 
noch weiter verschlechtern könnte, setzte die Bank ihre 
Risikovorsorge im Base Case höher an, als durch die 
Bottom-up-Planung erforderlich wäre. 

(67) Auf der Grundlage der vorstehenden Annahmen geht die 
Bank von einem […] Betriebsergebnis für 2009 aus, er­
wartet aber, […]zu erzielen. Das Kerngeschäft der Bank 
wird im gesamten Planungszeitraum […] bleiben, wäh­
rend im Nicht-Kerngeschäft bis 2010 weiter […] ver­
zeichnet werden. Das Ergebnis vor Steuern wird jedoch 
sowohl 2009 als auch 2010 […] bleiben. […] für 2011 
wird ein […] Ergebnis erwartet. 

(68) Zur Überprüfung der Sensitivität der Prognosen erstellte 
die Bank ihre Gewinn- und Verlustrechnung auch für ein 
optimistisches und ein pessimistisches Szenario. Beim op­
timistischen Szenario wird u. a. für 2010 von einer bes­
seren makroökonomischen Lage im Vergleich zum Base 
Case ausgegangen. Auch das operative Betriebsergebnis 
würde 2010 […] ausfallen, und 2011 würden […] ver­
zeichnet. Im pessimistischen Szenario, für das die makro­
ökonomische Lage nicht näher skizziert wird, würden bis 
2011 sowohl das […] der Bank als auch das […] aus­
fallen. 

(69) Was die HGAA anbetrifft, so hat die BayernLB einen 
Geschäftsplan für die Jahre 2009 bis 2013 vorgelegt, 
dem zufolge 2009 und danach ein […] erzielt wird. 
Der Plan stützt sich auf makroökonomische Prognosen, 
die die BayernLB der HGAA vorgegeben hat. 

(70) Im Base Case entwickeln sich die Eckdaten der BayernLB 
wie folgt. 

(71) Kernaktitiväten 

in Mio. EUR 
Pro 

Forma 
2008 

Plan 
2009 

Plan 
2010 

Plan 
2011 

Plan 
2012 

Plan 
2013 

Erträge […] […] […] […] […] […] 

Verwaltungsauf­
wand 

[…] […] […] […] […] […] 

Risikovorsorge 
Kredit 

[…] […] […] […] […] […] 

Betriebsergebnis 
operativ 

[…] […] […] […] […] […] 

in Mrd. EUR 
Pro 

Forma 
2008 

Plan 
2009 

Plan 
2010 

Plan 
2011 

Plan 
2012 

Plan 
2013 

Bilanzsumme […] […] […] […] […] […] 

Risikoaktiva […] […] […] […] […] […] 

CIR […] […] […] […] […] […] 

RoE […] […] […] […] […] […] 

(72) Nicht-Kernaktivitäten 

in Mrd. EUR 
Pro 

Forma 
2008 

Plan 
2009 

Plan 
2010 

Plan 
2011 

Plan 
2012 

Plan 
2013 

Erträge […] […] […] […] […] […] 

Verwaltungsauf­
wand 

[…] […] […] […] […] […] 

Risikovorsorge 
Kredit 

[…] […] […] […] […] […] 

Betriebsergebnis 
operativ 

[…] […] […] […] […] […] 

in Mrd. EUR 
Pro 

Forma 
2008 

Plan 
2009 

Plan 
2010 

Plan 
2011 

Plan 
2012 

Plan 
2013 

Bilanzsumme […] […] […] […] […] […] 

Risikoaktiva […] […] […] […] […] […] 

CIR […] […] […] […] […] […] 

RoE […] […] […] […] […] […] 

3. BEIHILFERECHTLICHE WÜRDIGUNG 

3.1. Vorliegen einer staatlichen Beihilfe 

(73) Gemäß Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag sind staatliche 
oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich 
welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Un­
ternehmen den Wettbewerb verfälschen oder zu verfäl­
schen drohen, mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar, 
soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten bein­
trächtigen.
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(74) Die Kommission weist darauf hin, dass sie bereits in ihrer 
Entscheidung über eine staatliche Rettungsbeihilfe für die 
BayernLB festgestellt hat, dass die Risikoabschirmung und 
die Kapitalmaßnahme zugunsten der BayernLB eine staat­
liche Beihilfe darstellen ( 10 ). Des Weiteren kam die Kom­
mission zu dem Schluss, dass diese im Einklang mit den 
Bedingungen der deutschen Beihilferegelung zum Ret­
tungspaket für Finanzinstitute in Deutschland steht. 

(75) Die Beihilfe besteht zum einen aus einer Rekapitalisie­
rungsmaßnahme in Höhe von 10 Mrd. EUR. Diese stellt 
nach ständiger Entscheidungspraxis der Kommission zu 
100 % eine staatliche Beihilfe dar. Dies wird von Deutsch­
land nicht bestritten. 

(76) Zum anderen stellt Deutschland für das ABS-Portfolio 
eine Risikoabschirmung in Form einer Garantie über 
4,8 Mrd. EUR zur Verfügung. Deutschland ist der Auf­
fassung, dass sich der Beihilfewert dieser Maßnahme le­
diglich auf 1,6 Mrd. EUR beläuft. 

(77) Die Kommission hat Zweifel daran, ob Deutschland den 
Beihilfewert dieser Maßnahme korrekt berechnet hat. Be­
reits in ihrer Entscheidung über die staatliche Rettungs­
beihilfe für die BayernLB hat die Kommission festgestellt, 
dass die Abschirmung des ABS-Portfolios weniger mit 
einer Garantie als vielmehr mit einer Kapitalzuführung 
zu vergleichen ist, da sie der Kompensation bereits kon­
kretisierter Verluste diene. Insbesondere in Anbetracht der 
Verluste in einem Worst-case-Szenario ist die Kommis­
sion daher in Übereinstimmung mit ihrer bisherigen Pra­
xis der Auffassung, dass das Beihilfeelement der Abschir­
mung bis zu 100 % des abgeschirmten Betrags betragen 
könnte ( 11 ). Des Weiteren weist die Kommission darauf 
hin, dass sie in der Zwischenzeit in ihrer Mitteilung vom 
25. Februar 2009 ( 12 ) (nachstehend ‚Mitteilung über wert­
geminderte Aktiva‘ genannt) ausführlicher dargelegt hat, 
wie Risikoschirme für wertgeminderte Aktiva zu bewer­
ten sind. In dieser Mitteilung heißt es, dass der Beihilfebe­
trag der Differenz zwischen dem Übernahmewert der 
Vermögenswerte und dem Marktpreis (der sogar bei 
null liegen kann) entspricht ( 13 ). Bislang wurden der Kom­
mission noch keine Angaben zum Marktwert des ABS- 
Portfolios übermittelt. 

(78) Darüber hinaus liegt die Vergütung mit [40—70] Basi­
spunkten weit unter dem Preis, den ein marktwirtschaft­
lich handelnder Kapitalgeber erwarten würde. 

(79) Außerdem hat die BayernLB durch den Sonderfonds Fi­
nanzmarktstabilisierung (SoFFin) eine Liquiditätsgarantie 
in Höhe von 15 Mrd. EUR gemäß § 6 des Gesetzes 
zur Errichtung eines Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(FMStFG) erhalten. 

(80) Darüber hinaus erhielt die BayernLB-Tochter HGAA von 
Österreich nach dem Finanzmarktstabilitäts- und dem In­
terbankmarktstärkungsgesetz für Kreditinstitute und Ver­
sicherungsunternehmen in Österreich (nachstehend ‚öster­
reichisches Rettungspaket‘ genannt) zusätzlich Tier-1- 
Hybridkapital in Höhe von 900 Mio. EUR. 

3.2. Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt 

3.2.1. Anwendung von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b EG- 
Vertrag 

(81) Zum Zeitpunkt der Gewährung der Beihilfe handelte es 
sich bei der BayernLB laut Entscheidung zur staatlichen 
Rettungsbeihilfe für die BayernLB um ein Unternehmen 
in Schwierigkeiten. Die Beihilfe stellt folglich eine Um­
strukturierungsbeihilfe dar und müsste normalerweise 
nach den Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Bei­
hilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unterneh­
men in Schwierigkeiten (nachstehend ‚Rettungs- und Um­
strukturierungsleitlinien‘ genannt) ( 14 ) geprüft werden. 

(82) Nach Auffassung Deutschlands sollte die Würdigung der 
Beihilfe jedoch auf der Grundlage von 
Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b EG-Vertrag erfolgen. 
Nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b ist die Kommis­
sion befugt, eine Beihilfe als mit dem Gemeinsamen 
Markt vereinbar zu erklären, wenn sie zur ‚Behebung 
einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben eines 
Mitgliedstaats‘ beiträgt. Die Kommission weist darauf 
hin, dass das Gericht erster Instanz unterstrichen hat, 
dass Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b EG-Vertrag restrik­
tiv anzuwenden ist und der Beseitigung einer Störung im 
gesamten Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaates dienen 
muss ( 15 ). 

(83) In ihrer Entscheidung zur Genehmigung des Rettungspa­
kets für Finanzinstitute in Deutschland kam die Kommis­
sion zu dem Schluss, dass eine beträchtliche Störung im 
Wirtschaftsleben der Bundesrepublik Deutschland vorliegt 
und die staatliche Unterstützung von Banken geeignet ist, 
diese Störung zu beheben ( 16 ). Artikel 87 Absatz 3 Buch­
stabe b EG-Vertrag kann deshalb angewendet werden.
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( 10 ) Siehe Fußnote 1. 
( 11 ) Siehe Fußnote 1 in Bezug auf die Entscheidung der Kommission 

vom 30. April 2008 in der Beihilfesache NN 25/2008, Erwägungs­
grund 36 (ABl. C 189 vom 26.7.2008, S. 3). 

( 12 ) Mitteilung der Kommission über die Behandlung wertgeminderter 
Aktiva im Bankensektor der Gemeinschaft (ABl. C 72 vom 
26.3.2009, S. 1). 

( 13 ) Siehe Randnummer 39 der Mitteilung über wertgeminderte Aktiva, 
wo unterstrichen wird, dass sich der aktuelle Marktwert erheblich 
vom Buchwert der jeweiligen Vermögenswerte unterscheiden kann 
oder sich überhaupt kein Marktwert mehr ermitteln lässt, weil es 
keinen Markt gibt und der Wert einiger Vermögenswerte dann 
effektiv null betragen kann. 

( 14 ) ABl. L 244 vom 1.10.2004, S. 2. 
( 15 ) Vgl. grundsätzlich verbundene Rechtssachen T-132/96 und T- 

143/96, Freistaat Sachsen und Volkswagen AG/Kommission, 
Slg. 1999, II-3663, Rdnr. 167. Bestätigt durch die ständige Ent­
scheidungspraxis der Kommission, z. B. kürzlich durch die Entschei­
dung der Kommission vom 4. Juni 2008 in der Sache C 9/2008, 
SachsenLB, noch nicht veröffentlicht. 

( 16 ) Siehe Fußnote 2.



(84) Im vorliegenden Fall hält die Kommission außerdem fest, 
dass sie bereits in ihrer Entscheidung zur Genehmigung 
der staatlichen Rettungsbeihilfe für die BayernLB die An­
wendbarkeit von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b EG- 
Vertrag geprüft hat und zu dem Schluss gekommen ist, 
dass die Rettungsbeihilfe auf der Grundlage von Arti­
kel 87 Absatz 3 Buchstabe b EG-Vertrag als mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbar betrachtet werden kann, 
sofern Deutschland einen schlüssigen und fundierten Um­
strukturierungsplan für die Bank vorlegt. Deutschland hat 
jetzt einen Umstrukturierungsplan für die BayernLB über­
mittelt, den die Kommission nach Artikel 87 Absatz 3 
Buchstabe b EG-Vertrag zu prüfen hat. 

(85) Außerdem hat Österreich eine Beihilfe auf der Grundlage 
eines eigenen Rettungspakets gewährt, das die Kommis­
sion nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b EG-Vertrag 
genehmigt hat ( 17 ). Für die HGAA hat Österreich außer­
dem einen Rentabilitätsplan vorgelegt. Ein solcher Plan 
muss im Falle von Beihilfen für grundsätzlich gesunde 
Banken übermittelt werden. Wäre die Bank als nicht 
grundsätzlich gesund eingestuft worden, hätte ein Um­
strukturierungsplan vorgelegt werden müssen. […]. Aus 
diesem Grunde hat die Kommission Zweifel, dass die 
Beihilfe Österreichs für die HGAA mit Artikel 87 Absatz 
3 Buchstabe b EG-Vertrag vereinbar ist. 

3.2.2. Vereinbarkeit der Umstrukturierungsbeihilfe nach Arti­
kel 87 Absatz 3 Buchstabe b EG-Vertrag 

(86) Wie von der Kommission in ihren drei Mitteilungen zur 
gegenwärtigen Finanzkrise ( 18 ) dargelegt, sind Beihilfe­
maßnahmen, die aufgrund der derzeitigen Finanzkrise 
zugunsten von Banken ergriffen werden, nach den 
Grundsätzen der Rettungs- und Umstrukturierungsleitli­
nien und unter Berücksichtigung der Besonderheiten der 
Systemkrise der Finanzmärkte zu prüfen ( 19 ). Dies bedeu­
tet für die beihilferechtliche Würdigung der Umstruktu­
rierung der BayernLB nach Artikel 87 Absatz 3 
Buchstabe b EG-Vertrag, dass die Grundsätze der Ret­
tungs- und Umstrukturierungsleitlinien in Anbetracht 
der derzeitigen Krise gegebenenfalls angepasst werden 
müssen. In diesem Zusammenhang sollte den dort fest­
gelegten Regeln für den Eigenbetrag besondere Beachtung 
geschenkt werden. Da die die BayernLB keinen Zugang 
zu Fremdkapital mehr hat und der in den Rettungs- und 
Umstrukturierungsleitlinien geforderte Eigenbeitrag von 
mindestens 50 % im derzeitigen wirtschaftlichen Umfeld 
unrealistisch scheint, räumt die Kommission ein, dass es 
während der Finanzmarktkrise möglicherweise nicht an­

gezeigt ist zu verlangen, dass der zu leistende Eigenbei­
trag einem vorab festgelegten Anteil an den Umstruktu­
rierungskosten entspricht. Auch Ausgestaltung und 
Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen zur Verhinde­
rung unverhältnismäßiger Wettbewerbsverzerrungen sind 
eventuell insofern zu überdenken, als die BayernLB auf­
grund der derzeitigen Marktlage möglicherweise mehr 
Zeit für die Durchführung benötigt. 

(87) Wie von der Kommission bereits in früheren Erläuterun­
gen festgestellt, dürfte der Umfang der zur Wiederher­
stellung der Rentabilität erforderlichen Umstrukturierung 
direkt proportional zur Reichweite und Höhe der Beihilfe 
einerseits und zur Tragfähigkeit (bzw. Nichttragfähigkeit) 
des Geschäftsmodells der BayernLB andererseits sein. […]. 

W i e d e r h e r s t e l l u n g d e r l a n g f r i s t i g e n 
R e n t a b i l i t ä t 

(88) Der Umstrukturierungsplan muss die Wiederherstellung 
der Rentabilität des Unternehmens innerhalb eines ange­
messenen Zeitraums gewährleisten. Diesbezüglich bewer­
tet die Kommission positiv, dass die BayernLB beabsich­
tigt, sich auf ihre Kernkompetenzen zu konzentrieren 
und risikoträchtigere Geschäftstätigkeiten wie das Invest­
mentbanking abzustoßen. 

(89) Die Kommission hält jedoch fest, dass sich die Wirt­
schaftsprognosen in den letzten Wochen erheblich ver­
schlechtert haben, so dass die von der Bank vorgelegten 
Prognosen nicht mehr aktuell sind ( 20 ). Auch wenn die 
Bank diese Möglichkeit bereits berücksichtigt hat, indem 
sie für das Base-case-Szenario eine höhere Risikovorsorge 
vorsieht, als für diesen Fall erforderlich wären, hat die 
Kommission Zweifel daran, ob dies ausreicht, um den 
sich verschlechternden Prognosen Rechnung zu tragen. 
[…] 

(90) Des Weiteren haben Deutschland und die BayernLB zwar 
einen Wechsel der Kontrollmehrheit bei der BayernLB 
[…] zugesagt, aber sich bislang noch zu keinem festen 
Termin verpflichtet. Die Kommission ist der Ansicht, dass 
ein solcher Wechsel fest im Umstrukturierungsplan ein­
geplant und nicht nur als Option für die Zeit nach der 
Wiederherstellung der Rentabilität der Bank vorgesehen 
sein sollte. […]. 

(91) Da die BayernLB-Tochter HGAA das österreichische Ban­
kenrettungspaket selbst in Anspruch genommen hat […], 
muss nach Auffassung der Kommission auch die Wieder­
herstellung der Rentabilität der HGAA gewährleistet wer­
den. 

(92) Der von der HGAA vorgelegte Plan wirft Zweifel auf, da 
die zugrunde gelegten Annahmen nicht näher dargelegt 
und daher unklar sind. […].
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( 17 ) Siehe Fußnote 3. 
( 18 ) Mitteilung der Kommission — Die Anwendung der Vorschriften für 

staatliche Beihilfen auf Maßnahmen zur Stützung von Finanzinsti­
tuten im Kontext der derzeitigen globalen Finanzkrise (ABl. C 270 
vom 25.10.2008, S. 8, Randnummern 10, 32 und 42); Mitteilung 
der Kommission – Die Rekapitalisierung von Finanzinstituten in der 
derzeitigen Finanzkrise: Beschränkung der Hilfe auf das erforderliche 
Minimum und Vorkehrungen gegen unverhältnismäßige Wettbe­
werbsverzerrungen (ABl. C 10 vom 15.1.2009, S. 2, Randnum­
mer 44); Mitteilung der Kommission über die Behandlung wertge­
minderter Aktiva im Bankensektor der Gemeinschaft (ABl. C 72 
vom 26.3.2009, S. 1, Randnummern 17 und 55 ff.). 

( 19 ) Siehe insbesondere Randnummer 42 der Mitteilung der Kommis­
sion – Die Anwendung der Vorschriften für staatliche Beihilfen auf 
Maßnahmen zur Stützung von Finanzinstituten im Kontext der der­
zeitigen globalen Finanzkrise (ABl. C 270 vom 25.10.2008, S. 8). 

( 20 ) Die Entscheidung der Kommission vom 7. Mai 2009 in der Beihil­
fesache N 244/2009 Commerzbank enthält eine detailliertere Prog­
nose.



V e r m e i d u n g u n z u m u t b a r e r W e t t b e ­
w e r b s v e r f ä l s c h u n g e n 

(93) Um Wettbewerbsverzerrungen so weit wie möglich abzu­
schwächen, müssen auch im Falle von Bankenumstruktu­
rierungen Maßnahmen getroffen werden, die im Verhält­
nis zu den durch die Beihilfe verursachten Verzerrungs­
effekten stehen. 

(94) Deutschland macht geltend, dass etwaige wettbewerbsver­
zerrenden Auswirkungen der Beihilfe durch die Aufgabe 
bzw. den Abbau überdurchschnittlich produktiver (d. h. 
Ertragskraft bezogen auf jeweilige Risikoaktiva) Aktivitä­
ten, die Veräußerung wesentlicher Elemente des strategi­
schen Beteiligungsportfolios, den kompletten Rückzug 
aus Asien, die Schließung der Niederlassungen in Mai­
land, Kiew und Montreal sowie die Redimensionierung 
der Filialen in London und in New York gemindert wür­
den. 

(95) Die Kommission weist darauf hin, dass sie im Falle einer 
Rekapitalisierung diesen Umfangs in vergleichbaren Fällen 
eine massive Reduzierung der Bilanzsumme verlangt hat, 
um unzumutbare Wettbewerbsverfälschungen zu vermei­
den ( 21 ). Diesbezüglich begrüßt die Kommission den von 
der BayernLB geplanten massiven Abbau von Risikoak­
tiva und Bilanzsumme, betrachtet allerdings die oben be­
schriebenen Anstrengungen nicht als ausreichend, da — 
wie auch in anderen Bankenfällen — ein erheblicher Teil 
dieser Abbaumaßnahmen ohnehin für die Wiederherstel­
lung der Rentabilität erforderlich wäre. Deshalb hat die 
Kommission Zweifel daran, dass es sich um eigens zur 
Abmilderung von Wettbewerbsverzerrungen konzipierte 
Maßnahmen handelt. 

(96) Außerdem würde die Kommission erwarten, dass — ins­
besondere in Bayern — Schritte in Form von Verhaltens­
regeln und strukturellen Maßnahmen ergriffen würden, 
um Wettbewerbsverzerrungen noch weiter abzuschwä­
chen. Die Veräußerung der […] könnte in diesem Zusam­
menhang möglicherweise ein Element sein, aber nicht 
notwendigerweise als ausreichend gewertet werden. 

(97) Bezüglich des Verkaufs von […] liegen der Kommission 
zwar die Zieltermine für die Veräußerung vor, zu denen 
die Veräußerung erfolgen soll, aber keine feste Zusage, 
dass sie bis Ende […] verkauft sein werden. Deshalb 
hat die Kommission gewisse Bedenken bezüglich der zeit­
lichen Planung für die Durchführung dieser Maßnahmen 
und somit auch hinsichtlich ihrer Wirksamkeit in Bezug 
auf eine Abschwächung etwaiger Wettbewerbsverzerrun­
gen. 

(98) Des Weiteren hat die Kommission Zweifel, dass der von 
der HGAA vorgelegte Plan ausreichende Maßnahmen 
vorsieht, […]. 

B e g r e n z u n g d e r B e i h i l f e a u f d a s e r f o r ­
d e r l i c h e M i n i m u m 

(99) Die Kommission hält fest, dass der Umstrukturierungs­
plan in Bezug auf eine Begrenzung der Beihilfe auf das 
erforderliche Minimum keine weitreichenden Vorschläge 
enthält. Die Bank leistet durch Veräußerungen einen ge­
wissen Beitrag, allerdings bleibt das Ausmaß dieser Ver­
käufe vage. Deutschland macht im Falle der BayernLB 
außergewöhnliche Umstände geltend. Auch wenn tatsäch­
lich besondere Umstände vorliegen und – wie weiter 
oben erläutert – eine entsprechende Anpassung begrün­
den sollten, befreit dies nicht davon, von der Bank als 
auch von den Anteilseignern ein möglichst hoher Eigen­
betrag zu erwarten. 

(100) Bislang liegen der Kommission keine klaren Angaben 
zum Beitrag der Anteilseigner vor. Deutschland hatte be­
reits zum Zeitpunkt der Kommissionsentscheidung über 
die staatliche Rettungsbeihilfe für die BayernLB zugesagt, 
dass in Anbetracht der hohen Verluste der Bank keine 
Kupons für Hybridkapitalinstrumente ausgezahlt werden. 
Derartige Maßnahmen zur Aufteilung der finanziellen Be­
lastung sollten nach Auffassung der Kommission so lange 
vorgesehen werden, wie die Bank Verluste schreibt. Au­
ßerdem stellt sich die Kommission die Frage, ob eine 
Beteiligung an den Verlusten dieser Instrumente angezeigt 
wäre. 

(101) Auf der Grundlage der obigen Ausführungen hat die 
Kommission Zweifel daran, dass die Beihilfe auf das er­
forderliche Minimum beschränkt ist und die mit der Um­
strukturierung verbundenen Lasten (burden sharing) aus­
reichend verteilt sind. 

(102) Der von der HGAA vorgelegte Plan sieht nach Auffas­
sung der Kommission nicht genügend Maßnahmen zur 
Lastenteilung vor, da die BayernLB im Grunde nur Kapital 
in die HGAA einbringen konnte, weil sie eine staatliche 
Beihilfe erhalten hatte und die HGAA-Eigentümer keine 
weitern Mittel bereitgestellt haben. Außerdem gibt es 
keine Zusage seitens der Bank, dass sich die Eigentümer 
des Hybridkapitals an etwaigen Verlustbeteiligungsverein­
barungen beteiligen […]. 

3.2.3. Verlängerung der staatlichen Rettungsbeihilfe 

(103) Deutschland hat viereinhalb Monate nach der am 18. De­
zember 2008 erteilten Genehmigung der staatlichen Ret­
tungsbeihilfe einen Umstrukturierungsplan übermittelt. 
Deutschland ist somit seiner Verpflichtung, der Kommis­
sion binnen sechs Monaten einen schlüssigen und fund­
ierten Umstrukturierungsplan bzw. einen Beweis für die 
vollständige Beendigung der Beihilfen vorzulegen, nach­
gekommen. Die Genehmigung der staatlichen Rettungs­
beihilfen wird deshalb im Einklang mit den Grundsätzen 
der Rettungs- und Umstrukturierungsleitlinien und Arti­
kel 87 Absatz 3 Buchstabe b EG-Vertrag so lange ver­
längert, bis die Kommission abschließend über den Um­
strukturierungsplan entschieden hat.
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( 21 ) Siehe Entscheidung der Kommission vom 4. Juni 2008 in der Bei­
hilfesache C 9/2008 Sachsen LB, noch nicht veröffentlicht und die 
Entscheidung der Kommission vom 21. Oktober 2008 in der Bei­
hilfesache C 10/2008, IKB, noch nicht veröffentlicht.



3.3. Schlussfolgerung 

(104) Aus den vorstehenden Erwägungen kommt die Kommis­
sion zu dem vorläufigen Schluss, dass die obigen Maß­
nahmen Deutschlands und Österreichs staatliche Beihilfen 
darstellen. Die Kommission betrachtet diese Beihilfen als 
Umstrukturierungsbeihilfen, hat aber zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt Zweifel, ob diese Beihilfen nach Artikel 87 
Absatz 3 EG-Vertrag als mit dem Gemeinsamen Markt 
vereinbar angesehen werden können. 

4. ENTSCHEIDUNG 

Auf der Grundlage der oben dargelegten Erwägungen wird das 
Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag eingeleitet. Die 
Kommission fordert Deutschland und Österreich auf, ihr zusätz­
lich zu den Unterlagen, die bereits eingegangen sind, alle zur 
Beurteilung der Vereinbarkeit der Beihilfe sachdienlichen Unter­
lagen, Angaben und Daten zu übermitteln, insbesondere: 

— detaillierte Beschreibung des ABS-Portfolios und seines 
Marktwerts; 

— detaillierter Zeitplan für die Durchführung der einzelnen 
Maßnahmen sowie Angabe eines endgültigen Termins für 
die vollständige Durchführung des gesamten Umstrukturie­
rungsplans; 

— Marktanteile der BayernLB in den verschiedenen Geschäfts­
segmenten in Bayern; 

— Marktanteile der HGAA in ihrem räumlichen und sachlichen 
Märkten; 

— weitere Angaben zur finanziellen Solidität der HGAA vor 
der Kapitalzuführung seitens der BayernLB im Dezember 
2008; 

— neues Stress-Szenario für die Wiederherstellung der Rentabi­
lität. 

Deutschland und Österreich werden ersucht, dem potenziellen 
Beihilfeempfänger unverzüglich eine Kopie dieses Schreibens 
zuzuleiten. 

Die Kommission erinnert Deutschland und Österreich an die 
aufschiebende Wirkung des Artikels 88 Absatz 3 EG-Vertrag 
und verweist auf Artikel 14 der Verordnung (EG) 
Nr. 659/1999 des Rates, wonach alle rechtswidrigen Beihilfen 
vom Empfänger zurückgefordert werden können. 

Die Kommission weist Deutschland und Österreich darauf hin, 
dass sie die Beteiligten durch die Veröffentlichung dieses 
Schreibens und einer Zusammenfassung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften informieren wird. Außerdem 
wird sie die Beteiligten in den EFTA-Staaten, die das EWR-Ab­
kommen unterzeichnet haben, durch die Veröffentlichung einer 
Bekanntmachung in der EWR-Beilage zum Amtsblatt der Euro­
päischen Union und die EFTA-Überwachungsbehörde durch 
Übermittlung einer Kopie dieses Schreibens von dem Vorgang 
in Kenntnis setzen. Alle Beteiligten werden aufgefordert, ihre 
Stellungnahme innerhalb von zwei Wochen ab dem Datum 
dieser Veröffentlichung abzugeben.“
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SONSTIGE RECHTSAKTE 

KOMMISSION 

Mitteilung an die Person, die nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 490/2009 der Kommission in 
die Liste nach den Artikeln 2, 3 und 7 der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates über die 
Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und 
Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk und den Taliban in 

Verbindung stehen, aufgenommen wurde 

(2009/C 134/09) 

(1) Mit dem Gemeinsamen Standpunkt 2002/402/GASP ( 1 ) wird die Gemeinschaft aufgefordert zum 
Einfrieren der Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen Osama bin Ladens, der Mitglieder der Al-Qaida- 
Organisation und der Taliban sowie anderer mit ihnen verbündeter Personen, Gruppen, Unternehmen 
und Einrichtungen, die in der gemäß den Resolutionen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen UNSCR 
1267 (1999) und 1333 (2000) erstellten Liste aufgeführt sind, welche von dem gemäß UNSCR 1267 
(1999) eingesetzten UN-Ausschuss regelmäßig zu aktualisieren ist. 

Auf dieser von dem genannten UN-Ausschuss erstellten Liste stehen: 

— Al-Qaida, die Taliban und Osama bin Laden, 

— natürliche bzw. juristische Personen, Organisationen, Einrichtungen und Gruppen, die mit Al-Qaida, den 
Taliban und Osama bin Laden in Verbindung stehen, und 

— juristische Personen, Organisationen und Einrichtungen, die im Eigentum oder unter der Kontrolle dieser 
mit Al-Qaida, den Taliban und Osama bin Laden in Verbindung stehenden Personen, Organisationen, 
Einrichtungen und Gruppen stehen oder diese unterstützen. 

Zu den Handlungen oder Aktivitäten, die darauf schließen lassen, dass eine Person, eine Gruppe, ein 
Unternehmen oder eine Organisation mit Al-Qaida, Osama bin Laden oder den Taliban „in Verbindung 
steht“, zählen: 

a) die Beteiligung an der Finanzierung, Planung, Erleichterung, Vorbereitung oder Begehung von Hand­
lungen oder Aktivitäten durch, zusammen mit, unter dem Namen oder im Namen von oder zur Unter­
stützung der Al-Qaida, der Taliban oder Osama bin Ladens oder einer ihrer Zellen, Unterorganisationen, 
Splittergruppen oder Ableger, 

b) die Lieferung, der Verkauf oder die Weitergabe von Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmaterial an 
diese, 

c) die Rekrutierung für diese oder 

d) die sonstige Unterstützung ihrer Handlungen oder Aktivitäten. 

(2) Der VN-Ausschuss hat am 27. Mai 2009 beschlossen, eine natürliche Person in die einschlägige Liste 
aufzunehmen. Die betroffene natürliche Person kann jederzeit einen mit Belegen versehenen Antrag auf 
Überprüfung des Beschlusses, sie in die vorstehend genannte Liste der Vereinten Nationen aufzunehmen, an 
den Ausschuss der Vereinten Nationen richten. Der Antrag ist an folgende Anschrift zu senden:
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United Nations — Focal point for delisting 
Security Council Subsidiary Organs Branch 
Room S-3055 E 
New York, NY 10017 
Vereinigte Staaten von Amerika 

Weitere Informationen hierzu finden Sie im Internet unter der Adresse http://www.un.org/sc/ 
committees/1267/delisting.shtml 

(3) Im Anschluss an den in Punkt 2 genannten Beschluss der Vereinten Nationen hat die Kommission die 
Verordnung (EG) Nr. 490/2009 ( 1 ) angenommen, mit der Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des 
Rates über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und 
Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk und den Taliban in Verbindung ste­
hen ( 2 ), gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 geändert wird. 

Daher finden die folgenden Maßnahmen der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 auf die betreffende natürliche 
Person Anwendung: 

1. Das Einfrieren aller Gelder, anderen finanziellen Vermögenswerten und wirtschaftlichen Ressourcen, die 
ihr gehören oder in ihrem Eigentum stehen oder von ihr verwahrt werden, und die Vorschrift, dass 
Gelder, andere finanzielle Vermögenswerte und wirtschaftliche Ressourcen ihr weder direkt noch indirekt 
zur Verfügung gestellt werden oder zugute kommen dürfen (Artikel 2 und 2a ( 3 )), und 

2. das Verbot, auf unmittelbarem oder mittelbarem Weg technische Beratung, Hilfe oder Ausbildung im 
Zusammenhang mit militärischen Tätigkeiten an sie zu liefern, zu verkaufen und weiterzugeben 
(Artikel 3). 

(4) Die auf der Liste der Verordnungen (EG) Nr. 490 /2009 aufgeführte natürliche Person kann bei der 
Kommission beantragen, dass ihr die Gründe für ihre Aufnahme in die Liste mitgeteilt werden. Der ent­
sprechende Antrag ist an folgende Anschrift zu richten: 

Europäische Kommission 
„Restrictive measures“ 
Rue de la Loi/Wetstraat 200 
1049 Brüssel 
BELGIQUE/BELGIË 

(5) Die betroffene natürliche Person wird ferner auf die Möglichkeit hingewiesen, die Verordnung (EG) 
Nr. 490/2009 nach Maßgabe des Artikels 230 Absätze 4 und 5 des Vertrags zur Gründung der Europä­
ischen Gemeinschaft vor dem Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften anzufechten. 

(6) Die personenbezogenen Daten der in die Liste der Verordnung (EG) Nr. 490/2009 aufgenommenen 
natürlichen Person werden im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemein­
schaft und zum freien Datenverkehr ( 4 ) behandelt. Etwaige Anträge, z. B. auf Erteilung weiterer Informatio­
nen oder zur Ausübung der in der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 vorgesehenen Rechte (z. B. Einsicht oder 
Berichtigung persönlicher Daten), sind an die vorstehend in Punkt 4 genannte Anschrift der Kommission zu 
richten. 

(7) Die in Anhang I aufgeführte natürliche Person wird darauf hingewiesen, dass sie bei den zuständigen 
Behörden des betreffenden Mitgliedstaats bzw. der betreffenden Mitgliedstaaten, die in Anhang II der Ver­
ordnung (EG) Nr. 881/2002 aufgeführt sind, beantragen kann, dass ihr die Verwendung der eingefrorenen 
Gelder, anderen finanziellen Vermögenswerte und wirtschaftlichen Ressourcen zur Deckung ihrer Grund­
bedürfnisse oder für bestimmte Zahlungen gemäß Artikel 2a der Verordnung genehmigt wird.
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung des Aufrufs zur Interessenbekundung für externe Sachverständige zur Bildung einer Arbeitsgruppe 
aus wissenschaftlichen Sachverständigen der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (Parma, Italy) 

(Amtsblatt der Europäischen Union C 95 vom 24. April 2009) 

(2009/C 134/10) 

Seite 19, „Einreichung der Bewerbungen“, dritter Absatz: 

anstatt: „… 15. Juni 2009 …“ 

muss es heißen: „… 29. Juni 2009 …“. 

Berichtigung der Stellungnahme der Europäischen Zentralbank vom 6. Januar 2009 zu einem Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über grenzüberschreitende Zahlungen in der 

Gemeinschaft (CON/2009/1) 

(Amtsblatt der Europäischen Union C 21 vom 28. Januar 2009) 

Seite 2, Nummer 1.2: 

anstatt: „1.2. Aus der Entwicklung von SEPA ergibt sich, dass Systeme zur Meldung von Zahlungsbilanzda­
ten, die hauptsächlich auf Zahlungsverkehrsdaten basieren, im Hinblick auf Zahlungen in Euro 
innerhalb der EU nicht in ihrer derzeitigen Form weitergeführt werden können. Die Reform 
dieser Systeme könnte nicht nur wesentlich geringere Berichtspflichten für Banken beinhalten, 
sondern auch eine Erhöhung der Berichtslast für Nichtbanken, die so weit wie möglich be­
schränkt werden sollte (z.B. durch die Anwendung ordnungsgemäßer Umfrage- und Stichpro­
benverfahren). …“ 

muss es heißen: „1.2. Aus der Entwicklung von SEPA ergibt sich, dass Systeme zur Meldung von Zahlungsbilanzda­
ten, die hauptsächlich auf Zahlungsverkehrsdaten basieren, im Hinblick auf Zahlungen in Euro 
innerhalb der EU nicht in ihrer derzeitigen Form weitergeführt werden können. Die Reform 
dieser Systeme könnte nicht nur wesentlich geringere Berichtspflichten für Banken beinhal­
ten ( 1 ), sondern auch eine Erhöhung der Berichtslast für Nichtbanken, die so weit wie möglich 
beschränkt werden sollte (z. B. durch die Anwendung ordnungsgemäßer Umfrage- und Stich­
probenverfahren). … 

___________ 
( 1 ) Im Einklang mit Artikel 1 Absatz 3 des Verordnungsvorschlags werden Banken dennoch 

verpflichtet sein, über ihre eigenen grenzüberschreitenden finanziellen und nichtfinanziellen 
Transaktionen zu berichten.“
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